
 
 
 
GZ: 21.119/17-1/03 Wien, 8. Oktober 2003 

 
 
Betrifft:  Entwurf des Bundesministeriums für soziale Sicherheit, 
  Generationen und Konsumentenschutz betreffend ein  
  2. Sozialversicherungs-Änderungsgesetz 2003; 
  Begutachtungsverfahren. 
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Sehr geehrte Damen und Herren! 

 

Das Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und 

Konsumentenschutz übermittelt beiliegend den Entwurf eines 

2. Sozialversicherungs-Änderungsgesetzes 2003 samt Erläuterungen und 

Textgegenüberstellung mit dem Ersuchen um Stellungnahme bis längstens 

 

5. November 2003 (ho. einlangend). 

 

Es wird ersucht, die Stellungnahmen an das Bundesministerium für soziale 

Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz elektronisch zu übermitteln: 

 
anna.hoermann@bmsg.gv.at 

 

Der Entschließung des Nationalrates anlässlich der Verabschiedung des 

Geschäftsordnungsgesetzes, BGBl. Nr. 178/1961, entsprechend, werden die 

begutachtenden Stellen ersucht, 25 Ausfertigungen der Stellungnahme 

unmittelbar dem Präsidium des Nationalrates zu übersenden und das 

Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und 

Konsumentenschutz hievon in Kenntnis zu setzen. Die Übermittlung der 

Stellungnahme an das Präsidium des Nationalrates sollte nach Möglichkeit 

auch elektronisch erfolgen: 

 
begutachtungsverfahren@parlinkom.gv.at 

 
Die Landeskammern der gesetzlichen Interessenvertretungen werden ersucht, 

die Stellungnahme unmittelbar der jeweiligen Bundeskammer zu übermitteln. 

 
Die Sozialversicherungsträger werden ersucht, die Stellungnahme unmittelbar 

dem Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger zu 

übermitteln. 
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Mit freundlichen Grüßen 
Für den Bundesminister: 

Dr. PÖLTNER 
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E n t w u r f  d e s  B M S G 

Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, das Gewerbliche 
Sozialversicherungsgesetz, das Bauern-Sozialversicherungsgesetz und das 
Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz geändert werden 
(2. Sozialversicherungs-Änderungsgesetz 2003 – 2. SVÄG 2003) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 

Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das 

Bundesgesetz BGBl. I Nr. 71/2003, wird wie folgt geändert: 

1. Im § 4 Abs. 4 wird der Punkt am Ende der lit. d durch den Ausdruck „oder“ ersetzt; folgende lit. e wird 
angefügt: 
 „e) dass es sich um eine Tätigkeit als ständiger freier Mitarbeiter (ständige freie Mitarbeiterin) im 

Sinne des § 16 des Journalistengesetzes handelt.“ 

2. Im § 8 Abs.  1 Z 3 lit. c wird der Ausdruck „der Bundesämter für Soziales und Behindertenwesen,“ 
durch den Ausdruck „des Bundesamtes für Soziales und Behindertenwesen, der“  ersetzt. 

3. Im § 70b Abs. 1 erster Satz wird nach dem Ausdruck „Hochschulen“ der Ausdruck „oder für eine 

vorgeschriebene Ausbildung im Anschluss an ein Hochschulstudium“  eingefügt. 

4. Im § 70b Abs. 2 wird nach dem Ausdruck „Hochschulbesuch“ der Ausdruck „und für eine 

vorgeschriebene Ausbildung im Anschluss an ein Hochschulstudium“  eingefügt. 

5. Im § 81 wird nach Abs. 2 folgender Abs. 2a eingefügt: 

„(2a) Zulässig ist auch die Errichtung (Gründung) einer Aktiengesellschaft durch den Hauptverband 

zum Zweck einer Pensionskassenversorgung der Sozialversicherungsbediensteten.“ 

6. Im § 86 Abs. 4 zweiter Satz wird der Ausdruck „Unfallsanzeige“ jeweils durch den Ausdruck 
„Unfallmeldung“ ersetzt. 

7. Im § 91 Abs. 1 zweiter Satz in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 wird der Ausdruck 
„Bezügebegrenzungsgesetzes“ durch den Ausdruck „Bundesverfassungsgesetzes über die Begrenzung 

von Bezügen öffentlicher Funktionäre, BGBl. I Nr. 64/1997,“  ersetzt. 

8. § 103 Abs. 2 lautet: 

„(2) Die Aufrechnung nach Abs. 1 Z 1 und 2 ist nur bis zur Hälfte der zu erbringenden Geldleistung 

zulässig, wobei jedoch der anspruchsberechtigten Person ein Gesamteinkommen in der Höhe von 90 % 

des jeweils in Betracht kommenden Richtsatzes nach § 293 verbleiben muss. Gesamteinkommen ist die 

zu erbringende Geldleistung zuzüglich eines aus übrigen Einkünften der leistungsberechtigten Person 

erwachsenden Nettoeinkommens (§ 292) und der nach § 294 zu berücksichtigenden Beträge.“ 
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9. § 113 Abs. 2 lautet: 

„(2) Werden gesetzlich oder satzungsmäßig festgesetzte oder vereinbarte Fristen für die Vorlage von 

Versicherungs- oder Abrechnungsunterlagen nicht eingehalten, so kann ein Beitragszuschlag bis zum 

Zehnfachen der Höchstbeitragsgrundlage (§ 45 Abs. 1) vorgeschrieben werden.“  

10. Im § 201 Abs. 4 wird der Ausdruck „eines Bundesamtes für Soziales und Behindertenwesen“ durch 
den Ausdruck „des Bundesamtes für Soziales und Behindertenwesen“ ersetzt. 

11. Im § 225 Abs. 1 wird der Punkt am Ende der Z 7 durch einen Strichpunkt ersetzt; folgende Z 8 wird 
angefügt: 
 „8. Zeiten einer Familienhospizkarenz, in denen ein Beitrag auf Grund des § 29 Abs. 2 AlVG oder 

des § 32 Abs. 1 AlVG entrichtet wurde.“ 

12. Dem § 225 Abs. 5 wird folgender Satz angefügt: 

„Das Gleiche gilt für Zeiten der Selbstversicherung nach § 19a.“ 

13. Im § 227 Abs. 1 Z 1 letzter Satzteil entfällt der Ausdruck „mit zwei Drittel ihrer Dauer“ . 

14. § 227 Abs. 1 Z 5 letzter Halbsatz lautet: 

„ferner die Zeiten nach § 34 Abs. 1 AlVG in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 103/2001, in 

denen der (die) Versicherte als arbeitslos gemeldet und ausschließlich wegen der Berücksichtigung des 

Einkommens der Ehegattin oder des Ehegatten (der Lebensgefährtin oder des Lebensgefährten) vom 

Bezug der Notstandshilfe ausgeschlossen war;“ 

15. § 227a Abs. 6 zweiter Satz lautet: 

„Diese Vermutung kann widerlegt werden.“ 

16. § 227a Abs. 7 wird aufgehoben. 

17. § 228a Abs. 3 letzter Satz lautet: 

„Diese Vermutung kann widerlegt werden.“ 

18. § 228a Abs. 4 wird aufgehoben. 

19. Im § 235 Abs. 3 lit. a wird der Klammerausdruck „(§§ 175 und 176)“ durch den Klammerausdruck 
„(§§ 175 und 176 dieses Bundesgesetzes, §§ 148c und 148d BSVG)“ und der Klammerausdruck 
„(§ 177)“ durch den den Klammerausdruck „(§ 177 dieses Bundesgesetzes, § 148e BSVG)“ ersetzt. 

20. § 247 erster Satz lautet: 

„Der leistungszuständige Pensionsversicherungsträger hat die nach den österreichischen 

Rechtsvorschriften zu berücksichtigenden Versicherungszeiten festzustellen, wenn dies der (die) 

Versicherte beantragt.“ 

21. Im § 254 Abs. 6 wird der Ausdruck „Abs. 2“ durch den Ausdruck „Abs. 2 Z 2“ ersetzt. 

22. Dem § 255 wird folgender Abs. 7 angefügt: 

„(7) Nach Maßgabe der Abs. 1 bis 6 gilt der (die) Versicherte auch dann als invalid, wenn er (sie) 

bereits vor der erstmaligen Aufnahme einer die Pflichtversicherung begründenden Beschäftigung infolge 

von Krankheit oder anderen Gebrechen oder Schwäche seiner (ihrer) körperlichen oder geistigen Kräfte 

grundsätzlich außer Stande war, regelmäßig erwerbstätig zu sein, dennoch aber mindestens 

120 Beitragsmonate der Pflichtversicherung nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz erworben 

hat.“ 

23. § 261 Abs. 7 lautet: 

"(7) Besteht bei Eintritt eines Versicherungsfalles der geminderten Arbeitsfähigkeit oder des Alters 

ein bescheidmäßig zuerkannter Anspruch auf eine Pension aus eigener Pensionsversicherung, so gilt die 

Verminderung nach Abs. 4 für diese Pension auch für die hinzutretende Leistung."  

24. § 261c Abs. 2 wird aufgehoben. 

25. Im § 273 Abs. 2 wird der Ausdruck „Abs. 4 bis 6“ durch den Ausdruck „Abs. 4 bis 7“  ersetzt. 
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26. § 284c lautet: 

„§ 284c. Für die Erhöhung der Knappschaftsalterspension bei Aufschub der Geltendmachung des 

Anspruches ist § 261c so anzuwenden, dass an die Stelle des Prozentsatzes von 91,76 der Prozentsatz von 

99,79 tritt.“ 

27. § 288 Abs. 1 zweiter Satz lautet: 

„An die Stelle dieses Betrages tritt ab 1. Jänner eines jeden Jahres der unter Bedachtnahme auf § 108 

Abs. 9 mit dem jeweiligen Anpassungsfaktor (§ 108f) vervielfachte Betrag.“ 

28. Im § 308 Abs. 5 entfällt der letzte Satz. 

29. Die Überschrift zu § 363 lautet: 

„Unfallmeldung“ 

30. Im § 363 Abs. 1 wird der Ausdruck „anzuzeigen“ jeweils durch den Ausdruck „zu melden“ ersetzt. 

31. Im § 363 Abs. 2 erster Satz wird der Ausdruck „anzuzeigen“ durch den Ausdruck „zu melden“ 
ersetzt. 

32. Im § 363 Abs. 2 dritter Satz wird der Ausdruck „Anzeige“ durch den Ausdruck „Meldung“ ersetzt. 

33. Im § 363 Abs. 3 Einleitung wird der Ausdruck „Anzeige über einen Arbeitsunfall oder eine 

Berufskrankheit“ durch den Ausdruck „Meldung eines Arbeitsunfalles oder einer Berufskrankheit“ 
ersetzt. 

34. Im § 363 Abs. 3 zweiter Satz wird der Ausdruck „Anzeige über eine Berufskrankheit“ durch den 
Ausdruck „Meldung einer Berufskrankheit“ ersetzt. 

35. Im § 363 Abs. 4 erster Satz wird der Ausdruck „anzuzeigen“ durch den Ausdruck „zu melden“ 
ersetzt. 

36. Im § 363 Abs. 4 zweiter Satz wird der Ausdruck „anzeigepflichtigen“ durch den Ausdruck 
„meldepflichtigen“ und der Ausdruck „anzuzeigen“ durch den Ausdruck „zu melden“ ersetzt. 

37. Im § 364 wird der Ausdruck „Unfallsanzeige“ durch den Ausdruck „Unfallmeldung“ ersetzt. 

38. Im § 368 Abs. 1 erster Satz wird der Ausdruck „Unfallsanzeige“ durch den Ausdruck 
„Unfallmeldung“ ersetzt. 

39. § 418 Abs. 6 lautet: 

„(6) Die örtliche Zuständigkeit der Landesstellen richtet sich 

 1. in der Unfallversicherung bei Versicherten, die in einem Beschäftigungsverhältnis stehen, nach 

dem Beschäftigungsort (§ 30 Abs. 2), bei selbständig Erwerbstätigen nach dem Standort des 

Betriebes, in allen anderen Fällen nach dem Wohnsitz des (der) Versicherten; 

 2. in der Pensionsversicherung nach dem Wohnsitz des (der) Versicherten.“ 

40. Im § 443 Abs. 1 wird der Ausdruck „Kranken- und Unfallversicherung“ durch den Ausdruck 
„Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung“ ersetzt. 

41. § 447g Abs. 3 Z 1 lit. b lautet: 
 „b) für Zeiten nach § 227 Abs. 1 Z 5 letzter Halbsatz aus Mitteln der Arbeitslosenversicherung für 

jeden Tag einer Ersatzzeit ein Betrag in der Höhe von 22,8 % des durchschnittlichen 

Tagsatzes der Notstandshilfe des Vorjahres;“ 

42. § 447g Abs. 3 Z 1 lit. b (alt) bis lit. d erhalten die Bezeichnungen „c“ bis „e“. 

43. Der bisherige Text des § 460b erhält die Bezeichnung „(1)“ ; folgender Abs. 2 wird angefügt: 

„(2) In eine Pensionskassenregelung einbezogene Dienstnehmer(innen) haben Beiträge zur 

Pensionskasse im kollektivvertraglich festgesetzten Ausmaß zu entrichten. § 25 Abs. 1 Z 2 lit. a zweiter 

Satz EStG 1988 ist nicht anzuwenden.“ 

44. In der Überschrift zu § 603 wird der Ausdruck „zum Bundesgesetz“  durch den Ausdruck „zu Art. 6 

des  Bundesgesetzes“ ersetzt. 
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45. In der Überschrift zu § 605 wird der Ausdruck „zum Bundesgesetz“ durch den Ausdruck „zu Art. 2 

des Bundesgesetzes“ ersetzt. 

46. Im § 607 Abs. 7 und 9 wird nach dem Ausdruck „anzuwenden“ jeweils der Ausdruck „ , sofern dies 

für diese Personen günstiger ist“ eingefügt. 

47. Nach § 607 Abs. 8 wird folgender Abs. 8a eingefügt: 

„(8a) Auf Personen, die Anspruch auf vorzeitige Alterspension bei langer Versicherungsdauer mit 

einem Stichtag nach dem 31. Dezember 2003 und vor dem 2. Juni 2004 haben, sind, sofern nicht Abs. 9 

anzuwenden ist, die §§ 253 Abs. 3 sowie 253b Abs. 2 und 3 in der am 30. Juni 2004 geltenden Fassung 

ab 1. Juli 2004 weiterhin anzuwenden. Abs. 11 gilt entsprechend.“ 

48. Dem § 607 Abs. 11 wird folgender Satz angefügt: 

„Bei der Ermittlung der Witwen(Witwer)pension nach § 264 Abs. 1 Z 5 ist der erste Satz so anzuwenden, 

dass die Verminderung von Amts wegen zum Zeitpunkt des Todes neu festzustellen ist.“ 

49. Im § 607 Abs. 12 erster Satz erster Halbsatz wird der Ausdruck „261 und 284 Z 3“ durch den 
Ausdruck „261, 261b, 284 Z 3 und 284b“ ersetzt. 

50. Im § 607 Abs. 12 letzter Satz und Abs. 13 letzter Satz wird nach dem Ausdruck „tritt“ jeweils der 
Ausdruck „ ; Abs. 11 ist entsprechend anzuwenden“ eingefügt. 

51. Im § 607 Abs. 13 zweiter Satz wird nach dem Ausdruck „1,85 Steigerungspunkte“ der Ausdruck „bzw. 

in der knappschaftlichen Pensionsversicherung das Ausmaß von 1,995 Steigerungspunkten bis zum 

Ablauf des Jahres  2007 durch 2,175 Steigerungspunkte, im Jahr 2008 durch 2,125 Steigerungspunkte, im 

Jahr 2009 durch 2,075 Steigerungspunkte und im Jahr 2010 durch 2,025 Steigerungspunkte“ eingefügt. 

52. Im § 607 wird nach Abs. 14 folgender Abs. 14a eingefügt: 

„(14a) Auf Personen, die die Anspruchsvoraussetzungen für eine Pensionsleistung nach Abs. 13 

- mit Ausnahme der Voraussetzung des Fehlens einer die Pflichtversicherung begründenden 

Erwerbstätigkeit am Stichtag (§ 253b Abs. 1 Z 4) - in einem der in Abs. 13 vorletzter Satz genannten 

Kalenderjahre erfüllen, sind die dem jeweiligen Kalenderjahr zugeordneten Steigerungspunkte 

abweichend von § 261 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 anzuwenden.“ 

53. Im § 607 Abs. 17a wird der Ausdruck „Knappschaftspension“ durch den Ausdruck 
„Knappschaftsalterspension“ ersetzt.  

54. Im § 607 Abs. 18 wird nach der Absatzbezeichnung der Ausdruck „Abweichend von“ eingefügt. 

55. § 607 Abs. 23 zweiter Satz lautet: 

„Zu diesem Zweck ist zum Stichtag (§ 223 Abs. 2) eine Vergleichspension unter Anwendung der am 

31. Dezember 2003 in Geltung gestandenen Rechtslage zu ermitteln; dabei ist § 572 Abs. 10a viertletzter 

bis letzter Satz nicht anzuwenden.“ 

56. Nach § 608 wird folgender § 609 samt Überschrift angefügt: 

„Schlussbestimmungen zu Art. 1 des 2. Sozialversicherungs-Änderungsgesetzes 2003, BGBl. I 
Nr. xx 

§ 609. (1) Es treten in Kraft: 

 1. mit 1. Jänner 2004 die §§ 4 Abs. 4 lit. d und e, 8 Abs. 1 Z 3 lit. c, 70b Abs. 1 und 2, 81 Abs. 2a, 

86 Abs. 4, 91 Abs. 1, 103 Abs. 2, 113 Abs. 2, 201 Abs. 4, 225 Abs. 1 Z 7 und 8 sowie Abs. 5, 

227 Abs. 1 Z 1 und 5, 235 Abs. 3 lit. a, 247, 254 Abs. 6, 255 Abs. 7, 261 Abs. 7, 273 Abs. 2, 

284c, 288 Abs. 1, 308 Abs. 5, 363 samt Überschrift, 364, 368 Abs. 1, 418 Abs. 6, 443 Abs. 1, 

447g Abs. 3 Z 1 lit. b bis e, 460b, 603 Überschrift, 605 Überschrift sowie 607 Abs. 7, 8a, 9, 11 

bis 13, 14a, 17a, 18 und 23 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/200x;  

 2. rückwirkend mit 1. November 2003 die §§ 227a Abs. 6 und 228a Abs. 3 in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/200x. 

(2) Es treten außer Kraft: 

 1. mit Ablauf des 31. Dezember 2003 § 261c Abs. 2; 

 2. mit Ablauf des 31. Oktober 2003 die §§ 227a Abs. 7 und 228a Abs. 4.“ 
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Artikel 2 

Änderung des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes 

Das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 560/1978, zuletzt geändert durch das 

Bundesgesetz BGBl. I Nr. 71/2003, wird wie folgt geändert: 

1. Im § 33a Abs. 1 erster Satz wird nach dem Ausdruck „Hochschulen“ der Ausdruck „oder für eine 

vorgeschriebene Ausbildung im Anschluss an ein Hochschulstudium“  eingefügt. 

2. Im § 33a Abs. 2 wird nach dem Ausdruck „Hochschulbesuch“ der Ausdruck „und für eine 

vorgeschriebene Ausbildung im Anschluss an ein Hochschulstudium“  eingefügt. 

3. Im § 60 Abs. 1 zweiter Satz in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 wird der Ausdruck 
„Bezügebegrenzungsgesetzes“ durch den Ausdruck „Bundesverfassungsgesetzes über die Begrenzung 

von Bezügen öffentlicher Funktionäre, BGBl. I Nr. 64/1997,“  ersetzt. 

4. § 71 Abs. 2 lautet: 

„(2) Die Aufrechnung nach Abs. 1 Z 1, 2 und 4 ist nur bis zur Hälfte der zu erbringenden 

Geldleistung zulässig, wobei jedoch der anspruchsberechtigten Person ein Gesamteinkommen in der 

Höhe von 90 % des jeweils in Betracht kommenden Richtsatzes nach § 150 verbleiben muss. 

Gesamteinkommen ist die zu erbringende Geldleistung zuzüglich eines aus übrigen Einkünften der 

leistungsberechtigten Person erwachsenden Nettoeinkommens (§ 149) und der nach § 151 zu 

berücksichtigenden Beträge.“ 

5. Im § 116 Abs. 7 erster Satz letzter Satzteil entfällt der Ausdruck „mit zwei Drittel ihrer Dauer“ . 

6. § 116a Abs. 6 zweiter Satz lautet: 

„Diese Vermutung kann widerlegt werden.“ 

7. § 116b Abs. 3 letzter Satz lautet: 

„Diese Vermutung kann widerlegt werden.“ 

8. § 116b Abs. 4 wird aufgehoben. 

9. § 117a erster Satz lautet: 

„Der Versicherungsträger hat die nach den österreichischen Rechtsvorschriften zu berücksichtigenden 

Versicherungszeiten festzustellen, wenn dies der (die) Versicherte beantragt.“ 

10. Im § 120 Abs. 2 lit. a wird der Klammerausdruck „(§§ 175 und 176 bzw. 177 des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes)“  durch den Klammerausdruck „(§§ 175 bis 177 ASVG, §§ 148c bis 148e 

BSVG)“  ersetzt. 

11. Im § 132 Abs. 5 wird der Ausdruck „Abs. 2“ durch den Ausdruck „Abs. 2 Z 2“ ersetzt. 

12. Dem § 133 wird folgender Abs. 6 angefügt:  

„(6) Nach Maßgabe der Abs. 1 bis 5 gilt der (die) Versicherte auch dann als erwerbsunfähig, wenn er 

(sie) bereits vor der erstmaligen Aufnahme einer die Pflichtversicherung begründenden Erwerbstätigkeit 

infolge von Krankheit oder anderen Gebrechen oder Schwäche seiner (ihrer) körperlichen oder geistigen 

Kräfte grundsätzlich außer Stande war, regelmäßig erwerbstätig zu sein, dennoch aber mindestens 

120 Beitragsmonate der Pflichtversicherung nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz erworben 

hat.“ 

13. § 139 Abs. 7 lautet: 

„(7) Besteht bei Eintritt eines Versicherungsfalles der Erwerbsunfähigkeit oder des Alters ein 

bescheidmäßig zuerkannter Anspruch auf eine Pension aus eigener Pensionsversicherung, so gilt die 

Verminderung nach Abs. 4 für diese Pension auch für die hinzutretende Leistung.“ 

14. § 143a Abs. 2 wird aufgehoben. 

15. Im § 162 Abs. 4 wird der Ausdruck „eines Bundesamtes“ durch den Ausdruck „des Bundesamtes“ 
ersetzt. 
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16. Im § 172 Abs. 5 entfällt der letzte Satz. 

17. Im § 176 erster Satz in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 141/2002 entfällt jeweils der 
Ausdruck „zu leisten bzw.“ . 

18. Im § 215 Abs. 1 wird der Ausdruck „Krankenversicherung“ durch den Ausdruck „Kranken- und 

Pensionsversicherung“ ersetzt. 

19. § 297 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 169/2002 erhält die Bezeichnung „§ 296a“. 

20. Im § 298 Abs. 1 Z 1 wird der Ausdruck „120 Abs. 6 und 7“  durch den Ausdruck „120 Abs. 7“ ersetzt. 

21. Im § 298 Abs. 1 Z 2 wird nach dem Ausdruck „119a Abs. 2,“ der Ausdruck „120 Abs. 6,“ eingefügt. 

22. Im § 298 Abs. 2  Z 2 wird nach dem Ausdruck „120 Abs. 3  Z 2 lit. c“ der Ausdruck „und Abs. 6“ 
eingefügt. 

23. Im § 298 Abs. 7 und 9 wird nach dem Ausdruck „anzuwenden“ jeweils der Ausdruck „ , sofern dies 

für diese Personen günstiger ist“ eingefügt. 

24. Nach § 298 Abs. 8 wird folgender Abs. 8a eingefügt: 

„(8a) Auf Personen, die Anspruch auf vorzeitige Alterspension bei langer Versicherungsdauer mit 

einem Stichtag nach dem 31. Dezember 2003 und vor dem 2. Juni 2004 haben, sind, sofern nicht Abs. 9 

anzuwenden ist, die §§ 130 Abs. 3 sowie 131 Abs. 2 und 3 in der am 30. Juni 2004 geltenden Fassung ab 

1. Juli 2004 weiterhin anzuwenden. Abs. 11 gilt entsprechend.“ 

25. Dem § 298 Abs. 11 wird folgender Satz angefügt: 

„Bei der Ermittlung der Witwen(Witwer)pension nach § 145 Abs. 1 Z 5 ist der erste Satz so anzuwenden, 

dass die Verminderung von Amts wegen zum Zeitpunkt des Todes neu festzustellen ist.“ 

26. Im § 298 Abs. 12 erster Satz erster Halbsatz wird der Ausdruck „122 und 123“  durch den Ausdruck 
„122, 123, 139 und 143“  ersetzt. 

27. Im § 298 Abs. 12 letzter Satz und Abs. 13 letzter Satz wird nach dem Ausdruck „tritt“ jeweils der 
Ausdruck „ ; Abs. 11 ist entsprechend anzuwenden“ eingefügt. 

28. Im § 298 wird nach Abs. 13a folgender Abs. 13b eingefügt: 

„(13b) Auf Personen, die die Anspruchsvoraussetzungen für eine Pensionsleistung nach Abs. 13 

- mit Ausnahme der Voraussetzung des Fehlens einer die Pflichtversicherung begründenden 

Erwerbstätigkeit am Stichtag (§ 131 Abs. 1  Z 4) - in einem der in Abs. 13 vorletzter Satz genannten 

Kalenderjahre erfüllen, sind die dem jeweiligen Kalenderjahr zugeordneten Steigerungspunkte 

abweichend von § 139 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 anzuwenden.“ 

29. Im § 298 Abs. 16 wird nach der Absatzbezeichnung der Ausdruck „Abweichend von“ eingefügt. 

30. § 298 Abs. 18 zweiter Satz lautet: 

„Zu diesem Zweck ist zum St ichtag (§ 113 Abs. 2) eine Vergleichspension unter Anwendung der am 

31. Dezember 2003 in Geltung gestandenen Rechtslage zu ermitteln; dabei ist § 273 Abs. 18a viertletzter 

bis letzter Satz nicht anzuwenden.“ 

31. Nach § 299 wird folgender § 300 samt Überschrift angefügt: 

„Schlussbestimmungen zu Art. 2 des 2. Sozialversicherungs-Änderungsgesetzes 2003, BGBl. I 
Nr. xx 

§ 300. (1) Es treten in Kraft: 

 1. mit 1. Jänner 2004 die §§ 33a Abs. 1 und 2, 60 Abs. 1, 71 Abs. 2, 116 Abs. 7, 117a, 120 Abs. 2 

lit. a, 132 Abs. 5, 133 Abs. 6, 139 Abs. 7, 162 Abs. 4, 172 Abs. 5, 176, 215 Abs. 1, 297 sowie 

298 Abs. 1, 2, 7, 8a, 9, 11 bis 13, 13b, 16 und 18 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. xx/200x;  

 2. rückwirkend mit 1. November 2003 die §§ 116a Abs. 6 und 116b Abs. 3 in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/200x. 

(2) Es treten außer Kraft: 

 1. mit Ablauf des 31. Dezember 2003 § 143a Abs. 2; 
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 2. mit Ablauf des 31. Oktober 2003 § 116b Abs. 4.“ 

Artikel 3 

Änderung des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes 

Das Bauern-Sozialversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 559/1978, zuletzt geändert durch das 

Bundesgesetz BGBl. I Nr. 71/2003, wird wie folgt geändert: 

1. § 33c in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 erhält die Bezeichnung „33d“ und wird 
nach § 33c in der am 31. Dezember 2003 geltenden Fassung, der samt Überschrift unverändert weiter 
gilt, eingefügt. 

2. Im § 33d (neu) Abs. 1 erster Satz wird nach dem Ausdruck „Hochschulen“ der Ausdruck „oder für eine 

vorgeschriebene Ausbildung im Anschluss an ein Hochschulstudium“ eingefügt. 

3. Im § 33d (neu) Abs. 2 wird nach dem Ausdruck „Hochschulbesuch“ der Ausdruck „und für eine 

vorgeschriebene Ausbildung im Anschluss an ein Hochschulstudium“  eingefügt. 

4. Im § 51 Abs. 4 zweiter Satz wird der Ausdruck „Unfallsanzeige“ jeweils durch den Ausdruck 
„Unfallmeldung“ ersetzt. 

5. Im § 56 Abs. 1 zweiter Satz in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 wird der Ausdruck 
„Bezügebegrenzungsgesetzes“ durch den Ausdruck „Bundesverfassungsgesetzes über die Begrenzung 

von Bezügen öffentlicher Funktionäre, BGBl. I Nr. 64/1997,“  ersetzt. 

6. § 67 Abs. 2 lautet: 

„(2) Die Aufrechnung nach Abs. 1 Z 1, 2 und 4 ist nur bis zur Hälfte der zu erbringenden 

Geldleistung zulässig, wobei jedoch der anspruchsberechtigten Person ein Gesamteinkommen in der 

Höhe von 90 % des jeweils in Betracht kommenden Richtsatzes nach § 141 verbleiben muss. 

Gesamteinkommen ist die zu erbringende Geldleistung zuzüglich eines aus übrigen Einkünften der 

leistungsberechtigten Person erwachsenden Nettoeinkommens (§ 140) und der nach § 142 zu 

berücksichtigenden Beträge.“ 

7. Im § 107 Abs. 7 erster Satz letzter Satzteil entfällt der Ausdruck „mit zwei Drittel ihrer Dauer“ . 

8. § 107a Abs. 6 zweiter Satz lautet: 

„Diese Vermutung kann widerlegt werden.“ 

9. § 107a Abs. 7 wird aufgehoben. 

10. § 107b Abs. 3 letzter Satz lautet: 

„Diese Vermutung kann widerlegt werden.“ 

11. § 107b Abs. 4 wird aufgehoben. 

12. § 108a erster Satz lautet: 

„Der Versicherungsträger hat die nach den österreichischen Rechtsvorschriften zu berücksichtigenden 

Versicherungszeiten festzustellen, wenn dies der (die) Versicherte beantragt.“ 

13. Im § 111 Abs. 2 lit. a wird der Klammerausdruck „(§§ 175 und 176 bzw. 177 des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes)“  durch den Klammerausdruck „(§§ 175 bis 177 ASVG, §§ 148c bis 148e 

dieses Bundesgesetzes)“  ersetzt. 

14. Im § 123 Abs. 5 wird der Ausdruck „Abs. 2“ durch den Ausdruck „Abs. 2 Z 2“ ersetzt. 

15. Dem § 124 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

„(4) Nach Maßgabe der Abs. 1 bis 3 gilt der (die) Versicherte auch dann als erwerbsunfähig, wenn er 

(sie) bereits vor der erstmaligen Aufnahme einer die Pflichtversicherung begründenden Erwerbstätigkeit 

infolge von Krankheit oder anderen Gebrechen oder Schwäche seiner (ihrer) körperlichen oder geistigen 

Kräfte grundsätzlich außer Stande war, regelmäßig erwerbstätig zu sein, dennoch aber mindestens 

120 Beitragsmonate der Pflichtversicherung nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz erworben 

hat.“ 
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16. § 130 Abs. 7 lautet: 

„(7) Besteht bei Eintritt eines Versicherungsfalles der Erwerbsunfähigkeit oder des Alters ein 

bescheidmäßig zuerkannter Anspruch auf eine Pension aus eigener Pensionsversicherung, so gilt die 

Verminderung nach Abs. 4 für diese Pension auch für die hinzutretende Leistung.“ 

17. § 134a Abs. 2 wird aufgehoben. 

18. Im § 149a Abs. 4 wird der Ausdruck „eines Bundessozialamtes“ durch den Ausdruck „des 

Bundesamtes für Soziales und Behindertenwesen“ ersetzt.  

19. Im § 154 Abs. 4 wird der Ausdruck „eines Bundesamtes“ durch den Ausdruck „des Bundesamtes“ 
ersetzt. 

20. Im § 164 Abs. 5 entfällt der letzte Satz. 

21. Im § 168 erster Satz in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 142/2002 entfällt jeweils der 
Ausdruck „zu leisten bzw.“ . 

22. Im § 203 Abs. 1 wird der Ausdruck „Kranken- und Unfallversicherung“ durch den Ausdruck 
„Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung“ ersetzt. 

23. § 286 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 169/2002 erhält die Bezeichnung „§ 285a“; in 
der Überschrift zu § 286 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 wird nach dem 
Ausdruck  „Art. 75“ der Ausdruck  „Teil 1“ eingefügt. 

24. Im § 287 Abs. 1 Z 1 wird der Ausdruck „33c“ durch den Ausdruck „33d“ ersetzt.  

25. Im § 287 Abs. 3 erster Satz wird der Ausdruck „§ 33c“ durch den Ausdruck „§ 33d“ ersetzt. 

26. Im § 287 Abs. 7 und 9 wird nach dem Ausdruck „anzuwenden“ jeweils der Ausdruck „ , sofern dies 

für diese Personen günstiger ist“ eingefügt. 

27. Nach § 287 Abs. 8 wird folgender Abs. 8a eingefügt: 

„(8a) Auf Personen, die Anspruch auf vorzeitige Alterspension bei langer Versicherungsdauer mit 

einem Stichtag nach dem 31. Dezember 2003 und vor dem 2. Juni 2004 haben, sind, sofern nicht Abs. 9 

anzuwenden ist, die §§ 121 Abs. 3 sowie 122 Abs. 2 und 3 in der am 30. Juni 2004 geltenden Fassung ab 

1. Juli 2004 weiterhin anzuwenden. Abs. 11 gilt entsprechend.“ 

28. Dem § 287 Abs. 11 wird folgender Satz angefügt: 

„Bei der Ermittlung der Witwen(Witwer)pension nach § 136 Abs. 1 Z 5 ist der erste Satz so anzuwenden, 

dass die Verminderung von Amts wegen zum Zeitpunkt des Todes neu festzustellen ist.“ 

29. Im § 287 Abs. 12 erster Satz erster Halbsatz wird der Ausdruck „113 und 114“  durch den Ausdruck 
„113, 114, 130 und 134“  ersetzt. 

30. Im § 287 Abs. 12 letzter Satz und Abs. 13 letzter Satz wird nach dem Ausdruck „tritt“ jeweils der 
Ausdruck „ ; Abs. 11 ist entsprechend anzuwenden“ eingefügt. 

31. Im § 287 wird nach Abs. 13a folgender Abs. 13b eingefügt: 

„(13b) Auf Personen, die die Anspruchsvoraussetzungen für eine Pensionsleistung nach Abs. 13 

- mit Ausnahme der Voraussetzung des Fehlens einer die Pflichtversicherung begründenden 

Erwerbstätigkeit am Stichtag (§ 122 Abs. 1  Z 4) - in einem der in Abs. 13 vorletzter Satz genannten 

Kalenderjahre erfüllen, sind die dem jeweiligen Kalenderjahr zugeordneten Steigerungspunkte 

abweichend von § 130 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 anzuwenden.“ 

32. Im § 287 Abs. 16 wird nach der Absatzbezeichnung der Ausdruck „Abweichend von“ eingefügt. 

33. § 287 Abs. 18 zweiter Satz lautet: 

„Zu diesem Zweck ist zum Stichtag (§ 104 Abs. 2) eine Vergleichspension unter Anwendung der am 

31. Dezember 2003 in Geltung gestandenen Rechtslage zu ermitteln; dabei ist § 262 Abs. 9a viertletzter 

bis letzter Satz nicht anzuwenden.“ 
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34. Nach § 288 wird folgender § 289 samt Überschrift angefügt: 

„Schlussbestimmungen zu Art. 3 des des 2. Sozialversicherungs-Änderungsgesetzes  2003, BGBl. I 
Nr. xx 

§ 289. (1) Es treten in Kraft: 

 1. mit 1. Jänner 2004 die §§ 33c, 33d Abs. 1 und 2, 51 Abs. 4, 56 Abs. 1, 67 Abs. 2, 107 Abs. 7, 

108a, 111 Abs. 2 lit. a, 123 Abs. 5, 124 Abs. 4, 130 Abs. 7, 149a Abs. 4, 154 Abs. 4, 164 Abs. 5, 

168, 203 Abs. 1, 286 sowie 287 Abs. 1, 3, 7, 8a, 9, 11 bis 13, 13b, 16 und 18 in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/200x; 

 2. rückwirkend mit 1. November 2003 die §§ 107a Abs. 6 und 107b Abs. 3 in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/200x. 

(2) Es treten außer Kraft: 

 1. mit Ablauf des 31. Dezember 2003 § 134a Abs. 2; 

 2. mit Ablauf des 31. Oktober 2003 die §§ 107a Abs. 7 und 107b Abs. 4.“ 

Artikel 4 

Änderung des Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetzes 

Das Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 200/1967, zuletzt geändert durch 

das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 71/2003, wird wie folgt geändert: 

1. Im § 32 Abs. 3 zweiter Satz wird der Ausdruck „Unfallsanzeige“ jeweils durch den Ausdruck 

„Unfallmeldung“ ersetzt. 

2. § 44 Abs. 2 lautet: 

„(2) Die Aufrechnung nach Abs. 1  Z 1 ist nur bis zur Hälfte der zu erbringenden Geldleistung 

zulässig, wobei jedoch der anspruchsberechtigten Person ein Gesamteinkommen in der Höhe von 90 % 

des jeweils in Betracht kommenden Richtsatzes nach § 293 ASVG verbleiben muss. Gesamteinkommen 

ist die zu erbringende Geldleistung zuzüglich eines aus übrigen Einkünften der leistungsberechtigten 

Person erwachsenden Nettoeinkommens (§ 292 ASVG) und der nach § 294 ASVG zu berücksichtigenden 

Beträge.“ 

3. Nach § 207 wird folgender § 208 samt Überschrift angefügt: 

„Schlussbestimmung zu Art. 4 des 2. Sozialversicherungs-Änderungsgesetzes  2003, BGBl. I Nr. xx 

§ 208. Die §§ 32 Abs. 3 und 44 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/200x 

treten mit 1. Jänner 2004 in Kraft.“ 

 

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.

97/ME XXII. GP - Entwurf (gescanntes Original) 13 von 54

www.parlament.gv.at



Vorblatt 
Probleme: 

Erforderlichkeit der Rechtsbereinigung und Aktualisierung verschiedener Bereiche des 

Sozialversicherungsrechtes. 

 

Lösung: 

Vornahme notwendiger Anpassungen und Korrekturen. 

 

Alternativen: 

Beibehaltung des gegenwärtigen Rechtszustandes. 

 

Auswirkungen auf die Beschäftigung und den Wirtschaftsstandort Österreich: 

Keine. 

 

Finanzielle Auswirkungen: 

Unter der Annahme, dass pro Jahr zusätzlich 100 Neuzugänge an Invaliditätspensionen erfolgen, kommt 

es bei der Schaffung eines Anspruchs auf Invaliditätspension auch bei originärer Invalidität zu einem 

jährlich sich kumulierenden Mehraufwand in der Höhe von rd. 1 Mio. € pro Jahr. 

 

EU-Konformität: 

Die vorgesehenen Regelungen fallen nicht in den Anwendungsbereich des Rechtes der Europäischen 

Union. 
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Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 
Im Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz sind zahlreiche 

Änderungen und Ergänzungen des Sozialversicherungsrechtes, die in erster Linie der Verbesserung der 

Praxis der Pensionsversicherungsträger, aber auch der Rechtsbereinigung und der Anpassung an die 

Rechtsentwicklung innerhalb und außerhalb der Sozialversicherung dienen sollen, vorgemerkt. Der 

vorliegende Novellenentwurf ist der Verwirklichung dieser „Bereinigungsvorhaben“ gewidmet. Im 

Einze lnen sind dabei folgende Maßnahmen hervorzuheben: 

- Ausnahme der ständigen freien MitarbeiterInnen nach dem Journalistengesetz von der 

Pflichtversicherung nach § 4 Abs. 4 ASVG; 

- Anpassungen an das Bundessozialamtsgesetz, BGBl. I Nr. 150/2002; 

- Klarstellungen hinsichtlich der Erstattung und des Nachkaufes von Ausbildungszeiten; 

- Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für die Gründung einer Pensionskasse für 

Sozialversicherungsbedienstete; 

- Ersetzung des unzeitgemäßen Begriffes „Unfallsanzeige“ durch den Ausdruck „Unfallmeldung“; 

- Schaffung einer Aufrechnungsmöglichkeit auch bei BezieherInnen einer Ausgleichszulage; 

- Anpassung des Beitragszuschlagsrechtes an die Bestimmungen des 

2. Abgabenänderungsgesetzes 2002, BGBl. I Nr. 132; 

- Ergänzung des Kataloges der Beitragszeiten um die Familienhospizkarenz-Versicherungszeiten; 

- Aufstockung untermonatiger Zeiten der Selbstversicherung nach § 19a ASVG für Zwecke der 

Pensionsberechnung; 

- Aufhebung der Bestimmungen über die beschränkte Widerlegbarkeit der gesetzlichen Vermutung 

der Kindererziehung im Rahmen der Anrechnung von Ersatzzeiten; 

- Schaffung eines Anspruches auf Feststellung der Versicherungszeiten ohne Alterslimit; 

- Klarstellung, dass bei der Anrechnung von Erwerbseinkommen im Fall des Bezuges einer 

Invaliditätspension auf die Überschreitung der monatlichen (und nicht der täglichen) 

Geringfügigkeitsgrenze abzustellen ist; 

- Schaffung eines Anspruches auf Invaliditätspension auch bei originärer Invalidität; 

- Knappschaftsalterspension: Festsetzung des spezifischen Höchstausmaßes des Steigerungsbetrages 

bei Bonifikation; 

- Ausrichtung der örtlichen Zuständigkeit der Landesstellen der Pensionsversicherungsanstalt nach 

dem Wohnsitz des (der) Versicherten; 

- Pflicht zur Erstellung einer rollierenden Gebarungsvorschaurechnung auch für den Bereich der 

Pensionsversicherung; 

- Schaffung einer Günstigkeitsregelung hinsichtlich der Anwendung der vor dem 1. Jänner 2004 und 

der ab diesem Zeitpunkt geltenden Rechtslage; 

- Adaptierung der Übergangsbestimmung über die Neufestsetzung des Abschlages im Hinblick auf die 

Witwen(Witwer)pension; 

- Festsetzung besonderer Steigerungspunkte für Knappen; 

- Anwendung der günstigeren Bestimmung hinsichtlich der Steigerungspunkte bezüglich der 

Frühpensionen auch auf die Alterspension; 

- Streichung der Verpflichtung zur Erlassung der Verordnung über den (besonderen) 

Anpassungsfaktor nach § 572 Abs. 10a ASVG samt Parallelbestimmungen; 

- redaktionelle Klarstellungen und Zitierungsanpassungen. 

In kompetenzrechtlicher Hinsicht stützt sich das im Entwurf vorliegende Bundesgesetz auf Art. 10 Abs. 1 

Z 11 B-VG („Sozialversicherungswesen“). 
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Besonderer Teil  
Zu Art. 1 Z 1 (§ 4 Abs. 4 ASVG): 

Bis 31. Dezember 1999 waren freiberuflich tätige Journalistinnen und Journalisten, wenn diese Tätigkeit 

ihren Hauptberuf und ihre Haupteinnahmequelle darstellte, nach § 3 Abs. 3 Z 4 GSVG, zuletzt in 

Verbindung mit der Übergangsbestimmung des § 273 Abs. 3 GSVG, in der Pensionsversicherung 

pflichtversichert, sie verfügten aber über keinen gesetzlichen Krankenversicherungsschutz. Mit der 

ersatzlosen Aufhebung des § 3 Abs. 3 GSVG und dem Auslaufen der genannten Übergangsbestimmung 

sind diese Journalistinnen und Journalisten seit 1. Jänner 2000 entweder als freie Dienstnehmer(innen) 

nach § 4 Abs. 4 ASVG oder subsidiär als „Neue Selbständige“ nach § 2 Abs. 1 Z 4 GSVG 

pflichtversichert. 

Diese wesentliche Änderung des Pflichtversicherungsverhältnisses trat in Bezug auf die ursprünglich 

nach § 3 Abs. 3 GSVG in der Pensionsversicherung pflichtversicherten Berufsgruppen nur für die 

Berufsgruppe der freiberuflich tätigen Journalistinnen und Journalisten ein, alle anderen im § 3 Abs. 3 

GSVG genannten Berufsgruppen wurden ausdrücklich von der Pflichtversicherung nach § 4 Abs. 4 

ASVG ausgenommen. Da es sich bei dem in Rede stehenden Personenkreis um Berufstätige handelt, für 

die zum einen eine gesicherte Rechtsprechung des OGH (zB jüngst 9 Ob A 131/02h vom 22. Jänner 2003 

unter Hinweis auf RIS Justiz 0021518, 0021792 ua.) eine klare Zuordnung zum Dienstnehmerbegriff 

erlaubt, zum anderen aber überwiegend selbständige Tätigkeiten ausgeübt werden (etwa 50 % aller 

professionellen österreichischen Journalistinnen und Journalisten sind freie oder ständige freie 

MitarbeiterInnen) und selbständige Tätigkeit der Berufszugang zum Journalistenberuf schlechthin ist, 

erscheint auch bei den Journalistinnen und Journalisten – so wie bei den Kunstschaffenden – eine 

spezifische Einbeziehung der dienstnehmerähnlichen Tätigkeiten in die Pflichtversicherung nach § 4 

Abs. 4 ASVG nicht erforderlich. 

Es soll daher – wie schon bei den Kunstschaffenden – die Anwendung des § 4 Abs. 4 ASVG 

ausgeschlossen werden, womit freiberuflich tätige Jouralistinnen und Journalisten nach § 2 Abs. 1 Z 4 

GSVG pflichtversichert sind, wenn nicht die Pflichtversicherung als  Dienstnehmer(in) nach § 4 Abs. 2 

ASVG zutrifft. 

Aus finanzieller Sicht kommt es zu geringfügigen Beitragsmindereinnahmen, die allerdings nicht 

quantifiziert werden können. 

Zu Art. 1  Z 2 und 10, Art. 2  Z 15 sowie Art. 3  Z 18 und 19 (§§ 8 Abs. 1  Z 3 lit. c und 201 Abs. 4  
ASVG; § 162 Abs. 4 GSVG; §§ 149a Abs. 4 und 154 Abs. 4 BSVG): 

Mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 2003 wurde im Rahmen des Bundessozialämterreformgesetzes, BGBl. I 

Nr. 150/2002, anstelle der bisherigen sieben Bundessozialämter das Bundesamt für Soziales und 

Behindertenwesen (Bundessozialamt) mit Sitz in Wien errichtet. Die auf die Bundessozialämter Bezug 

nehmenden Bestimmungen der Sozialversicherungsgesetze sind daher entsprechend zu adaptieren. 

Zu Art. 1  Z 3 und 4, Art. 2  Z 1 und 2 sowie Art. 3  Z 2 und 3 (§ 70b ASVG; § 33a GSVG; § 33d 
BSVG): 

Durch die vorgeschlagene Ergänzung des § 70b ASVG und der Parallelbestimmungen im GSVG und 

BSVG wird klargestellt, dass auch Beiträge für nachgekaufte Ausbildungszeiten im Anschluss an ein 

Hochschulstudium (diese Zeiten zählen ebenso wie die Schul- und Studienzeiten zu den Ersatzzeiten nach 

§ 227 Abs. 1 Z 1 ASVG bzw. nach den ensprechenden Parallelbestimmungen) zu erstatten sind, wenn 

ihre Anspruchs- bzw. Leistungswirksamkeit nicht eintritt. Überdies wird klargestelt, dass die Erstattung 

der Beiträge für Ausbildungszeiten - ebenso wie jene für Studienzeiten - der Erstattung der Beiträge für 

Schulzeiten vorangehen. 

Zu Art. 1 Z 5 und 43 (§§ 81 Abs. 2a und 460b Abs. 2 ASVG): 

Im Zusammenhang mit der vom Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und 

Konsumentenschutz initiierten Reform des Pensionsrechts der Sozialversicherungsbediensteten steht bei 

Verhandlungen der Kollektivvertragspartner ein Verhandlungsergebnis über die Implementierung eines 

Pensionskassenmodells für Sozialversicherungsbedienstete zur Beschlussfassung. Seitens der 

Gewerkschaft wird die Gründung einer betrieblichen Pensionskasse gefordert. 

Da die Schaffung einer betrieblichen Pensionskasse im konkreten Fall nicht zuletzt aus 

betriebswirtschaftlicher Sicht zu befürworten ist, sollen auf Anregung des Hauptverbandes der 

österreichischen Sozialversicherungsträger die gesetzlichen Voraussetzungen hiefür festgeschrieben 

werden: 
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Zum einen wird die Bestimmung über die Verwendung der Mittel der Sozialversicherung (§ 81 ASVG) 

dahingehend ergänzt, dass auch die Mittelverwendung zur Errichtung einer Aktiengesellschaft, die als 

Pensionskasse der Sozialversicherungsbediensteten dient, zulässig ist. 

Zum anderen wird die Regelung über die Mittel für Dienstordnungspensionen (§ 460b ASVG) in der 

Weise adaptiert, dass Dienstnehmer(innen), die in die Pensionskassenregelung einbezogen sind, Beiträge 

zur Pensionskasse zu entrichten haben; die Höhe dieser Beiträge ist kollektivvertraglich festzulegen. Da 

diese Beiträge – wie schon die bisherigen Beiträge für die Dienstordnungspensionen – als Pflichtbeiträge 

zu qualifizieren sind, soll eine weitere Begünstigung nach § 25 Abs. 1 Z 2 lit. a zweiter Satz EStG 1988 

ausgeschlossen werden. 

Zu Art. 1 Z 6 und 29 bis 38, Art. 3  Z 4 sowie Art. 4  Z 1 (§§ 86 Abs. 4, 363, 364 und 368 Abs. 1  
ASVG; § 51 Abs. 4 BSVG; § 32 Abs. 3 B-KUVG): 

In der täglichen Praxis machen die Unfallversicherungsträger immer wieder die Erfahrung, dass die 

Meldung eines Arbeitsunfalles oder einer Berufskrankheit deshalb unterbleibt, weil diese Meldungen - 

dem Gesetzeswortlaut des § 363 ASVG folgend - mit „Unfallsanzeige“ bzw. „Anzeige einer 

Berufskrankheit“ bezeichnet werden. Begründet wird dieses Verhalten damit, dass sich die 

meldepflichtigen Stellen scheuen, eine „Anzeige“ zu erstatten. Abgesehen davon, dass die früher übliche 

Bezeichnung einer Meldung mit dem Wort „Anzeige“ dem heutigen Sprachgebrauch nicht mehr 

entspricht, entfaltet die Präsenz des Wortes Anzeige im Gesetzestext im gegebenen Zusammenhang die 

unerwünschte Wirkung, dass dieser - heute eher negativ besetzte Begriff - immer wieder dazu Anlass 

gibt, den Unfall oder die Berufskrankheit nicht zu melden. Die einschlägige Meldung ist aber ein 

wichtiges Instrument zur Aufgabenerfüllung im grundsätzlich von Amts wegen einzuleitenden 

unfallversicherungsrechtlichen Verfahren. In Ansehung des § 86 Abs. 4 ASVG können in weiterer Folge 

durch eine nicht rechtzeitige Meldung Leistungsansprüche von Versicherten verloren gehen und daraus 

sogar zivilrechtliche Streitigkeiten zwischen diesen und ihren Dienstgebern entstehen.  

Auch die Verpflichtung der Ärzte nach § 363 Abs. 2 ASVG, eine mögliche Berufskrankheit zu melden, 

wird durch die in Rede stehende Ausdrucksweise nicht gerade gefördert, was aus Diskussionen mit den 

Ärztinnen und Ärzten immer wieder hervorgeht. 

Da die derzeitige gesetzliche Diktion nicht nur dem Bild einer modernen Verwaltungsführung 

widerspricht, sondern auch die oben aufgezeigten negativen Auswirkungen auf das Meldeverhalten 

zeitigt, wird auf Anregung der Allgemeinen Unfallversicherungsanstalt vorgeschlagen, die Überschrift zu 

§ 363 ASVG in „Unfallmeldung“ und die Worte „Anzeige“, „anzuzeigen“ etc. in den einschlägigen 

Bestimmungen auf „Meldung“, „zu melden“ etc. zu ändern. 

Zu Art. 1 Z 7, Art. 2 Z 3 und Art. 3 Z 5 (§ 91 Abs. 1 ASVG; § 60 Abs. 1 GSVG; § 56 Abs. 1 BSVG): 

Im Hinblick darauf, dass die Bezeichnung „Bezügebegrenzungsgesetz“ der Titel eines Sammelgesetzes 

ist, die im § 91 Abs. 1 ASVG samt Parallelbestimmungen zitierte Norm jedoch nur Artikel 1 dieses 

Sammelgesetzes („Bundesverfassungsgesetz über die Begrenzung von Bezügen öffentlicher 

Funktionäre“) betrifft, soll die einschlägige Zitierung durch Benennung des erwähnten 

Bundesverfassungsgesetzes exakter gefasst werden. 

Zu Art. 1 Z 8, Art. 2 Z 4, Art. 3 Z 6 und Art. 4 Z 2 (§ 103 Abs. 2 ASVG; § 71 Abs. 2 GSVG; § 67 
Abs. 2 BSVG; § 44 Abs. 2 B-KUVG): 

Durch eine zusätzliche Limitierung der Leistungsaufrechnung nach § 103 ASVG samt 

Parallelbestimmungen im Rahmen des BBG 2003 soll - wie sich aus der Begründung zum einschlägigen 

Abänderungsantrag des Budgetausschusses ergibt (vgl. Ausschussbericht vom 5. Juni 2003, 111 der 

Beilagen NR. XXII. GP) - sichergestellt werden, dass den Anspruchberechtigten im Aufrechnungsfall 

jedenfalls eine Leistung in Höhe des Ausgleichzulagenrichtsatzes für Alleinstehende verbleibt 

(Existenzsicherung). Zuvor war eine Aufrechnung generell bis zur Hälfte der Leistung zulässig. 

Die im Rahmen des BBG 2003 zu diesem Zweck gewählte Formulierung könnte jedoch auch so 

verstanden werden, dass die Aufrechnung selbst (und nicht die verbleibende Leistung) mit dem Betrag 

des Ausgleichzulagenrichtsatzes begrenzt ist, wenn die Hälfte der Leistung über diesem Betrag liegt. 

Nach der Intention der erwähnten Regelung soll jedoch dem Schuldner (der Schuldnerin), gegen dessen 

(deren) Leistung aufgerechnet wird, die Leistung in Höhe des Richtsatzes verbleiben: Demnach ist die 

Aufrechnung etwa zu Unrecht erbrachter Leistungen oder von Beitragsschulden dann nicht mehr zulässig, 

wenn der Schuldner (die Schuldnerin) eine Ausgleichzulage unter Zugrundelegung des Richtsatzes für 

Alleinstehende oder des Richtsatzes für Waisenpensionen bezieht. 

Durch die nunmehr vorgeschlagene Formulierung soll klargestellt werden, dass eine Aufrechnung nur so 

weit zulässig ist, als dem (der) Anspruchsberechtigten ein Gesamteinkommen in der Höhe von 
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mindestens 90 % des jeweils in Betracht kommenden Ausgleichszulagenrichtsatzes (dies bedeutet, dass 

bei Ve rheirateten der Ehegatten-Richtsatz zur Anwendung gelangt) verbleibt. 

Das Limit von 90 % des jeweiligen Richtsatzes trägt zum einen dem Umstand Rechnung, dass 4,25 % 

(2004) bzw. 4,75 % (ab dem Jahr 2005) der Pension als Beitrag zur Krankenversicherung der 

Pensionisten einzubehalten ist, und ergibt sich zum anderen aus der Notwendigkeit, dass auch bei 

Ausgleichzulagen-BezieherInnen - wegen der in diesem Bereich häufigen Überbezüge - grundsätzlich ein 

geringer Prozentsatz der Leistung (etwas mehr als 5 %) zur Aufrechnung zur Verfügung stehen soll. 

Letzteres ist insbesondere im Bereich der Kranken- und Pensionversicherung der Selbständigen zur 

verwaltungsökonomischen Hereinbringung von geschuldeten Selbstbehalten (Kostenanteilen) 

erforderlich. 

Aus finanzieller Sicht werden minimale Mehraufwendungen bei den Ausgleichszulagen entstehen, die 

allerdings durch Verwaltungseinsparungen kompensiert werden. 

Zu Art. 1 Z 9 (§ 113 Abs. 2 ASVG): 

Nach § 34 Abs. 2 ASVG in der Fassung des am 1. Jänner 2003 in Kraft getretenen 

2. Abgabenänderungsgesetzes 2002, BGBl. I Nr. 132, endet die Frist für die Vorlage der 

Beitragsnachweisung mit dem 15. des dem Beitragszeitraum jeweils folgenden Monates. Vor dem 

genannten Zeitpunkt war diese Frist durch die Satzungen der Krankenversicherungsträger zu regeln.  

Mit der vorgeschlagenen Regelung wird eindeutig klargestellt, dass die Bestimmungen über 

Beitragszuschläge auch dann anzuwenden sind, wenn der Dienstgeber gesetzlich festgelegte einschlägige 

Fristen nicht eingehalten hat. 

Zu Art. 1 Z 11 (§ 225 Abs. 1 Z 8 ASVG): 

Durch die vorgeschlagene Ergänzung des Kataloges der Beitragszeiten soll - analog zu den §§ 29 Abs. 2 

und 32 Abs. 1 AlVG - klargestellt werden, dass Zeiten der Sterbebegleitung bzw. Zeiten der Begleitung 

von schwersterkrankten Kindern bei entsprechender Beitragsentrichtung als Beitragszeiten der 

Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung anzusehen sind. 

Zu Art. 1 Z 12 (§ 225 Abs. 5 ASVG): 

Nach § 19a Abs. 2 und 3 ASVG beginnt die Selbstversicherung in der Kranken- und 

Pensionsversicherung für geringfügig Beschäftigte mit dem der Antragstellung folgenden Tag und endet 

u.a. mit dem Wegfall der Voraussetzungen oder mit dem Tag des Austrittes.  

Die fixe monatliche Beitragsgrundlage für die nach § 19a ASVG Selbstversicherten ist nach 76b Abs. 2 

ASVG der Betrag nach § 5 Abs. 2 Z 2 ASVG (= monatliche Geringfügigkeitsgrenze). Dies bedeutet, dass 

es zu keiner tageweisen Aliquotierung des Monatsbeitrages kommt, auch wenn die Selbstversicherung 

nicht an allen Tagen des Kalendermonats bestanden hat.  

Wie in anderen vergleichbaren Fällen der Entrichtung von Beiträgen für einen gesamten Kalendermonat 

sollen für Zwecke der Pensionsberechnung auch Zeiten der Selbstversicherung nach § 19a ASVG, die 

nicht einen ganzen Monat umfassen, auf 30 Tage „aufgestockt“ werden. 

Damit wird klargestellt, dass in diesen Fällen die Beitragsgrundlage für den ganzen Monat 

(= Geringfügigkeitsgrenze) für die Pensionsbemessung heranzuziehen ist. 

Zu Art. 1 Z 13, Art. 2 Z 5 und Art. 3 Z 7 (§ 227 Abs. 1 Z 1 ASVG; § 116 Abs. 7 GSVG; § 107 Abs. 7  
BSVG): 

Durch das BBG 2003 wurde normiert, dass Schul- und Studienzeiten in vollem Umfang nachgekauft 

werden können; Gleiches soll für vorgeschriebene Ausbildungszeiten, die an ein Studium anschließen, 

gelten. Auch diese Ersatzzeiten, die derzeit nur im Ausmaß von zwei Dritteln ihrer Dauer zu 

berücksichtigen sind, sollen künftig im Fall einer entsprechenden Beitragsentrichtung in ihrer 

Gesamtdauer anspruchs- und leistungswirksam sein. 

Zu Art. 1 Z 14, 41 und 42 (§§ 227 Abs. 1 Z 5 und 447g Abs. 3 Z 1 lit. b bis e ASVG): 

Die vorgeschlagenen Änderungen bezwecken eine rechtssystematische Bereinigung (Übertragung der 

Bestimmungen über die Ersatzzeiten nach § 34 Abs. 1 AlVG in das ASVG). 

Zu Art. 1 Z 15 bis 18, Art. 2 Z 6 bis 8 und Art. 3 Z 8 bis 11 (§§ 227a Abs. 6 und 7 sowie 228a Abs. 3  
und 4 ASVG; §§ 116a Abs. 6 sowie 116b Abs. 3 und 4 GSVG; §§ 107a Abs. 6 und 7 sowie 107b 
Abs. 3 und 4 BSVG): 

Mit Erkenntnis vom 7. Oktober 2002, G 124/02, hat der Verfassungsgerichtshof die Bestimmung des 

§ 116 Abs. 7 GSVG über die beschränkte Widerlegbarkeit der gesetzlichen Vermutung der 
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Ersatzzeiten in der Pensionsversicherung mit 1. November 2003 als verfassungswidrig aufgehoben, und 

zwar wegen Widerspruchs zum Anspruch auf rechtliches Gehör im Sinne der Europäischen 

Menschenrechtskonvention. 

Die einschlägigen Bestimmungen sollen entsprechend diesem Erkenntnis adaptiert werden. 

Zu Art. 1 Z 19, Art. 2  Z 10 und Art. 3  Z 13 (§ 235 Abs. 3 lit.  a ASVG; § 120 Abs. 2 lit.  a GSVG; 
§ 111 Abs. 2 lit.  a BSVG): 

Im Fall eines Arbeitsunfalles oder einer Berufskrankheit entfällt nach § 235 Abs. 3 lit. a ASVG und nach 

den Parallelbestimmungen die Wartezeit für Versicherungsfälle der geminderten Arbeitsfähigkeit 

(Erwerbsunfähigkeit). Da sich auch im Bereich der bäuerlichen Sozialversicherung Normen über 

Arbeitsunfall und Berufskrankheiten finden, sollen auch diese im Rahmen der erwähnten 

Wartezeitregelungen zitiert werden und im Fall ihrer Verwirklichung zum Entfall der Wartezeit führen. 

Zu Art. 1 Z 20, Art. 2 Z 9 und Art. 3 Z 12 (§ 247 ASVG; § 117a GSVG; § 108a BSVG): 

Nach derzeit geltendem Recht können weibliche und männliche Versicherte frühestens zwei Jahre vor 

dem jeweils maßgebenden Anfallsalter für die (vorzeitige) Alterspension die Feststellung der 

Versicherungszeiten beantragen. Dieses Recht soll den Versicherten in Hinkunft ohne Rücksicht auf das 

jeweilige Lebensalter zustehen.  

Zu Art. 1 Z 21, Art. 2 Z 11 und Art. 3 Z 14 (§ 254 Abs. 6 ASVG; § 132 Abs. 5 GSVG; § 123 Abs. 5  
BSVG): 

Es soll endeutig klargestellt werden, dass bei der Anrechnung von Erwerbseinkommen im Fall des 

Bezuges einer Pension aus einem Versicherungsfall der geminderten Arbeitsfähigkeit (aus dem 

Versicherungsfall der Erwerbsunfähigkeit) auf die Überschreitung der monatlichen (und nicht der 

täglichen) Geringfügigkeitsgrenze abzustellen ist. 

Zu Art. 1  Z 22 und 25, Art. 2  Z 12 und Art. 3  Z 15 (§§ 255 Abs. 7 und 273 Abs. 2 ASVG; § 133 
Abs. 6 GSVG; § 124 Abs. 4 BSVG): 

Der Eintritt des Versicherungsfalles der Invalidität/Berufsunfähigkeit setzt eine Änderung, nämlich eine 

Verschlechterung der physischen und psychischen Leistungsfähigkeit des (der) Versicherten im Laufe 

seines (ihres) Erwerbslebens voraus, also seit dem Zeitpunkt des erstmaligen Eintritts in die 

Pflichtversicherung. Die Arbeitsfähigkeit des Versicherten muss auf weniger als die Hälfte derjenigen 

eines körperlich und geistig Gesunden von ähnlicher Ausbildung und gleichwertigen Kenntnissen und 

Fähigkeiten herabgesunken sein. 

Die Judikatur geht auf Grund des Wortlautes des § 255 Abs. 3 ASVG davon aus, dass ein bereits vor 

Beginn der Erwerbstätigkeit eingetretener und damit in das Versicherungsverhältnis eingebrachter, im 

Wesentlichen unveränderter körperlicher oder geistiger Zustand den Versicherungsfall der geminderten 

Arbeitsfähigkeit nicht bedingen kann.  

Wenn eine bereits in das Erwerbsleben eingebrachte Behinderung besteht, ist der Versicherungsfall der 

geminderten Arbeitsfähigkeit nur dann gegeben, wenn sich außerhalb dieser eingebrachten Behinderung 

eine Änderung ergeben hat, die zu einem Herabsinken der Arbeitsfähigkeit geführt hat.  

Die Volksanwaltschaft hat - ausgehend von einem konkreten Beschwerdefall - in diesem Zusammenhang 

vorgebracht, dass diese Rechtslage nicht verständlich erscheint, wenn eine Person viele Jahre hindurch 

trotz gerichtlich festgestellter Arbeitsunfähigkeit aktiv dem Arbeitsmarkt und damit der 

Versichertengemeinschaft angehört und Versicherungszeiten erworben hat. 

So kommt es etwa vor, dass zwar eine (zB genetisch bedingte) Grunderkrankung schon bei Eintritt in den 

Arbeitsmarkt gegeben ist, später jedoch noch Sekundärfolgen dieser Krankheit eintreten, die weitere 

Einschränkungen der Leistungsfähigkeit des (der) Versicherten zur Folge haben. 

Laut Volksanwaltschaft ist es für behinderte Menschen kaum verständlich, dass eine eingetretene 

Verschlechterung des Gesundheitszustandes, die es ihnen endgültig unmöglich macht, einer Arbeit 

nachzugehen, deshalb unbeachtlich sein soll, weil sie ja bereits bei Beginn ihrer Erwerbstätigkeit bzw. 

während der gesamten Dauer derselben als arbeitsunfähig galten. 

Durch die vorgeschlagene Gesetzesänderung soll - der Anregung der Volksanwaltschaft folgend - 

nunmehr auch Menschen, die bei Eintritt in die Erwerbstätigkeit auf Grund ihrer starken gesundheitlichen 

Einschränkungen "arbeitsunfähig" waren, dennoch über lange Zeit einer Erwerbstätigkeit nachgegangen 

sind und im Fall einer weiteren Ve rschlechterung ihres Gesundheitszustandes zum Ausscheiden aus ihrer 

Tätigkeit gezwungen sind, ermöglicht werden, einen Anspruch auf Leistungen aus einem 

Versicherungsfall der geminderten Arbeitsfähigkeit (Erwerbsunfähigkeit) zu erwerben. Voraussetzung 

hiefür soll sein, dass diese Personen zehn Beitragsjahre der Pflichtversicherung erworben haben. 
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Diese Maßnahme stellt auch einen Anreiz für Behinderte dar, sich in den regulären Arbeitsmarkt aktiv zu 

integrieren und auf diese Weise einen Anspruch auf eine Pension aus einem Versicherungsfall der 

geminderten Arbeitsfähigkeit (Erwerbsunfähigkeit) zu erwerben.  

Unter der Annahme, dass pro Jahr zusätzlich 100 Neuzugänge an Invaliditätspensionen erfolgen, kommt 

es bei der Schaffung eines Anspruchs auf Invaliditätspension auch bei originärer Invalidität zu einem 

jährlich sich kumulierenden Mehraufwand in der Höhe von rd. 1 Mio. € pro Jahr. 

Zu Art. 1 Z 23, Art. 2 Z 13 und Art. 3 Z 16 (§ 261 Abs. 7 ASVG; § 139 Abs. 7 GSVG; § 130 Abs. 7  
BSVG): 

Durch die Umformulierung des § 261 Abs. 7 ASVG bzw. der entsprechenden Parallelbestimmungen im 

GSVG und BSVG soll klarer zum Ausdruck kommen, dass der Abschlag bei Inanspruchnahme einer 

Pensionsleistung vor dem Regelpensionsalter auch für eine spätere 

Invaliditäts(Berufsunfähigkeits)pension oder eine Erwerbsunfähigkeitspension bzw. für eine 

Alterspension heranzuziehen ist (vorausgesetzt, die vorangehende Leistung gebührt noch bei Eintritt des 

neuerlichen Ve rsicherungsfalles).  

Zu Art. 1  Z 24, Art. 2  Z 14 und Art. 3  Z 17 (§ 261c Abs. 2 ASVG; § 143a Abs. 2 GSVG; § 134a 
Abs. 2 BSVG): 

Nach dem bis zum SRÄG 2000 bestehenden System der Bonifikation bei Aufschub der Geltendmachung 

des Pensionsanspruches war vorgesehen, dass die Bonifikation in einem Prozentsatz der Alterspension 

zum Regelpensionsalter besteht. Aus diesem Grund war auch im § 261c Abs. 2 ASVG (bzw. den 

entsprechenden Bestimmungen im GSVG und BSVG) ausdrücklich vorgesehen, dass für die Berechnung 

der Alterspension auch Versicherungszeiten nach dem „Aufschiebungszeitpunkt“ (= Regelpensionsalter) 

zu berücksichtigen sind. Diese Bestimmung ist obsolet, da die Neuregelung der Bonifikation durch das 

SRÄG 2000 vorsieht, dass bei späterer Inanspruchnahme der Pension die Steigerungspunkte zu erhöhen 

sind. Die Feststellung einer fiktiven Pension zum Regelpensionsalter erübrigt sich daher ebenso wie der 

Hinweis darauf, dass nach dem Aufschiebungszeitpunkt erworbene Versicherungszeiten zu 

berücksichtigen sind. 

Zu Art. 1 Z 26 (§ 284c ASVG): 

Mit der vorgeschlagenen Änderung soll eine Gesetzeslücke geschlossen werden, indem die Neufassung 

der Bestimmungen des § 261c ASVG über die Bonifikation im Rahmen des BBG 2003 analog für den 

Bereich der knappschaftlichen Pensionsversicherung abgebildet wird. 

Zu Art. 1 Z 27 (§ 288 Abs. 1 ASVG): 

Im § 288 Abs. 1 ASVG ist der zweite Satz grammatikalisch an den ersten Satz (Nennung eines einzigen 

festen Betrages) anzupassen. 

Zu Art. 1 Z 28, Art. 2 Z 16 und Art. 3 Z 20 (§ 308 Abs. 5 ASVG, § 172 Abs. 5 GSVG; § 164 Abs. 5  
BSVG): 

Da § 232a ASVG nicht mehr existiert, sollen die auf diese Bestimmung verweisenden Textpassagen 

gestrichen werden. 

Zu Art. 1 Z 39 (§ 418 Abs. 6 ASVG): 

Mit Er lass des Bundesministeriums für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz vom 

4. Oktober 2002, GZ. 21.117/56-5/02, wurde der Vorgehensweise grundsätzlich zugestimmt, abwe ichend 

von § 418 Abs. 6 ASVG in der derzeit geltenden Fassung die örtliche Zuständigkeit der Landesstellen in 

der Pensionsversicherung vorab nach dem Wohnsitz der antragstellenden Person auszurichten. Da sich 

diese Praxis bewährt hat, soll die zitierte Bestimmung entsprechend geändert werden. 

Zu Art. 1 Z 40, Art. 2 Z 18 und Art. 3 Z 22 (§ 443 Abs. 1 ASVG; § 215 Abs. 1 GSVG; § 203 Abs. 1  
BSVG): 

Mit der 59. Novelle zum ASVG, BGBl. I Nr. 1/2002, wurde auf Anregung der Controllinggruppe mit 

Wirkung vom 1. Jänner 2002 das Institut der rollierenden Gebarungsvorschaurechnung für den Bereich 

der Kranken- und Unfallversicherung eingeführt. Da sich dieses Institut bewährt hat, sollen auch die 

Pensionsversicherungsträger verpflichtet werden, ihrer Gebarungsvorschaurechnung in Hinkunft 

insgesamt einen dreijährigen Planungshorizont zugrunde zu legen.  

Zu Art. 1 Z 44 und 45 (Überschriften zu den §§ 603 und 605 ASVG): 

In den Überschriften zu den §§ 603 und 605 ASVG soll zum Ausdruck kommen, dass es sich bei den 

Bundesgesetzen BGBl. I Nr. 155/2002 und BGBl. I Nr. 28/2003 um Sammelgesetze handelt.  
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Zu Art. 1 Z 46, Art. 2 Z 23 und Art. 3 Z 26 (§ 607 Abs. 7 und 9 ASVG; § 298 Abs. 7 und 9 GSVG; 
§ 287 Abs. 7 und 9 BSVG): 

Durch die vorgeschlagene Ergänzung dieser Übergangsbestimmungen soll die Möglichkeit geschaffen 

werden, dass auch auf Personen, für die grundsätzlich die Rechtslage vor der 

Pensionssicherungsreform 2003 (nämlich jene zum 31. Dezember 2003) weiter gilt, die neue, ab 1. Jänner 

2004 geltende Rechtslage anzuwenden ist, wenn es für sie günstiger ist.  

Zu Art. 1 Z 47, Art. 2  Z 24 und Art. 3  Z 27 (§ 607 Abs. 8a ASVG; § 298 Abs. 8a GSVG; § 287 
Abs. 8a BSVG): 

Die Wegfallsbestimmungen für die vorzeitige Alterspension bei langer Versicherungsdauer wurden mit 

1. Juli 2004 aufgehoben und gelten ab diesem Zeitpunkt für Stichtage vor dem 1. Jänner 2004 (§ 607 

Abs. 8 ASVG) und für Stichtage ab dem 1. Juli 2004 (§ 607 Abs. 10 ASVG) weiter. 

Keine ausdrückliche Regelung besteht derzeit für Fälle mit Stichtagen vom 1. Jänner 2004 bis 1.  Juni 

2004, wenn die Erwerbstätigkeit nach dem 1. Juli 2004 beginnt oder nach dem 30. Juni 2004 endet. 

Gle iches gilt für die Erhöhung der Leistung nach Vollendung des Regelpensionsalters, weil einerseits 

§ 261b ASVG nicht mehr anzuwenden ist und § 607 Abs. 11 ASVG nur für Fälle mit einem Stichtag ab 

dem 1. Juli 2004 gilt. 

Diese Gesetzeslücke soll mit der vorgeschlagenen Änderung geschlossen werden. 

Zu Art. 1  Z 48, Art. 2  Z 25 und Art. 3  Z 28 (§ 607 Abs. 11 ASVG; § 298 Abs. 11 GSVG; § 287 
Abs. 11 BSVG): 

Die Übergangsbestimmug, nach welcher der Abschlag bei Erreichung des Regelpensionsalters unter 

Berücksichtigung der nach dem Pensionsstichtag erworbenen Versicherungszeiten auf Antrag neu 

festzustellen ist, wenn die Frühpension auf Grund einer Erwerbstätigkeit zeitweise weggefallen ist, soll 

auf entsprechende Fälle einer Witwen(Witwer)pension, die sich von einer derartigen (dh. zeitweise 

weggefallenen) Frühpension ableitet, ausgeweitet werden. Im Falle der Witwen(Witwer)pension soll 

diese Neufeststellung – zum Schutz der Hinterbliebenen – allerdings von Amts wegen erfolgen. 

Zu Art. 1 Z 49 und 50, Art. 2 Z 26 und 27 sowie Art. 3 Z 29 und 30 (§ 607 Abs. 12 und 13 ASVG; 
§ 298 Abs. 12 und 13 GSVG; § 287 Abs. 12 und 13 BSVG): 

Die Berücksichtigung von Versicherungszeiten während des Wegfalls der Frühpension durch 

Neufeststellung des Abschlages auf Antrag (§§ 607 Abs. 11 ASVG, 298 Abs. 11 GSVG und 287 Abs. 11 

BSVG) soll durch eine entsprechende Verweisung auch im Bereich der Schutzbestimmung für 

Langzeitversicherte (§ 607 Abs. 12 und 13 ASVG sowie die Parallelbestimmungen) zur Anwendung 

gelangen. Dadurch wird die Aufrechterhaltung der Regelung über die Erhöhung der Leistung bei 

zeitweiligem Wegfall der Pension nach § 261b ASVG (die auf den gleichen Effekt abzielt) für diesen 

Bereich überflüssig; die Zitierung dieser Bestimmung bei den im Übergangsrecht weiterhin anwendbaren 

Bestimmungen kann daher entfallen.  

Zu Art. 1 Z 51 (§ 607 Abs. 13 ASVG): 

Die Bestimmung über die stufenweise Absenkung der Steigerungspunkte im Rahmen der 

Begünstigungsregelung für Langzeitversicherte wird analog auf den Bereich der knappschaftlichen 

Pensionsversicherung übertragen. 

Zu Art. 1  Z 52, Art.  2 Z 28 und Art. 3  Z 31 (§ 607 Abs. 14a ASVG; § 298 Abs. 13b GSVG; § 287 
Abs. 13b BSVG): 

Um Versicherte zu schützen, die an sich die Voraussetzungen für eine Pension nach der 

Schutzbestimmung für Langzeitversicherte erfüllen, ihre Pension tatsächlich aber erst zu einem späteren 

Zeitpunkt in Anspruch nehmen, soll normiert werden, dass die jeweils günstigere Bestimmung 

hinsichtlich der Steigerungspunkte nach § 607 Abs. 13 vorletzter Satz ASVG bzw. nach den 

entsprechenden Parallelbestimmungen (stufenweise Absenkung von zwei Steigerungspunkten im 

Jahr 2007 bis auf 1,78 Steigerungspunkte im Jahr 2011) auch für eine spätere Pensionsleistung erhalten 

bleibt. 

Zu Art. 1 Z 53 (§ 607 Abs. 17a ASVG): 

Mit der vorgeschlagenen Änderung soll ein Redaktionsversehen (gemeint ist die 

Knappschaftsalterspension und nicht die Knappschaftspension) beseitigt werden. 

Zu Art. 1  Z 54, Art. 2  Z 29 und Art. 3  Z 32 (§ 607 Abs. 18 ASVG; § 298 Abs. 16 GSVG; § 287 
Abs. 16 BSVG): 
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Mit der vorgeschlagenen Änderung soll ein Redaktionsversehen (Auslassung zweier Wörter) beseitigt 

werden. 

Zu Art. 1  Z 55, Art. 2  Z 30 und Art.  3  Z 33 (§ 607 Abs. 23 ASVG, § 298 Abs. 18 GSVG; § 287 
Abs. 18 BSVG): 

Durch die vorgeschlagene Änderung soll klargestellt werden, dass bei der Ermittlung der 

Vergleichspension die am 31. Dezember 2003 in Geltung gestandene Rechtslage am Stichtag der 

jeweiligen Leistung weiterhin anzuwenden ist, das heißt dass alle für die Bemessung der Leistung in 

Frage kommenden Bestimmungen einschließlich aller Übergangsbestimmungen - mit Ausnahme des in 

§ 572 Abs. 10a ASVG vorgesehenen (besonderen) Anpassungsfaktors, dessen Festsetzung im Hinblick 

auf das neue Übergangsrecht obsolet ist - zur Bildung der Ve rgleichspension heranzuziehen sind. 

Zu Art. 2 Z 17 und Art. 3 Z 21 (§ 176 GSVG; § 168 BSVG): 

Nach dem GSVG und nach dem BSVG ist nur die Rückzahlung des Überweisungsbetrages (bei 

Ausscheiden aus dem pensionsversicherungsfreien Verhältnis), nicht jedoch dessen Leistung vorgesehen. 

Dies soll im Gesetzestext ausdrücklich zum Ausdruck kommen. 

Zu Art. 2 Z 19 (§ 297 GSVG): 

Die vorgeschlagene Änderung dient der Beseitigung eines Redaktionsversehens (ein und dieselbe 

Paragraphenbezeichnung wurde zwei Mal vergeben). 

Zu Art. 2 Z 20 bis 22 (§ 298 Abs. 1 und 2 GSVG): 

Die vorgeschlagene Änderung dient der Beseitigung einer Regelungslücke, indem klargestellt wird, dass 

die Wartezeitbestimmungen hinsichtlich der vorzeitigen Alterspension bei langer Versicherungsdauer 

auch in der Zeit vom 1. Jänner 2004 bis zum Ablauf des 30. Juni 2004 gelten. 

Zu Art. 3 Z 1, 24 und 25 (§§ 33d sowie 287 Abs. 1 Z 1 und Abs. 3 BSVG): 

Im Rahmen des BBG 2003 wurde die Regelung über die Erstattung von Beiträgen, die nach § 107 Abs. 9 

und 10 BSVG entrichtet wurden, irrtümlich als § 33c in das BSVG eingefügt; richtigerweise wäre diese 

Bestimmung als § 33d einzufügen gewesen, da ein § 33c bereits existiert. Die Paragraphenbezeichnung 

wird nunmehr entsprechend korrigiert; inhaltlich erfahren die betroffenen Bestimmungen keine 

Änderung. 

Zu Art. 3 Z 23 (§ 286 BSVG): 

Die vorgeschlagenen Änderungen dienen der Beseitigung eines Redaktionsversehens (ein und dieselbe 

Paragraphenbezeichnung wurde zwei Mal vergeben, die Verweisung auf „Teil 1“ des Art. 75 des 

BBG 2003 fehlt). 
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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 
Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 

Vollversicherung Vollversicherung 

§ 4. (1) bis (3) unverändert. § 4. (1) bis (3) unverändert. 

(4) Den Dienstnehmern stehen im Sinne dieses Bundesgesetzes Personen 

gleich, die sich auf Grund freier Dienstverträge auf bestimmte oder unbestimmte 

Zeit zur Erbringung von Dienstleistungen verpflichten, und zwar für 

(4) Den Dienstnehmern stehen im Sinne dieses Bundesgesetzes Personen 

gleich, die sich auf Grund freier Dienstverträge auf bestimmte oder unbestimmte 

Zeit zur Erbringung von Dienstleistungen verpflichten, und zwar für 

 1. und 2. unverändert.  1. und 2. unverändert. 

wenn sie aus dieser Tätigkeit ein Entgelt beziehen, die Dienstleistungen im 

wesentlichen persönlich erbringen und über keine wesentlichen eigenen 

Betriebsmittel verfügen; es sei denn, 

wenn sie aus dieser Tätigkeit ein Entgelt beziehen, die Dienstleistungen im 

wesentlichen persönlich erbringen und über keine wesentlichen eigenen 

Betriebsmittel verfügen; es sei denn, 

 a) bis c) unverändert.  a) bis c) unverändert. 

 d) dass es sich um eine Tätigkeit als Kunstschaffender, insbesondere als 

Künstler im Sinne des § 2 Abs. 1 des Künstler-

Sozialversicherungsfondsgesetzes, handelt. 

 d) dass es sich um eine Tätigkeit als Kunstschaffender, insbesondere als 

Künstler im Sinne des § 2 Abs. 1 des Künstler-

Sozialversicherungsfondsgesetzes, handelt oder 

  e) dass es sich um eine Tätigkeit als ständiger freier Mitarbeiter (ständige 

freie Mitarbeiterin) im Sinne des § 16 des Journalistengesetzes handelt. 

(5) bis (7) unverändert. (5) bis (7) unverändert. 

Sonstige Teilversicherung Sonstige Teilversicherung 

§ 8. (1) Nur in den nachstehend angeführten Versicherungen sind überdies auf 

Grund dieses Bundesgesetzes vers ichert (teilversichert): 

§ 8. (1) Nur in den nachstehend angeführten Versicherungen sind überdies 

auf Grund dieses Bundesgesetzes versichert (teilversichert): 

 1. und 2. unverändert.  1. und 2. unverändert. 

 3. in der Unfallversicherung hinsichtlich der nachstehend 

bezeichneten Tätigkeiten (Beschäftigungsverhältnisse): 

 3. in der Unfallversicherung hinsichtlich der nachstehend 

bezeichneten Tätigkeiten (Beschäftigungsverhältnisse): 

 a) und b) unverändert.  a) und b) unverändert. 

 c) die Teilnehmer an Umschulungs-, Nachschulungs- und sonstigen 

beruflichen Ausbildungslehrgängen der Gebietskörperschaften, des 

Arbeitsmarktservice, der Bundesämter für Soziales und 

Behindertenwesen, Sozialversicherungsträger sowie der gesetzlichen 

beruflichen Vertretungen der Dienstgeber und Dienstnehmer, soweit die 

Schulung nicht im Rahmen eines Dienst- oder Lehrverhältnisses 

durchgeführt wird, sowie die Lehrenden bei solchen Lehrgängen, 

desgleichen die Volontäre, ferner Personen, die in einer Einrichtung 

untergebracht sind, die der medizinischen Rehabilitation oder 

 c) die Teilnehmer an Umschulungs-, Nachschulungs- und sonstigen 

beruflichen Ausbildungslehrgängen der Gebietskörperschaften, des 

Arbeitsmarktservice, des Bundesamtes für Soziales und 

Behindertenwesen, der Sozialversicherungsträger sowie der 

gesetzlichen beruflichen Vertretungen der Dienstgeber und 

Dienstnehmer, soweit die Schulung nicht im Rahmen eines Dienst- 

oder Lehrverhältnisses durchgeführt wird, sowie die Lehrenden bei 

solchen Lehrgängen, desgleichen die Volontäre, ferner Personen, die in 

einer Einrichtung untergebracht sind, die der medizinischen 
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Gesundheitsvorsorge dient;  Rehabilitation oder Gesundheitsvorsorge dient; 

 d) bis k) unverändert.  d) bis k) unverändert. 

 4. und 5. unverändert.  4. und 5. unverändert. 

(2) bis (6) unverändert. (2) bis (6) unverändert. 

Erstattung von Beiträgen, die nach § 227 Abs. 3 und 4 entrichtet wurden Erstattung von Beiträgen, die nach § 227 Abs. 3 und 4 entrichtet wurden 

§ 70b. (1) Beiträge, die nach § 227 Abs. 3 und 4 entrichtet wurden, damit 

Ersatzzeiten für den Besuch von Schulen oder Hochschulen (§§ 227 Abs. 1 Z 1 und 

228 Abs. 1 Z 3) anspruchs- oder leistungswirksam werden, sind dem (der) 

Versicherten oder den anspruchsberechtigten Hinterbliebenen in dem Umfang vom 

leistungspflichtigen Versicherungsträger zu erstatten, als die Anspruchs- oder 

Leistungswirksamkeit dieser Ersatzzeiten nicht eintritt. Die Erstattung hat von 

Amts wegen innerhalb eines Jahres nach Eintritt der Rechtskraft der Entscheidung 

über die Zuerkennung der Leistung zu erfolgen. 

§ 70b. (1) Beiträge, die nach § 227 Abs. 3 und 4 entrichtet wurden, damit 

Ersatzzeiten für den Besuch von Schulen oder Hochschulen oder für eine 

vorgeschriebene Ausbildung im Anschluss an ein Hochschulstudium (§§ 227 

Abs. 1 Z 1 und 228 Abs. 1  Z 3) anspruchs- oder leistungswirksam werden, sind 

dem (der) Versicherten oder den anspruchsberechtigten Hinterbliebenen in dem 

Umfang vom leistungspflichtigen Versicherungsträger zu erstatten, als die 

Anspruchs- oder Leistungswirksamkeit dieser Ersatzzeiten nicht eintritt. Die 

Erstattung hat von Amts wegen innerhalb eines Jahres nach Eintritt der 

Rechtskraft der Entscheidung über die Zuerkennung der Leistung zu erfolgen. 

(2) Bei der Erstattung gehen Beiträge, die Ersatzmonate für den 

Hochschulbesuch (§ 227 Abs. 3 Z 2) betreffen, den anderen Beiträgen nach § 227 

Abs. 3 vor. 

(2) Bei der Erstattung gehen Beiträge, die Ersatzmonate für den 

Hochschulbesuch und für eine vorgeschriebene Ausbildung im Anschluss an ein 

Hochschulstudium (§ 227 Abs. 3 Z 2) betreffen, den anderen Beiträgen nach § 227 

Abs. 3 vor. 

(3) unverändert. (3) unverändert. 

Verwendung der Mittel Verwendung der Mittel 

§ 81. (1) und (2) unverändert. § 81. (1) und (2) unverändert. 

 (2a) Zulässig ist auch die Errichtung (Gründung) einer Aktiengesellschaft 

durch den Hauptverband zum Zweck einer Pensionskassenversorgung der 

Sozialversicherungsbediensteten. 

(3) unverändert. (3) unverändert. 

Anfall der Leistungen Anfall der Leistungen 

§ 86. (1) bis (3) unverändert. § 86. (1) bis (3) unverändert. 

(4) Leistungen aus der Unfallversicherung fallen, wenn innerhalb von zwei 

Jahren nach Eintritt des Versicherungsfalles weder der Anspruch von Amts wegen 

festgestellt noch ein Antrag auf Feststellung des Anspruches gestellt wurde, mit 

dem Tag der späteren Antragstellung bzw. mit dem Tag der Einleitung des 

Verfahrens an, das zur Feststellung des Anspruches führt. Wird eine 

Unfallsanzeige innerhalb von zwei Jahren nach Eintritt des Versicherungsfalles 

erstattet, so gilt der Zeitpunkt des Einlangens der Unfallsanzeige beim 

Unfallversicherungsträger als Tag der Einleitung des Verfahrens, wenn dem 

Versicherten zum Zeitpunkt der späteren Antragstellung oder Einleitung des 

Verfahrens noch ein Anspruch auf Rentenleistungen zusteht. Wird für ein doppelt 

verwaistes Kind ein Antrag auf Waisenrente nach einem Elternteil gestellt, so ist 

dieser Antrag rechtswirksam für den Anspruch auf Waisenrente bzw. 

(4) Leistungen aus der Unfallversicherung fallen, wenn innerhalb von zwei 

Jahren nach Eintritt des Versicherungsfalles weder der Anspruch von Amts wegen 

festgestellt noch ein Antrag auf Feststellung des Anspruches gestellt wurde, mit 

dem Tag der späteren Antragstellung bzw. mit dem Tag der Einleitung des 

Verfahrens an, das zur Feststellung des Anspruches führt. Wird eine 

Unfallmeldung innerhalb von zwei Jahren nach Eintritt des Versicherungsfalles 

erstattet, so gilt der Zeitpunkt des Einlangens der Unfallmeldung beim 

Unfallversicherungsträger als Tag der Einleitung des Verfahrens, wenn dem 

Versicherten zum Zeitpunkt der späteren Antragstellung oder Einleitung des 

Verfahrens noch ein Anspruch auf Rentenleistungen zusteht. Wird für ein doppelt 

verwaistes Kind ein Antrag auf Waisenrente nach einem Elternteil gestellt, so ist 

dieser Antrag rechtswirksam für den Anspruch auf Waisenrente bzw. 
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Waisenpension nach beiden Elternteilen und gilt für alle Unfallversicherungsträger 

bzw. Pensionsversicherungsträger nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz. 

Waisenpension nach beiden Elternteilen und gilt für alle Unfallversicherungsträger 

bzw. Pensionsversicherungsträger nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz. 

(5) unverändert. (5) unverändert. 

Berücksichtigung von Erwerbseinkommen bei Leistungen Berücksichtigung von Erwerbseinkommen bei Leistungen 

§ 91 (1) Als Erwerbseinkommen gilt, sofern in diesem Bundesgesetz nicht 

anderes bestimmt wird, bei einer 

§ 91 (1) Als Erwerbseinkommen gilt, sofern in diesem Bundesgesetz nicht 

anderes bestimmt wird, bei einer 

 1. und 2. unverändert.  1. und 2. unverändert. 

Die im § 1 Z 4 lit. c des Teilpensionsgesetzes, BGBl. I Nr. 138/1997, genannten 

Bezüge sowie Bezüge nach § 10 Abs. 2 des Bezügebegrenzungsgesetzes sind dem 

Erwerbseinkommen aus einer die Pflichtversicherung begründenden 

Erwerbstätigkeit gleichzuhalten. 

Die im § 1 Z 4 lit. c des Teilpensionsgesetzes, BGBl. I Nr. 138/1997, genannten 

Bezüge sowie Bezüge nach § 10 Abs. 2 des Bundesverfassungsgesetzes über die 

Begrenzung von Bezügen öffentlicher Funktionäre, BGBl. Nr. 64/1997, sind dem 

Erwerbseinkommen aus einer die Pflichtversicherung begründenden 

Erwerbstätigkeit gleichzuhalten. 

(2) unverändert. (2) unverändert. 

Aufrechnung Aufrechnung 

§ 103. (1) unverändert. § 103. (1) unverändert. 

(2) Die Aufrechnung nach Abs. 1  Z 1 und 2 ist nur bis zur Hälfte der zu 

erbringenden Geldleistung zulässig. 

(2) Die Aufrechnung nach Abs. 1  Z 1 und 2 ist nur bis zur Hälfte der zu 

erbringenden Geldleistung zulässig, wobei jedoch der anspruchsberechtigten 

Person ein Gesamteinkommen in der Höhe von 90 % des jeweils in Betracht 

kommenden Richtsatzes nach § 293 verbleiben muss. Gesamteinkommen ist die 

zu erbringende Geldleistung zuzüglich eines aus übrigen Einkünften der 

leistungsberechtigten Person erwachsenden Nettoeinkommens (§ 292) und der 

nach § 294 zu berücksichtigenden Beträge. 

(3) unverändert. (3) unverändert. 

Beitragszuschläge Beitragszuschläge 

§ 113. (1) unverändert. § 113. (1) unverändert. 

(2) Werden vereinbarte oder satzungsmäßig festgesetzte Fristen für die 

Vorlage von Versicherungs- oder Abrechnungsunterlagen nicht eingehalten, kann 

ein Beitragszuschlag bis zur Höhe des Zehnfachen der jeweils nach § 45 Abs. 1 in 

Geltung stehenden Höchstbeitragsgrundlage vorgeschrieben werden. 

(2) Werden gesetzlich oder satzungsmäßig festgesetzte oder vereinbarte 

Fristen für die Vorlage von Versicherungs- oder Abrechnungsunterlagen nicht 

eingehalten, so kann ein Beitragszuschlag bis zum Zehnfachen der 

Höchstbeitragsgrundlage (§ 45 Abs. 1) vorgeschrieben werden. 

(3) bis (5) unverändert. (3) bis  (5) unverändert. 

Soziale Maßnahmen der Rehabilitation Soziale Maßnahmen der Rehabilitation 

§ 201. (1) bis (3) unverändert. § 201. (1) bis (3) unverändert. 

(4) Als Maßnahme im Sinne des Abs. 1 kann der Unfallversicherungsträger 

überdies durch die Gewährung von Zuschüssen an die in Betracht kommenden 

Einrichtungen einer Gemeinde, einer Gebietskörperschaft, des 

Arbeitsmarktservice, eines Bundesamtes für Soziales und Behindertenwesen, eines 

Sozialversicherungsträgers sowie einer gesetzlichen beruflichen Vertretung der 

(4) Als Maßnahme im Sinne des Abs. 1 kann der Unfallversicherungsträger 

überdies durch die Gewährung von Zuschüssen an die in Betracht kommenden 

Einrichtungen einer Gemeinde, einer Gebietskörperschaft, des 

Arbeitsmarktservice, des Bundesamtes für Soziales und Behindertenwesen, eines 

Sozialversicherungsträgers sowie einer gesetzlichen beruflichen Vertretung der 
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Dienstgeber und Dienstnehmer die Beschäftigung des Versehrten in einer 

geschützten Werkstätte bzw. in einer Einrichtung der Beschäftigungstherapie 

fördern. 

Dienstgeber und Dienstnehmer die Beschäftigung des Versehrten in einer 

geschützten Werkstätte bzw. in einer Einrichtung der Beschäftigungstherapie 

fördern. 

(5) unverändert. (5) unverändert. 

Beitragszeiten nach dem 31. Dezember 1955 Beitragszeiten nach dem 31. Dezember 1955 

§ 225. (1) Als Beitragszeiten aus der Zeit nach dem 31. Dezember 1955 sind 

anzusehen: 

§ 225. (1) Als Beitragszeiten aus der Zeit nach dem 31. Dezember 1955 sind 

anzusehen: 

 1. bis 6. unverändert.  1. bis 6. unverändert. 
 7. Zeiten, für die ein Anrechnungsbetrag gemäß § 13 des 

Bundesbezügegesetzes, BGBl. I Nr. 64/1997, oder ein 

Überweisungsbetrag gemäß § 49h Abs. 3 des Bezügegesetzes, BGBl. Nr. 

273/1972, geleistet worden ist. 

 7. Zeiten, für die ein Anrechnungsbetrag gemäß § 13 des 

Bundesbezügegesetzes, BGBl. I Nr. 64/1997, oder ein 

Überweisungsbetrag gemäß § 49h Abs. 3 des Bezügegesetzes, BGBl. Nr. 

273/1972, geleistet worden ist; 

  8. Zeiten einer Familienhospizkarenz, in denen ein Beitrag auf Grund des 

§ 29 Abs. 2 AlVG oder des § 32 Abs. 1 AlVG entrichtet wurde. 

(2) bis (4) unverändert. (2) bis (4) unverändert. 

(5) Abweichend von Abs. 1 Z 1 lit. a sind in den Fällen der 

Pflichtversicherung gemäß § 4 Abs. 4,  wenn Beiträge für volle Kalendermonate 

gezahlt wurden, und in den Fällen der Pflichtversicherung jener Personen, die 

gemäß § 5 Abs. 1 Z 2 nicht von der Vollversicherung ausgenommen und auf die 

die Sonderbestimmu ngen über die Pflichtversicherung bei doppelter oder 

mehrfacher geringfügiger Beschäftigung anzuwenden sind, Zeiten der 

Pflichtversicherung in einem Kalendermonat als Beitragszeiten vom Beginn bis 

zum Ende dieses Kalendermonates im Ausmaß von 30 Tagen anzusehen. 

(5) Abweichend von Abs. 1 Z 1 lit. a sind in den Fällen der 

Pflichtversicherung gemäß § 4 Abs. 4, wenn Beiträge für volle Kalendermonate 

gezahlt wurden, und in den Fällen der Pflichtversicherung jener Personen, die 

gemäß § 5 Abs. 1 Z 2 nicht von der Vollversicherung ausgenommen und auf die 

die Sonderbestimmungen über die Pflichtversicherung bei doppelter oder 

mehrfacher geringfügiger Beschäftigung anzuwenden sind, Zeiten der 

Pflichtversicherung in einem Kalendermonat als Beitragszeiten vom Beginn bis 

zum Ende dieses Kalendermonates im Ausmaß von 30 Tagen anzusehen. Das 

Gleiche gilt für Zeiten der Selbstversicherung nach § 19a. 

Ersatzzeiten nach dem 31. Dezember 1955 Ersatzzeiten nach dem 31. Dezember 1955 

§ 227. (1) Als Ersatzzeiten aus der Zeit nach dem 31. Dezember 1955 gelten § 227. (1) Als Ersatzzeiten aus der Zeit nach dem 31. Dezember 1955 gelten 

 1. in dem Zweig der Pensionsversicherung, in dem die erste nachfolgende 

Beitragszeit vorliegt, die Zeiten, in denen nach Vollendung des 

15. Lebensjahres eine inländische öffentliche oder mit dem 

Öffentlichkeitsrecht ausgestattete mittlere Schule mit mindestens 

zweijährigem Bildungsgang, eine höhere Schule (das Lycee Francais in 

Wien), Akademie oder verwandte Lehranstalt oder eine inländische 

Hochschule bzw. Kunstakademie oder Kunsthochschule in dem für die 

betreffende Schul(Studien)art vorgeschriebenen normalen 

Ausbildungs(Studien)gang besucht wurde, oder eine Ausbildung am 

Lehrinstitut für Dentisten in Wien oder nach dem Hochschulstudium eine 

vorgeschriebene Ausbildung für den künftigen, abgeschlossene 

Hochschulbildung erfordernden Beruf erfolgt ist; hiebei werden höchstens 

ein Jahr des Besuches des Lehrinstitutes für Dentisten in Wien, höchstens 

zwei Jahre des Besuches einer mittleren Schule, höchstens drei Jahre des 

 1. in dem Zweig der Pensionsversicherung, in dem die erste nachfolgende 

Beitragszeit vorliegt, die Zeiten, in denen nach Vollendung des 

15. Lebensjahres eine inländische öffentliche oder mit dem 

Öffentlichkeitsrecht ausgestattete mittlere Schule mit mindestens 

zweijährigem Bildungsgang, eine höhere Schule (das Lycee Francais in 

Wien), Akademie oder verwandte Lehranstalt oder eine inländische 

Hochschule bzw. Kunstakademie oder Kunsthochschule in dem für die 

betreffende Schul(Studien)art vorgeschriebenen normalen 

Ausbildungs(Studien)gang besucht wurde, oder eine Ausbildung am 

Lehrinstitut für Dentisten in Wien oder nach dem Hochschulstudium eine 

vorgeschriebene Ausbildung für den künftigen, abgeschlossene 

Hochschulbildung erfordernden Beruf erfolgt ist; hiebei werden höchstens 

ein Jahr des Besuches des Lehrinstitutes für Dentisten in Wien, höchstens 

zwei Jahre des Besuches einer mittleren Schule, höchstens drei Jahre des 
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Besuches einer höheren Schule (des Lycee Francais in Wien), Akademie 

oder verwandten Lehranstalt, höchstens zwölf Semester des Besuches 

einer Hochschule, einer Kunstakademie oder Kunsthochschule und 

höchstens sechs Jahre der vorgeschriebenen Ausbildung für den künftigen, 

abgeschlossene Hochschulbildung erfordernden Beruf berücksichtigt, und 

zwar jedes volle Schuljahr, angefangen von demjenigen, das im 

Kalenderjahr der Vollendung des 15. Lebensjahres begonnen hat, mit acht 

Monaten, gerechnet ab dem in das betreffende Schuljahr fa llenden 

1. November, jedes Studiensemester mit vier Monaten, gerechnet ab dem 

in das betreffende Semester fallenden 1. Oktober bzw. 1. März, und die 

Ausbildungszeit mit zwei Drittel ihrer Dauer, zurückgerechnet vom letzten 

Ausbildungsmonat. 

Besuches einer höheren Schule (des Lycee Francais in Wien), Akademie 

oder verwandten Lehranstalt, höchstens zwölf Semester des Besuches 

einer Hochschule, einer Kunstakademie oder Kunsthochschule und 

höchstens sechs Jahre der vorgeschriebenen Ausbildung für den 

künftigen, abgeschlossene Hochschulbildung erfordernden Beruf 

berücksichtigt, und zwar jedes volle Schuljahr, angefangen von 

demjenigen, das im Kalenderjahr der Vollendung des 15. Lebensjahres 

begonnen hat, mit acht Monaten, gerechnet ab dem in das betreffende 

Schuljahr fallenden 1. November, jedes Studiensemester mit vier 

Monaten, gerechnet ab dem in das betreffende Semester fallenden 

1. Oktober bzw. 1. März, und die Ausbildungszeit, zurückgerechnet vom 

letzten Ausbildungsmonat. 

 2. bis 4. unverändert.  2. bis 4. unverändert. 

 5. in dem Zweig der Pensionsversicherung, in dem die letzte vorangegangene 

Beitragszeit vorliegt, die Zeiten, während derer der Versicherte nach dem 

31. Dezember 1970 wegen Arbeitslosigkeit eine Geldleistung aus der 

Arbeitslosenversicherung nach dem 

Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, BGBl. Nr. 609, oder 

Überbrückungshilfe nach dem Überbrückungshilfegesetz, 

BGBl. Nr. 174/1963, rechtmäßig bezog bzw. die Zeiten, während derer der 

Anspruch auf Arbeitslosengeld ausschließlich gemäß § 16 Abs. 1 lit. l des 

Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977 geruht hat; ferner die Zeiten, 

während derer der Versicherte nach Vollendung des 45. Lebensjahres 

Weiterbildungsgeld nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 

rechtmäßig bezog; ferner die Zeiten nach § 34 Abs. 1 AlVG; 

 5. in dem Zweig der Pensionsversicherung, in dem die letzte 

vorangegangene Beitragszeit vorliegt, die Zeiten, während derer der 

Versicherte nach dem 31. Dezember 1970 wegen Arbeitslosigkeit eine 

Geldleistung aus der Arbeitslosenversicherung nach dem 

Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, BGBl. Nr. 609, oder 

Überbrückungshilfe nach dem Überbrückungshilfegesetz, 

BGBl. Nr. 174/1963, rechtmäßig bezog bzw. die Zeiten, während derer 

der Anspruch auf Arbeitslosengeld ausschließlich gemäß § 16 Abs. 1 lit. l 

des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977 geruht hat; ferner die Zeiten, 

während derer der Versicherte nach Vollendung des 45. Lebensjahres 

Weiterbildungsgeld nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 

rechtmäßig bezog; ferner die Zeiten nach § 34 Abs. 1 AlVG in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 103/2001, in denen der (die) 

Versicherte als arbeitslos gemeldet und ausschließlich wegen der 

Berücksichtigung des Einkommens der Ehegattin oder des Ehegatten (der 

Lebensgefährtin oder des Lebensgefährten) vom Bezug der Notstandshilfe 

ausgeschlossen war; 

 6. bis 11. unverändert.  6. bis 11. unverändert. 

(2) bis (5) unverändert. (2) bis (5) unverändert. 

Ersatzzeiten für Zeiten der Kindererziehung nach dem 31. Dezember 1955 Ersatzzeiten für Zeiten der Kindererziehung nach dem 31. Dezember 1955 

§ 227a. (1) bis (5) unverändert. § 227a. (1) bis (5) unverändert. 

(6) Waren beide Elternteile in der Pensionsversicherung pflichtversichert oder 

lag bei keinem der Elternteile eine Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung 

bzw. ein Kinderbetreuungsgeldbezug oder Karenzgeldbezug vor oder bezogen 

beide Elternteile Karenzgeld (Karenzgeld bei Teilzeitbeschäftigung) besteht die 

Vermutung, daß die weibliche Versicherte das Kind tatsächlich und überwiegend 

erzogen hat. Der männliche Versicherte kann diese Vermutung widerlegen.  

(6) Waren beide Elternteile in der Pensionsversicherung pflichtversichert 

oder lag bei keinem der Elternteile eine Pflichtversicherung in der 

Pensionsversicherung bzw. ein Kinderbetreuungsgeldbezug oder Karenzgeldbezug 

vor oder bezogen beide Elternteile Karenzgeld (Karenzgeld bei 

Teilzeitbeschäftigung) besteht die Vermutung, daß die weibliche Versicherte das 

Kind tatsächlich und überwiegend erzogen hat. Diese Vermutung kann widerlegt 

werden. 
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(7) Im Falle der Abs. 5 und 6 ist die Widerlegung der Vermutung bis 

spätestens zu dem Zeitpunkt zulässig, zu dem der Pensionsantrag eines der beiden 

Elternteile bescheidmäßig erledigt ist. 

 

(8) unverändert. (8) unverändert. 

Ersatzzeiten für Zeiten der Kindererziehung vor dem 1. Jänner 1956 Ersatzzeiten für Zeiten der Kindererziehung vor dem 1. Jänner 1956 

§ 228a. (1) und (2) unverändert. § 228a. (1) und (2) unverändert. 

(3) Anspruch für ein und dasselbe Kind besteht in den jeweiligen Zeiträumen 

nur für den Elternteil, der das Kind tatsächlich und überwiegend erzogen hat. 

Dabei besteht die Vermutung, daß die weibliche Versicherte das Kind tatsächlich 

und überwiegend erzogen hat. Der männliche Versicherte kann diese Vermutung 

widerlegen. 

(3) Anspruch für ein und dasselbe Kind besteht in den jeweiligen Zeiträumen 

nur für den Elternteil, der das Kind tatsächlich und überwiegend erzogen hat. 

Dabei besteht die Vermutung, daß die weibliche Versicherte das Kind tatsächlich 

und überwiegend erzogen hat. Diese Vermutung kann widerlegt werden. 

(4) Im Falle des Abs. 3 ist die Widerlegung der Vermutung bis spätestens zu 

dem Zeitpunkt zulässig, zu dem der Pensionsantrag eines der beiden Elternteile 

bescheidmäßig erledigt ist. 

 

Wartezeit als allgemeine Voraussetzung der Leistungsansprüche Wartezeit als allgemeine Voraussetzung der Leistungsansprüche 

§ 235. (1) und (2) unverändert. § 235. (1) und (2) unverändert. 

(3) Die Wartezeit entfällt für eine Leistung aus dem Versicherungsfall der 

geminderten Arbeitsfähigkeit oder aus dem Versicherungsfall des Todes, wenn 

(3) Die Wartezeit entfällt für eine Leistung aus dem Versicherungsfall der 

geminderten Arbeitsfähigkeit oder aus dem Versicherungsfall des Todes, wenn 

 a) der Versicherungsfall die Folge eines Arbeitsunfalles 

(§§ 175 und 176) oder einer Berufskrankheit (§ 177) ist, 

der (die) bei einem in der Pensionsversicherung nach 

diesem oder einem anderen Bundesgesetz 

Pflichtversicherten oder bei einem nach § 19a  

Selbstversicherten eingetreten ist, oder 

 a) der Versicherungsfall die Folge eines Arbeitsunfalles 

(§§ 175 und 176 dieses Bundesgesetzes, §§ 148c und 

148d BSVG) oder einer Berufskrankheit (§ 177 dieses 

Bundesgesetzes, § 148e BSVG) ist, der (die) bei einem in 

der Pensionsversicherung nach diesem oder einem 

anderen Bundesgesetz Pflichtversicherten oder bei einem 

nach § 19a Selbstversicherten eingetreten ist, oder 

 b) und c) unverändert.  b) und c) unverändert. 

Feststellung von Versicherungszeiten der Pensionsversicherung  Feststellung von Versicherungszeiten der Pensionsversicherung  

§ 247. Der Versicherte ist berechtigt, frühestens zwei Jahre vor Vollendung 

eines für eine Leistung aus einem Versicherungsfall des Alters maßgebenden 

Lebensalters beim leistungszuständigen Pensionsversicherungsträger einen Antrag 

auf Feststellung der nach den österreichischen Rechtsvorschriften zu 

berücksichtigenden Versicherungszeiten zu stellen. Für die Antragstellung und die 

Feststellung der Leistungszuständigkeit ist § 223 Abs. 2 entsprechend anzuwenden. 

§ 247. Der leistungszuständige Pensionsversicherungsträger hat die nach den 

österreichischen Rechtsvorschriften zu berücksichtigenden Versicherungszeiten 

festzustellen, wenn dies der (die) Versicherte beantragt. Für die Antragstellung 

und die Feststellung der Leistungszuständigkeit ist § 223 Abs. 2 entsprechend 

anzuwenden. 

Invaliditätspension Invaliditätspension 

§ 254. (1) bis (5) unverändert. § 254. (1) bis (5) unverändert. 

(6) Bezieht eine Person, die Anspruch auf Invaliditätspension hat, in einem 

Kalendermonat ein Erwerbseinkommen (§ 91), das den Betrag gemäß § 5 Abs. 2 

übersteigt, so wandelt sich der Anspruch auf die gemäß § 261 ermittelte Pension 

(6) Bezieht eine Person, die Anspruch auf Invaliditätspension hat, in einem 

Kalendermonat ein Erwerbseinkommen (§ 91), das den Betrag gemäß § 5 

Abs. 2 Z 2 übersteigt, so wandelt sich der Anspruch auf die gemäß § 261 ermittelte 
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für diesen Kalendermonat in einen Anspruch auf Teilpension. Pension für diesen Kalendermonat in einen Anspruch auf Teilpension. 

(7) und (8) unverändert. (7) und (8) unverändert. 

Begriff der Invalidität Begriff der Invalidität 

§ 255. (1) bis (6) unverändert. § 255. (1) bis (6) unverändert. 

 (7) Nach Maßgabe der Abs. 1 bis 6 gilt der (die) Versicherte auch dann als 

invalid, wenn er (sie) bereits vor der erstmaligen Aufnahme einer die 

Pflichtversicherung begründenden Beschäftigung infolge von Krankheit oder 

anderen Gebrechen oder Schwäche seiner (ihrer) körperlichen oder geistigen 

Kräfte grundsätzlich außer Stande war, regelmäßig erwerbstätig zu sein, dennoch 

aber mindestens 120 Beitragsmonate der Pflichtversicherung nach diesem oder 

einem anderen Bundesgesetz erworben hat. 

Alters(Invaliditäts)pension, Ausmaß Alters(Invaliditäts)pension, Ausmaß 

§ 261. (1) bis (6) unverändert. § 261. (1) bis (6) unverändert. 

(7) Bei Anwendung des Abs. 4 ist, wenn zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme 

der Leistung bereits ein bescheidmäßig zuerkannter Anspruch auf eine Pension aus 

einer gesetzlichen Pensionsversicherung mit Ausnahme von Pensionen aus dem 

Versicherungsfall des Todes bestanden hat, der Stichtag dieser Pension 

heranzuziehen.  

(7) Besteht bei Eintritt eines Versicherungsfalles der geminderten 

Arbeitsfähigkeit oder des Alters ein bescheidmäßig zuerkannter Anspruch auf eine 

Pension aus eigener Pensionsversicherung, so gilt die Verminderung nach Abs. 4 

für diese Pension auch für die hinzutretende Leistung. 

Erhöhung der Alterspension bei Aufschub der Geltendmachung des 
Anspruches 

Erhöhung der Alterspension bei Aufschub der Geltendmachung des 
Anspruches 

§ 261c. (1) unverändert. § 261c. (1) unverändert. 

(2) Für die Berechnung der Alterspension gemäß § 261 sind auch die nach der 

Erreichung des Anfallsalters erworbenen Versicherungszeiten heranzuziehen.    

 

Begriff der Berufsunfähigkeit Begriff der Berufsunfähigkeit 

§ 273. (1) unverändert. § 273. (1) unverändert. 

(2) § 255 Abs. 4 bis  6 gilt entsprechend. (2) § 255 Abs. 4 bis  7 gilt entsprechend. 

Erhöhung der Knappschaftsalterspension bei Aufschub der Geltendmachung 
des Anspruches 

Erhöhung der Knappschaftsalterspension bei Aufschub der Geltendmachung 
des Anspruches 

§ 284c. Für die Erhöhung der Knappschaftsalterspension bei Aufschub der 

Geltendmachung des Anspruches ist § 261c so anzuwenden, dass an die Stelle des 

Prozentsatzes von 80 der Prozentsatz von 87 und an die Stelle des Prozentsatzes 

von 90 der Prozentsatz von 97 tritt. 

§ 284c. Für die Erhöhung der Knappschaftsalterspension bei Aufschub der 

Geltendmachung des Anspruches ist § 261c so anzuwenden, dass an die Stelle des 

Prozentsatzes von 91,76 der Prozentsatz von 99,79 tritt. 

Bergmannstreuegeld, Ausmaß Bergmannstreuegeld, Ausmaß 

§ 288. (1) Das Bergmannstreuegeld beträgt für jedes volle Jahr einer 

Gewinnungshauertätigkeit oder ihr gleichgestellten Tätigkeit (§ 281 Abs. 3), 

während dessen Knappschaftssold bezogen wurde oder hätte bezogen werden 

können, 1 204,70 €, insgesamt jedoch höchstens das 10fache dieses Betrages. An 

§ 288. (1) Das Bergmannstreuegeld beträgt für jedes volle Jahr einer 

Gewinnungshauertätigkeit oder ihr gleichgestellten Tätigkeit (§ 281 Abs. 3), 

während dessen Knappschaftssold bezogen wurde oder hätte bezogen werden 

können, 1 204,70 €, insgesamt jedoch höchstens das 10fache dieses Betrages. An 
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die Stelle dieser Beträge treten ab 1. Jänner eines jeden Jahres die unter 

Bedachtnahme auf § 108 Abs. 9 mit dem jeweiligen Anpassungsfaktor (§ 108 f) 

vervielfachten Beträge. 

die Stelle dieses Betrages tritt ab 1.  Jänner eines jeden Jahres der unter 

Bedachtnahme auf § 108 Abs. 9 mit dem jeweiligen Anpassungsfaktor (§ 108f) 

vervielfachte Betrag. 

(2) unverändert. (2) unverändert. 

Überweisungsbetrag und Beitragserstattung Überweisungsbetrag und Beitragserstattung 

§ 308. (1) bis (4) unverändert. § 308. (1) bis (4) unverändert. 

(5) Zuständig für die Feststellung und Leistung des Überweisungsbetrages 

nach Abs. 1  und für die Erstattung der Beiträge nach Abs. 3 ist der 

Versicherungsträger nach diesem Bundesgesetz, nach dem Gewerblichen 

Sozialversicherungsgesetz oder nach dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz, in 

dessen Versicherung in den letzten 15 Jahren vor dem Stichtag nach Abs. 7 

ausschließlich, mehr oder die meisten Ve rsicherungsmonate erworben wurden. 

Liegen Versicherungsmonate im gleichen Ausmaß vor, so ist der letzte 

Versicherungsmonat entscheidend; das gleiche gilt, wenn in den letzten 15 Jahren 

vor dem Stichtag keine Versicherungsmonate vorliegen. Wurde überhaupt kein 

Versicherungsmonat erworben, hat jener Ve rsicherungsträger zu entscheiden, bei 

dem der Antrag eingebracht wurde. § 232a Abs. 3 ist sinngemäß anzuwenden. 

(5) Zuständig für die Feststellung und Leistung des Überweisungsbetrages 

nach Abs. 1  und für die Erstattung der Beiträge nach Abs. 3 ist der 

Versicherungsträger nach diesem Bundesgesetz, nach dem Gewerblichen 

Sozialversicherungsgesetz oder nach dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz, in 

dessen Versicherung in den letzten 15 Jahren vor dem Stichtag nach Abs. 7 

ausschließlich, mehr oder die meisten Versicherungsmonate erworben wurden. 

Liegen Versicherungsmonate im gleichen Ausmaß vor, so ist der letzte 

Versicherungsmonat entscheidend; das gleiche gilt, wenn in den letzten 15 Jahren 

vor dem Stichtag keine Versicherungsmonate vorliegen. Wurde überhaupt kein 

Versicherungsmonat erworben, hat jener Versicherungsträger zu entscheiden, bei 

dem der Antrag eingebracht wurde.  

(6) bis (8) unverändert. (6) bis (8) unverändert. 

Unfallsanzeige Unfallmeldung 

§ 363. (1) Die Dienstgeber und die sonstigen meldepflichtigen Personen oder 

Stellen (§§ 33 bis  37, 39) haben jeden Arbeitsunfall, durch den eine 

unfallversicherte Person getötet oder mehr als drei Tage völlig oder teilweise 

arbeitsunfähig geworden ist, längstens binnen fünf Tagen dem zuständigen Träger 

der Unfallversicherung auf einem von diesem aufzulegenden Vordruck in 

dreifacher Ausfertigung anzuzeigen. Auf die gleiche Weise haben die 

meldepflichtigen Personen (Stellen) die Berufskrankheit eines Unfallversicherten 

binnen fünf Tagen nach dem Beginn der Krankheit (§ 120 Abs. 1 Z. 1) dem 

zuständigen Träger der Unfallversicherung anzuzeigen. 

§ 363. (1) Die Dienstgeber und die sonstigen meldepflichtigen Personen oder 

Stellen (§§ 33 bis  37, 39) haben jeden Arbeitsunfall, durch den eine 

unfallversicherte Person getötet oder mehr als drei Tage völlig oder teilweise 

arbeitsunfähig geworden ist, längstens binnen fünf Tagen dem zuständigen Träger 

der Unfallversicherung auf einem von diesem aufzulegenden Vordruck in 

dreifacher Ausfertigung zu melden. Auf die gleiche Weise haben die 

meldepflichtigen Personen (Stellen) die Berufskrankheit eines Unfallversicherten 

binnen fünf Tagen nach dem Beginn der Krankheit (§ 120 Abs. 1 Z. 1) dem 

zuständigen Träger der Unfallversicherung zu melden. 

(2) Der Arzt, der bei einem Versicherten eine Berufskrankheit oder 

Krankheitserscheinungen feststellt, die den begründeten Verdacht einer solchen 

Krankheit rechtfertigen, hat diese Feststellung dem zuständigen Träger der 

Unfallversicherung binnen fünf Tagen auf einem von diesem aufzulegenden 

Vordruck in dreifacher Ausfertigung anzuzeigen. Der Versicherungsträger hat dem 

Arzt hiefür eine Vergütung von 5,81 € zu leisten. Ein Arzt, welcher der ihm 

obliegenden Ve rpflichtung zur Erstattung der Anzeige nicht oder nicht rechtzeitig 

nachkommt, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist, wenn er nicht nach 

anderen Vorschriften einer strengeren Strafe unterliegt, von der 

Bezirksverwaltungsbehörde mit Geld bis zu 440 €, im Falle der Uneinbringlichkeit 

mit Arrest bis zu zwei Wochen zu bestrafen. 

(2) Der Arzt, der bei einem Versicherten eine Berufskrankheit oder 

Krankheitserscheinungen feststellt, die den begründeten Verdacht einer solchen 

Krankheit rechtfertigen, hat diese Feststellung dem zuständigen Träger der 

Unfallversicherung binnen fünf Tagen auf einem von diesem aufzulegenden 

Vordruck in dreifacher Ausfertigung zu melden. Der Versicherungsträger hat dem 

Arzt hiefür eine Vergütung von 5,81 € zu leisten. Ein Arzt, welcher der ihm 

obliegenden Ve rpflichtung zur Erstattung der Meldung nicht oder nicht rechtzeitig 

nachkommt, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist, wenn er nicht nach 

anderen Vo rschriften einer strengeren Strafe unterliegt, von der 

Bezirksverwaltungsbehörde mit Geld bis zu 440 €, im Falle der Uneinbringlichkeit 

mit Arrest bis zu zwei Wochen zu bestrafen. 

(3) Der Träger der Unfallversicherung hat eine der bei ihm eingelangten (3) Der Träger der Unfallversicherung hat eine der bei ihm eingelangten 
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Ausfertigungen der Anzeige über einen Arbeitsunfall oder eine Berufskrankheit 

unverzüglich weiterzu leiten 

Ausfertigungen der Meldung eines Arbeitsunfalles oder einer Berufskrankheit 

unverzüglich weiterzuleiten 

 1. bis 3. unverändert.   1. bis 3. unverändert.   

Eine weitere Ausfertigung der Anzeige über eine Berufskrankheit hat der Träger 

der Unfallversicherung dem Arbeitsinspektionsarzt beim Zentralarbeitsinspektorat 

unverzüglich zu übersenden. 

Eine weitere Ausfertigung der Meldung einer Berufskrankheit hat der Träger der 

Unfallversicherung dem Arbeitsinspektionsarzt beim Zentralarbeitsinspektorat 

unverzüglich zu übersenden. 

(4) Die im § 8 Abs. 1 Z. 3 lit. h und i genannten Schulen, Lehranstalten und 

Universitäten haben jeden Unfall im Sinne des § 175 Abs. 4 oder 5 bzw. § 176 

Abs. 1 Z 11 oder 12, durch den eine nach § 8 Abs. 1 Z. 3 lit. h oder i 

unfallversicherte Person getötet oder körperlich geschädigt worden ist, längstens 

binnen fünf Tagen dem zuständigen Träger der Unfallversicherung auf einem von 

diesem aufzulegenden Vordruck in dreifacher Ausfertigung anzuzeigen. Auf die 

gleiche Weise haben die anzeigepflichtigen Stellen die Berufskrankheit eines nach 

§ 8 Abs. 1 Z. 3 lit. h und i in der Unfallversicherung Teilversicherten binnen fünf 

Tagen nach dem Beginn der Krankheit (§ 120 Z. 1) dem zuständigen Träger der 

Unfallversicherung anzuzeigen.   

(4) Die im § 8 Abs. 1 Z. 3 lit. h und i genannten Schulen, Lehranstalten und 

Universitäten haben jeden Unfall im Sinne des § 175 Abs. 4 oder 5 bzw. § 176 

Abs. 1 Z 11 oder 12, durch den eine nach § 8 Abs. 1 Z. 3 lit. h oder i 

unfallversicherte Person getötet oder körperlich geschädigt worden ist, längstens 

binnen fünf Tagen dem zuständigen Träger der Unfallversicherung auf einem von 

diesem aufzulegenden Vordruck in dreifacher Ausfertigung zu melden. Auf die 

gleiche Weise haben die meldepflichtigen Stellen die Berufskrankheit eines nach 

§ 8 Abs. 1 Z. 3 lit. h und i in der Unfallversicherung Teilversicherten binnen fünf 

Tagen nach dem Beginn der Krankheit (§ 120 Z. 1) dem zuständigen Träger der 

Unfallversicherung zu melden.   

Erhebung von Arbeitsunfällen durch den Versicherungsträger Erhebung von Arbeitsunfällen durch den Versicherungsträger 

§ 364. Der Unfallversicherungsträger läßt nach Einlangen einer 

Unfallsanzeige unverzüglich die Tatsachen feststellen, welche für die Ermittlung, 

ob und in welcher Höhe eine Entschädigung in Betracht kommt, erforderlich sind. 

§ 364. Der Unfallversicherungsträger läßt nach Einlangen einer 

Unfallme ldung unverzüglich die Tatsachen feststellen, welche für die Ermittlung, 

ob und in welcher Höhe eine Entschädigung in Betracht kommt, erforderlich sind. 

Frist für die Bescheiderteilung Frist für die Bescheiderteilung 

§ 368. (1) Bescheide über Anträge auf Zuerkennung von Leistungen aus der 

Krankenversicherung sind binnen zwei Wochen nach der Einbringung des 

Antrages, Bescheide über die Feststellung von Leistungen aus der 

Unfallversicherung binnen sechs Monaten nach dem Einlangen der Unfallsanzeige 

(nach dem Einlangen des Antrages), Bescheide über Anträge auf Zuerkennung von 

Leistungen aus der Pensionsversicherung sowie über die Feststellung von 

Versicherungszeiten der Pensionsversicherung außerhalb des 

Leistungsfeststellungsverfahrens binnen sechs Monaten nach dem Einlangen des 

Antrages an den Anspruchswerber zu erlassen. Zeiten, während derer das 

Verfahren gemäß § 38 zweiter Satz AVG 1950, BGBl. Nr. 172, ausgesetzt ist, 

werden in diese Fristen nicht eingerechnet. 

§ 368. (1) Bescheide über Anträge auf Zuerkennung von Leistungen aus der 

Krankenversicherung sind binnen zwei Wochen nach der Einbringung des 

Antrages, Bescheide über die Feststellung von Leistungen aus der 

Unfallversicherung binnen sechs Monaten nach dem Einlangen der Unfallmeldung 

(nach dem Einlangen des Antrages), Bescheide über Anträge auf Zuerkennung von 

Leistungen aus der Pensionsversicherung sowie über die Feststellung von 

Versicherungszeiten der Pensionsversicherung außerhalb des 

Leistungsfeststellungsverfahrens binnen sechs Monaten nach dem Einlangen des 

Antrages an den Anspruchswerber zu erlassen. Zeiten, während derer das 

Verfahren gemäß § 38 zweiter Satz AVG 1950, BGBl. Nr. 172, ausgesetzt ist, 

werden in diese Fristen nicht eingerechnet. 

(2) unverändert. (2) unverändert. 

Haupt-, Landes- und Außenstellen Haupt-, Landes- und Außenstellen 

§ 418. (1) bis (5a) unverändert. § 418. (1) bis (5a) unverändert. 

(6) Die örtliche Zuständigkeit der Landesstellen richtet sich bei Versicherten, 

die in einem Beschäftigungsverhältnis stehen, nach dem Beschäftigungsort (§ 30 

Abs. 2), bei selbständig Erwerbstätigen nach dem Standort des Betriebes, in allen 

anderen Fällen nach dem Wohnsitz des Versicherten. 

(6) Die örtliche Zuständigkeit der Landesstellen richtet sich 
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  1. in der Unfallversicherung bei Versicherten, die in einem 

Beschäftigungsverhältnis stehen, nach dem Beschäftigungsort (§ 30 

Abs. 2), bei selbständig Erwerbstätigen nach dem Standort des Betriebes, 

in allen anderen Fällen nach dem Wohnsitz des (der) Versicherten; 

  2. in der Pensionsversicherung nach dem Wohnsitz des (der) Versicherten. 

(7) und (8) unverändert. (7) und (8) unverändert. 

Jahresvoranschlag und Gebarungsvorschaurechnung Jahresvoranschlag und Gebarungsvorschaurechnung 

§ 443. (1) Die Versicherungsträger und der Hauptverband haben für jedes 

Geschäftsjahr einen Vo ranschlag und im Zusammenhang damit vierteljährlich für 

den Bereich der Kranken- und Unfallversicherung eine rollierende 

Gebarungsvorschaurechnung zu erstellen. 

§ 443. (1) Die Versicherungsträger und der Hauptverband haben für jedes 

Geschäftsjahr einen Vo ranschlag und im Zusammenhang damit vierteljährlich für 

den Bereich der Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung  eine rollierende 

Gebarungsvorschaurechnung zu erstellen. 

(2) unverändert. (2) unverändert. 

Ausgleichsfonds der Pensionsversicherungsträger Ausgleichsfonds der Pensionsversicherungsträger 

§ 447g. (1) bis (2) unverändert. § 447g. (1) bis (2) unverändert. 

(3) An den Ausgleichsfonds gemäß Abs. 1 sind zu überweisen: (3) An den Ausgleichsfonds gemäß Abs. 1 sind zu überweisen: 

 1. zur Abgeltung bzw. teilweisen Abgeltung der Aufwendungen, die den 

Pensionsversicherungsträgern aus der Anrechnung von Ersatzzeiten 

erwachsen, 

 1. zur Abgeltung bzw. teilweisen Abgeltung der Aufwendungen, die den 

Pensionsversicherungsträgern aus der Anrechnung von Ersatzzeiten 

erwachsen, 

 a) unverändert.  a) unverändert. 

 b) für Zeiten nach § 227a dieses Bundesgesetzes, nach § 116a GSVG und 

nach § 107a BSVG ein Betrag in der Höhe von 22,8% des Betrages 

nach § 293 Abs. 1 lit. a sublit. bb für jeden Ersatzmonat der 

Kindererziehung, in dem Anspruch auf Kinderbetreuungsgeld nach dem 

KBGG oder auf Karenzgeld oder Teilzeitbeihilfe nach dem KGG 

besteht, aus Mitteln des Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen; 

 b) für Zeiten nach § 227 Abs. 1 Z 5 letzter Halbsatz aus Mitteln der 

Arbeitslosenversicherung für jeden Tag einer Ersatzzeit ein Betrag in 

der Höhe von 22,8 % des durchschnittlichen Tagsatzes der 

Notstandshilfe des Vo rjahres; 

 c) für Zeiten des Wehrdienstes als Zeitsoldat der Abgeltungsbetrag nach 

§ 49 Abs. 5 des Heeresgebührengesetzes 2001, BGBl. I Nr. 31; 

 c) für Zeiten nach § 227a dieses Bundesgesetzes, nach § 116a GSVG und 

nach § 107a BSVG ein Betrag in der Höhe von 22,8% des Betrages 

nach § 293 Abs. 1 lit. a sublit. bb für jeden Ersatzmonat der 

Kindererziehung, in dem Anspruch auf Kinderbetreuungsgeld nach 

dem KBGG oder auf Karenzgeld oder Teilzeitbeihilfe nach dem KGG 

besteht, aus Mitteln des Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen; 

 d) für Zeiten der Leistung des Ausbildungsdienstes gemäß § 227 Abs. 1 

Z 7 und 8 dieses Bundesgesetzes, § 116 Abs. 1 Z 3 des Gewerblichen 

Sozialversicherungsgesetzes und § 107 Abs. 1 Z 3 des Bauern-

Sozialversicherungsgesetzes ein Betrag in der Höhe von 22,8% der 

Beitragsgrundlage von 425,43 € für jeden Monat dieser 

Wehrdienstleistung der in Betracht kommenden Personen aus Mitteln 

des Bundesministeriums für Landesverteidigung; an die Stelle des 

Betrages von 425,43 € tritt ab 1. Jänner eines jeden Jahres der unter 

 d) für Zeiten des Wehrdienstes als Zeitsoldat der Abgeltungsbetrag nach 

§ 49 Abs. 5 des Heeresgebührengesetzes 2001, BGBl. I Nr. 31; 
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Bedachtnahme auf § 108 Abs. 9 mit der jeweiligen Aufwertungszahl 

(§ 108 Abs. 1) vervielfachte Betrag; 

  e) für Zeiten der Leistung des Ausbildungsdienstes gemäß § 227 Abs. 1 

Z 7 und 8 dieses Bundesgesetzes, § 116 Abs. 1 Z 3 des Gewerblichen 

Sozialversicherungsgesetzes und § 107 Abs. 1 Z 3 des Bauern-

Sozialversicherungsgesetzes ein Betrag in der Höhe von 22,8% der 

Beitragsgrundlage von 425,43 € für jeden Monat dieser 

Wehrdienstleistung der in Betracht kommenden Personen aus Mitteln 

des Bundesministeriums für Landesverteidigung; an die Stelle des 

Betrages von 425,43 € tritt ab 1. Jänner eines jeden Jahres der unter 

Bedachtnahme auf § 108 Abs. 9 mit der jeweiligen Aufwertungszahl 

(§ 108 Abs. 1) vervielfachte Betrag; 

 2. unverändert.  2. unverändert. 

(4) bis (10) unverändert. (4) bis (10) unverändert. 

Mittel für Pensionen nach den Dienstordnungen Mittel für Pensionen nach den Dienstordnungen 

§ 460b. Zur Deckung des Aufwandes für Leistungen auf Grund des 

Pensionsrechts nach der Dienstordnung A für die Angestellten bei den 

Sozialversicherungsträgern Österreichs (DO. A), nach der Dienstordnung B für die 

Ärzte und Dentisten bei den Sozialversicherungsträgern Österreichs (DO. B) und 

nach der Dienstordnung C für die Arbeiter bei den Sozialversicherungsträgern 

Österreichs (DO. C) haben die Bediensteten sowohl von den monatlich fällig 

werdenden Bezügen als auch vom Urlaubszuschuss und von der 

Weihnachtsremuneration außer ihrem Beitrag zur gesetzlichen 

Pensionsversicherung einen Pensionsbeitrag zu leisten; dieser beträgt 

§ 460b. (1) Zur Deckung des Aufwandes für Leistungen auf Grund des 

Pensionsrechts nach der Dienstordnung A für die Angestellten bei den 

Sozialversicherungsträgern Österreichs (DO. A), nach der Dienstordnung B für die 

Ärzte und Dentisten bei den Sozialversicherungsträgern Österreichs (DO. B) und 

nach der Dienstordnung C für die Arbeiter bei den Sozialversicherungsträgern 

Österreichs (DO. C) haben die Bediensteten sowohl von den monatlich fällig 

werdenden Bezügen als auch vom Urlaubszuschuss und von der 

Weihnachtsremuneration außer ihrem Beitrag zur gesetzlichen 

Pensionsversicherung einen Pensionsbeitrag zu leisten; dieser beträgt 

 1. bis 3. unverändert.  1. bis 3. unverändert. 

 (2) In eine Pensionskassenregelung einbezogene Dienstnehmer(innen) haben 

Beiträge zur Pensionskasse im kollektivvertraglich festgesetzten Ausmaß zu 

entrichten. § 25 Abs. 1 Z 2 lit. a zweiter Satz EStG 1988 ist nicht anzuwenden. 

Schlussbestimmung zum Bundesgesetz BGBl. I Nr. 155/2002 Schlussbestimmung zu Art. 6 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 155/2002 

§ 603. (1) und (2) unverändert. § 603. (1) und (2) unverändert. 

Schlussbestimmung zum Bundesgesetz BGBl. I Nr. 28/2003 Schlussbestimmung zu Art. 2 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 28/2003 

§ 605. unverändert. § 605. unverändert. 

Schlussbestimmungen zu Art. 73 Teil 2 des Budgetbegleitgesetzes 2003, 
BGBl. I Nr. 71 

Schlussbestimmungen zu Art. 73 Teil 2 des Budgetbegleitgesetzes 2003, 
BGBl. I Nr. 71 

§ 607. (1) bis (6) unverändert. § 607. (1) bis (6) unverändert. 

(7) Auf Personen, die die Anspruchsvoraussetzungen für die Alterspension 

(Knappschaftsalterspension) spätestens am 31. Dezember 2003 erfüllen, ist 

weiterhin die am 31. Dezember 2003 geltende Rechtslage anzuwenden. 

(7) Auf Personen, die die Anspruchsvoraussetzungen für die Alterspension 

(Knappschaftsalterspension) spätestens am 31. Dezember 2003 erfüllen, ist 

weiterhin die am 31. Dezember 2003 geltende Rechtslage anzuwenden, sofern dies 

für diese Personen günstiger ist. 
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(8) unverändert.. (8) unverändert. 

 (8a) Auf Personen, die Anspruch auf vorzeitige Alterspenion bei langer 

Versicherungsdauer mit einem Stichtag nach dem 31. Dezember 2003 und vor 

dem 2. Juni 2004 haben, sind, sofern nicht Abs. 9 anzuwenden ist, die §§ 253 

Abs. 3 sowie 253b Abs. 2 und 3 in der am 30. Juni 2004 geltenden Fassung ab 

1. Juli 2004 weiterhin anzuwenden. Abs. 11 gilt entsprechend. 

(9) Auf Personen, die die Anspruchsvoraussetzungen für die vorzeitige 

Alterspension bei langer Versicherungsdauer (vorzeitige 

Knappschaftsalterspension bei langer Versicherungsdauer) - mit Ausnahme der 

Voraussetzung des Fehlens einer die Pflichtversicherung begründenden 

Erwerbstätigkeit am Stichtag (§ 253b Abs. 1  Z 4) - spätestens am 31. Dezember 

2003 erfüllen, ist weiterhin die am 31. Dezember 2003 geltende Rechtslage 

anzuwenden. 

(9) Auf Personen, die die Anspruchsvoraussetzungen für die vorzeitige 

Alterspension bei langer Versicherungsdauer (vorzeitige 

Knappschaftsalterspension bei langer Versicherungsdauer) - mit Ausnahme der 

Voraussetzung des Fehlens einer die Pflichtversicherung begründenden 

Erwerbstätigkeit am Stichtag (§ 253b Abs. 1 Z 4) - spätestens am 31. Dezember 

2003 erfüllen, ist weiterhin die am 31. Dezember 2003 geltende Rechtslage 

anzuwenden, sofern dies für diese Personen günstiger ist. 

(10) unverändert. (10) unverändert. 

(11) In Fällen des Abs. 10, in denen eine vorzeitige Alterspension nach § 253b 

Abs. 2 weggefallen ist, ist die Verminderung nach § 261 Abs. 4 nach dem 

Erre ichen des Regelpensionsalters auf Antrag neu festzustellen; dabei beträgt die 

Verminderung für jeden Monat des Bezuges der vorzeitigen Alterspension 0,35 % 

der Leistung. 

(11) In Fällen des Abs. 10, in denen eine vorzeitige Alterspension nach 

§ 253b Abs. 2 weggefallen ist, ist die Verminderung nach § 261 Abs. 4 nach dem 

Erreichen des Regelpensionsalters auf Antrag neu festzustellen; dabei beträgt die 

Verminderung für jeden Monat des Bezuges der vorzeitigen Alterspension 0,35 % 

der Leistung. Bei der Ermittlung der Witwen(Witwer)pension nach § 264 Abs. 1 

Z 5 ist der erste Satz so anzuwenden, dass die Verminderung von Amts wegen 

zum Zeitpunkt des Todes neu festzustellen ist. 

(12) Auf männliche Versicherte, die vor dem 1. Jänner 1947 geboren sind, 

und auf weibliche Versicherte, die vor dem 1. Jänner 1952 geboren sind, sind die 

am 31. Dezember 2003 geltenden Bestimmungen über die vorzeitige Alterspension 

bei langer Versicherungsdauer (vorzeitige Knappschaftsalterspension bei langer 

Versicherungsdauer) - mit Ausnahme der §§ 108h Abs. 1, 238, 239, 261 und 284 

Z 3 - so anzuwenden, dass abweichend von § 253b Abs. 1 

(12) Auf männliche Versicherte, die vor dem 1. Jänner 1947 geboren sind, 

und auf weibliche Versicherte, die vor dem 1. Jänner 1952 geboren sind, sind die 

am 31. Dezember 2003 geltenden Bestimmungen über die vorzeitige 

Alterspension bei langer Versicherungsdauer (vorzeitige 

Knappschaftsalterspension bei langer Versicherungsdauer) - mit Ausnahme der 

§§ 108h Abs. 1, 238, 239, 261, 261b, 284 Z 3 und 284b - so anzuwenden, dass 

abweichend von § 253b Abs. 1 

 1. und 2. unverändert.  1. und 2. unverändert. 

dabei sind auch zu berücksichtigen: dabei sind auch zu berücksichtigen: 

 - bis zu 60 Ersatzmonate für Zeiten der Kindererziehung (§§ 227a oder 

228a dieses Bundesgesetzes oder §§ 116a oder 116b GSVG oder 

§§ 107a oder 107b BSVG), die sich nicht mit Beitragsmonaten decken, 

 - bis zu 60 Ersatzmonate für Zeiten der Kindererziehung (§§ 227a oder 

228a dieses Bundesgesetzes oder §§ 116a oder 116b GSVG oder 

§§ 107a oder 107b BSVG), die sich nicht mit Beitragsmonaten decken, 

 - Ersatzmonate wegen eines Anspruches auf Wochengeld (§ 227 Abs. 1 

Z 3), die sich nicht mit Ersatzmonaten nach § 227a oder nach § 228a 

decken, 

 - Ersatzmonate wegen eines Anspruches auf Wochengeld (§ 227 Abs. 1 

Z 3), die sich nicht mit Ersatzmonaten nach § 227a oder nach § 228a 

decken, 

 - bis zu 30 Ersatzmonate für Zeiten eines Präsenz- oder Zivildienstes 

(§ 227 Abs. 1 Z 7 und 8 dieses Bundesgesetzes oder § 116 Abs. 1 Z 3 

GSVG oder § 107 Abs. 1 Z 3 BSVG). 

 - bis zu 30 Ersatzmonate für Zeiten eines Präsenz- oder Zivildienstes 

(§ 227 Abs. 1 Z 7 und 8 dieses Bundesgesetzes oder § 116 Abs. 1 Z 3 

GSVG oder § 107 Abs. 1 Z 3 BSVG). 

§ 261 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 ist so § 261 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 ist so 
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anzuwenden, dass das Ausmaß von 1,78 Steigerungspunkten durch zwei 

Steigerungspunkte ersetzt wird; Abs. 15 zweiter und dritter Satz sind anzuwenden. 

§ 261 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 ist so 

anzuwenden, dass an die Stelle des Regelpensionsalters das jeweils geltende 

Anfallsalter für die vorzeitige Alterspension bei langer Versicherungsdauer tritt. 

anzuwenden, dass das Ausmaß von 1,78 Steigerungspunkten durch zwei 

Steigerungspunkte ersetzt wird; Abs. 15 zweiter und dritter Satz sind anzuwenden. 

§ 261 Abs. 4 in der Fassung des Bundesges etzes BGBl. I Nr. 71/2003 ist so 

anzuwenden, dass an die Stelle des Regelpensionsalters das jeweils geltende 

Anfallsalter für die vorzeitige Alterspension bei langer Versicherungsdauer 

tritt; Abs. 11 ist entsprechend anzuwenden. 

(13) Auf männliche Versicherte, die nach dem 31. Dezember 1946 und vor 

dem 1. Juli 1948 geboren sind, und auf weibliche Versicherte, die nach dem 

31. Dezember 1951 und vor dem 1. Juli 1953 geboren sind, ist Abs. 10 so 

anzuwenden, dass 

(13) Auf männliche Versicherte, die nach dem 31. Dezember 1946 und vor 

dem 1. Juli 1948 geboren sind, und auf weibliche Versicherte, die nach dem 

31. Dezember 1951 und vor dem 1. Juli 1953 geboren sind, ist Abs. 10 so 

anzuwenden, dass 

 1. und 2. unverändert.  1. und 2. unverändert. 

dabei sind auch zu berücksichtigen: dabei sind auch zu berücksichtigen: 

 - bis zu 60 Ersatzmonate für Zeiten der Kindererziehung (§§ 227a oder 

228a dieses Bundesgesetzes oder §§ 116a oder 116b GSVG oder 

§§ 107a oder 107b BSVG), die sich nicht  mit Beitragsmonaten decken, 

 - bis zu 60 Ersatzmonate für Zeiten der Kindererziehung (§§ 227a oder 

228a dieses Bundesgesetzes oder §§ 116a oder 116b GSVG oder 

§§ 107a oder 107b BSVG), die sich nicht  mit Beitragsmonaten 

decken, 

 - Ersatzmonate wegen eines Anspruches auf Wochengeld (§ 227 Abs. 1 

Z 3), die sich nicht mit Ersatzmonaten nach § 227a oder nach § 228a 

decken, 

 - Ersatzmonate wegen eines Anspruches auf Wochengeld (§ 227 Abs. 1 

Z 3), die sich nicht mit Ersatzmonaten nach § 227a oder nach § 228a 

decken, 

 - bis zu 30 Ersatzmonate für Zeiten eines Präsenz- oder Zivildienstes 

(§ 227 Abs. 1 Z 7 und 8 dieses Bundesgesetzes oder § 116 Abs. 1 Z 3 

GSVG oder § 107 Abs. 1 Z 3 BSVG). 

 - bis zu 30 Ersatzmonate für Zeiten eines Präsenz- oder Zivildienstes 

(§ 227 Abs. 1 Z 7 und 8 dieses Bundesgesetzes oder § 116 Abs. 1 Z 3 

GSVG oder § 107 Abs. 1 Z 3 BSVG). 

§ 261 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 ist - 

abweichend von Abs. 15 erster Satz - so anzuwenden, dass das Ausmaß von 1,78 

Steigerungspunkten bis zum Ablauf des Jahres 2007 durch zwei 

Steigerungspunkte, im Jahr 2008 durch 1,95 Steigerungspunkte, im Jahr 2009 

durch 1,90 Steigerungspunkte und im Jahr 2010 durch 1,85 Steigerungspunkte 

ersetzt wird; Abs. 15 zweiter und dritter Satz sind anzuwenden. § 261 Abs. 4 in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 ist so anzuwenden, dass an die 

Stelle des Regelpensionsalters das jeweils geltende Anfallsalter für die vorzeitige 

Alterspension bei langer Versicherungsdauer tritt. 

§ 261 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 ist - 

abweichend von Abs. 15 erster Satz - so anzuwenden, dass das Ausmaß von 1,78 

Steigerungspunkten bis zum Ablauf des Jahres 2007 durch zwei 

Steigerungspunkte, im Jahr 2008 durch 1,95 Steigerungspunkte, im Jahr 2009 

durch 1,90 Steigerungspunkte und im Jahr 2010 durch 1,85 Steigerungspunkte 

bzw. in der knappschaftlichen Pensionsversicherung das Ausmaß von 

1,995 Steigerungspunkten bis zum Ablauf des Jahres 2007 durch 

2,175 Steigerungspunkte, im Jahr 2008 durch 2,125 Steigerungspunkte, im 

Jahr 2009 durch 2,075 Steigerungspunkte und im Jahr 2010 durch 

2,025 Steigerungspunkte ersetzt wird; Abs. 15 zweiter und dritter Satz sind 

anzuwenden. § 261 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 71/2003 ist so anzuwenden, dass an die Stelle des Regelpensionsalters das 

jeweils geltende Anfallsalter für die vorzeitige Alterspension bei langer 

Versicherungsdauer tritt; Abs. 11 ist entsprechend anzuwenden. 

(14) unverändert. (14) unverändert. 

 (14a) Auf Personen, die die Anspruchsvoraussetzungen für eine 

Pensionsleistung nach Abs. 13 - mit Ausnahme der Voraussetzung des Fehlens 

einer die Pflichtversicherung begründenden Erwerbstätigkeit am Stichtag (§ 253b 

Abs. 1  Z 4) - in einem der in Abs. 13 vorletzter Satz genannten Kalenderjahre 
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erfüllen, sind die dem jeweiligen Kalenderjahr zugeordneten Steigerungspunkte 

abweichend von § 261 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 71/2003 anzuwenden. 

(15) bis (17) unverädert. (15) bis (17) unverädert. 

(17a) Auf Personen, die die Anspruchsvoraussetzungen für die 

Knappschaftspension oder für die vorzeitige Knappschaftsalterspension bei langer 

Versicherungsdauer - mit Ausnahme der Voraussetzung des Fehlens einer die 

Pflichtversicherung begründenden Erwerbstätigkeit am Stichtag (§ 253b Abs. 1 

Z 4) - in einem der in Abs. 17 Z 1 bis 5 genannten Kalenderjahre erfüllen, sind die 

in der jeweiligen Ziffer des Abs. 17 angeführten Steigerungspunkte abweichend 

von § 284 Z 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 

anzuwenden. 

(17a) Auf Personen, die die Anspruchsvoraussetzungen für die 

Knappschaftsalterspension oder für die vorzeitige Knappschaftsalterspension bei 

langer Versicherungsdauer - mit Ausnahme der Voraussetzung des Fehlens einer 

die Pflichtversicherung begründenden Erwerbstätigkeit am Stichtag (§ 253b 

Abs. 1 Z 4) - in einem der in Abs. 17 Z 1 bis 5 genannten Kalenderjahre erfüllen, 

sind die in der jeweiligen Ziffer des Abs. 17 angeführten Steigerungspunkte 

abweichend von § 284 Z 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 71/2003 anzuwenden. 

(18) § 292 Abs. 8 dritter Satz in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 71/2003 gilt für die Ermittlung der Ausgleichszulage als monatliches 

Einko mmen 

(18) Abweichend von § 292 Abs. 8 dritter Satz in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 gilt für die Ermittlung der Ausgleichszulage 

als monatliches Einkommen 

 a) bis e) unverändert.  a) bis e) unverändert. 

des jeweiligen Richtsatzes. des jeweiligen Richtsatzes. 

(19) bis (22) unverändert. (19) bis (22) unverändert. 

(23) Bei Pensionen mit Stichtag nach dem 31. Dezember 2003 

(Neupensionen) ist eine Vergleichsberechnung vorzunehmen. Zu diesem Zweck ist 

eine Vergleichspension zu ermitteln, das ist jene Pension, die sich aus der 

Anwendung der am 31. Dezember 2003 geltenden Rechtslage ergibt; dabei ist 

§ 572 Abs. 10 so anzuwenden, dass sich die Zahl der monatlichen 

Gesamtbeitragsgrundlagen nach dem Stichtag der Neupension richtet. Die 

Vergleichspension ist der Neupension gegenüberzustellen. Ist die Neupension um 

mehr als 10 % niedriger als die Ve rgleichspension, so gelten 90 % der 

Vergleichspension als die gebührende Pension. 

(23) Bei Pensionen mit Stichtag nach dem 31. Dezember 2003 

(Neupensionen) ist eine Vergleichsberechnung vorzunehmen. Zu diesem Zweck 

ist zum Stichtag (§ 223 Abs. 2) eine Vergleichspension unter Anwendung der am 

31. Dezember 2003 in Geltung gestandenen Rechtslage zu ermitteln; dabei ist 

§ 572 Abs. 10a viertletzter bis letzter Satz nicht anzuwenden. Die 

Vergleichspension ist der Neupension gegenüberzustellen. Ist die Neupension um 

mehr als 10 % niedriger als die Ve rgleichspension, so gelten 90 % der 

Vergleichspension als die gebührende Pension. 

 Schlussbestimmungen zu Art. 1 des 2. Sozialversicherungs-
Änderungsgesetzes  2003, BGBl. I Nr. xx 

 § 609. (1) Es treten in Kraft: 

  1. mit 1. Jänner 2004 die §§ 4 Abs. 4 lit. d und e, 8 Abs. 1  Z 3 lit. c, 70b 

Abs. 1 und 2, 81 Abs. 2a, 86 Abs. 4, 91 Abs. 1, 103 Abs. 2, 113 Abs. 2, 

201 Abs. 4, 225 Abs. 1 Z 7 und 8 sowie Abs. 5, 227 Abs. 1 Z 1 und 5, 235 

Abs. 3 lit. a, 247, 254 Abs. 6, 255 Abs. 7, 261 Abs. 7, 273 Abs. 2, 284c, 

288 Abs. 1, 308 Abs. 5, 363 samt Überschrift, 364, 368 Abs. 1, 418 

Abs. 6, 443 Abs. 1, 447g Abs. 3 Z 1 lit. b bis e, 460b, 603 Überschrift, 605 

Überschrift sowie 607 Abs. 7, 8a, 9, 11 bis 13, 14a, 17a, 18 und 23 in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/200x; 

  2. rückwirkend mit 1. November 2003 die §§ 227a Abs. 6 und 228a Abs. 3 

in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/200x. 
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 (2) Es treten außer Kraft: 

  1. mit Ablauf des 31. Dezember 2003 § 261c Abs. 2; 

  2. mit Ablauf des 31. Oktober 2003 die §§ 227a Abs. 7 und 228a Abs. 4. 

Artikel 2 
Änderung des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes 

Erstattung von Beiträgen, die nach § 116 Abs. 9 und 10 entrichtet wurden Erstattung von Beiträgen, die nach § 116 Abs. 9 und 10 entrichtet wurden 

§ 33a. (1) Beiträge, die nach § 116 Abs. 9 und 10 entrichtet wurden, damit 

Ersatzzeiten für den Besuch von Schulen oder Hochschulen (§ 116 Abs. 7) 

anspruchs- oder leistungswirksam werden, sind dem (der) Versicherten oder den 

anspruchsberechtigten Hinterbliebenen in dem Umfang vom leistungspflichtigen 

Versicherungsträger zu erstatten, als die Anspruchs- oder Leistungswirksamkeit 

dieser Ersatzzeiten nicht eintritt. Die Erstattung hat von Amts wegen innerhalb 

eines Jahres nach Eintritt der Rechtskraft der Entscheidung über die Zuerkennung 

der Leistung zu erfolgen. 

§ 33a. (1) Beiträge, die nach § 116 Abs. 9 und 10 entrichtet wurden, damit 

Ersatzzeiten für den Besuch von Schulen oder Hochschulen oder für eine 

vorgeschriebene Ausbildung im Anschluss an ein Hochschulstudium (§ 116 

Abs. 7) anspruchs- oder leistungswirksam werden, sind dem (der) Versicherten 

oder den anspruchsberechtigten Hinterbliebenen in dem Umfang vom 

leistungspflichtigen Versicherungsträger zu erstatten, als die Anspruchs- oder 

Leistungswirksamkeit dieser Ersatzzeiten nicht eintritt. Die Erstattung hat von 

Amts wegen innerhalb eines Jahres nach Eintritt der Rechtskraft der Entscheidung 

über die Zuerkennung der Leistung zu erfolgen. 

(2) Bei der Erstattung gehen Beiträge, die Ersatzmonate für den 

Hochschulbesuch (§ 116 Abs. 9 Z 2) betreffen, den anderen Beiträgen nach § 116 

Abs. 9 vor. 

(2) Bei der Erstattung gehen Beiträge, die Ersatzmonate für den 

Hochschulbesuch und für eine vorgeschriebene Ausbildung im Anschluss an ein 

Hochschulstudium (§ 116 Abs. 9 Z 2) betreffen, den anderen Beiträgen nach § 116 

Abs. 9 vor. 

(3) unverändert. (3) unverändert. 

Berücksichtigung von Erwerbseinkommen bei Leistungen Berücksichtigung von Erwerbseinkommen bei Leistungen 

§ 60. (1) Als Erwerbseinkommen gilt, sofern in diesem Bundesgesetz nicht 

anderes bestimmt wird, bei einer 

§ 60. (1) Als Erwerbseinkommen gilt, sofern in diesem Bundesgesetz nicht 

anderes bestimmt wird, bei einer 

 1. und 2. unverändert.  1. und 2. unverändert. 

Die im § 1 Z 4 lit. c des Teilpensionsgesetzes, BGBl. I Nr. 138/1997, genannten 

Bezüge sowie Bezüge nach § 10 Abs. 2 des Bezügebegrenzungsgesetzes sind dem 

Erwerbseinkommen aus einer die Pflichtversicherung begründenden 

Erwerbstätigkeit gleichzuhalten. 

Die im § 1 Z 4 lit. c des Teilpensionsgesetzes, BGBl. I Nr. 138/1997, genannten 

Bezüge sowie Bezüge nach § 10 Abs. 2 des Bundesverfassungsgesetzes über die 

Begrenzung von Bezügen öffentlicher Funktionäre, BGBl. I Nr. 64/1997, sind dem 

Erwerbseinkommen aus einer die Pflichtversicherung begründenden 

Erwerbstätigkeit gleichzuhalten. 

(2) unverändert. (2) unverändert. 

Aufrechnung Aufrechnung 

§ 71. (1) unverändert. § 71. (1) unverändert. 

(2) Die Aufrechnung gemäß Abs. 1 Z 1, 2 und 4 ist in der 

Pensionsversicherung nur bis zur Hälfte der zu erbringenden Geldleistung zulässig. 

(2) Die Aufrechnung nach Abs. 1 Z 1, 2 und 4 ist nur bis zur Hälfte der zu 

erbringenden Geldleistung zulässig, wobei jedoch der anspruchsberechtigten 

Person ein Gesamteinkommen in der Höhe von 90 % des jeweils in Betracht 

kommenden Richtsatzes nach § 150 verbleiben muss. Gesamteinkommen ist die 
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zu erbringende Geldleistung zuzüglich eines aus übrigen Einkünften der 

leistungsberechtigten Person erwachsenden Nettoeinkommens (§ 149) und der 

nach § 151 zu berücksichtigenden Beträge. 

(3) unverändert. (3) unverändert. 

Ersatzzeiten Ersatzzeiten 

§ 116. (1) bis (6) unverändert. § 116. (1) bis (6) unverändert. 

(7) Als Ersatzzeiten gelten ferner die Zeiten, in denen nach Vollendung des 

15. Lebensjahres eine inländische öffentliche oder mit dem Öffentlichkeitsrecht 

ausgestattete mittlere Schule mit mindestens zweijährigem Bildungsgang, eine 

höhere Schule (das Lycee Francais in Wien), Akademie oder verwandte 

Lehranstalt oder eine inländische Hochschule bzw. Kunstakademie oder 

Kunsthochschule in dem für die betreffende Schul(Studien)art vorgeschriebenen 

normalen Ausbildungs(Studien)gang besucht wurde, oder eine Ausbildung am 

Lehrinstitut für Dentisten in Wien oder nach dem Hochschulstudium eine 

vorgeschriebene Ausbildung für den künftigen, abgeschlossene Hochschulbildung 

erfordernden Beruf erfolgt ist; hiebei werden höchstens ein Jahr des Besuches des 

Lehrinstitutes für Dentisten in Wien, höchstens zwei Jahre des Besuches einer 

mittleren Schule, höchstens drei Jahre des Besuches einer höheren Schule (des 

Lycee Francais in Wien), Akademie oder verwandten Lehranstalt, höchstens zwölf 

Semester des Besuches einer Hochschule, einer Kunstakademie oder 

Kunsthochschule und höchstens sechs Jahre der vorgeschriebenen Ausbildung für 

den künftigen, abgeschlossene Hochschulbildung erfordernden Beruf 

berücksichtigt, und zwar jedes volle Schuljahr, angefangen von demjenigen, das im 

Kalenderjahr der Vollendung des 15. Lebensjahres begonnen hat, mit acht 

Monaten, gerechnet ab dem in das betreffende Schuljahr fallenden 1. November, 

jedes Studiensemester mit vier Monaten, gerechnet ab dem in das betreffende 

Semester fallenden 1. Oktober bzw. 1. März, und die Ausbildungszeit mit zwei 

Drittel ihrer Dauer, zurückgerechnet vom letzten Ausbildungsmonat. Für die Zeit 

vor dem 16. Oktober 1918 ist dem Besuch einer inländischen Schule der Besuch 

einer gleichartigen, im Gebiet der ehemaligen österreichisch-ungarischen 

Monarchie gelegenen Schule gleichzuhalten. 

(7) Als Ersatzzeiten gelten ferner die Zeiten, in denen nach Vollendung des 

15. Lebensjahres eine inländische öffentliche oder mit dem Öffentlichkeitsrecht 

ausgestattete mittlere Schule mit mindestens zweijährigem Bildungsgang, eine 

höhere Schule (das Lycee Francais in Wien), Akademie oder verwandte 

Lehranstalt oder eine inländische Hochschule bzw. Kunstakademie oder 

Kunsthochschule in dem für die betreffende Schul(Studien)art vorgeschriebenen 

normalen Ausbildungs(Studien)gang besucht wurde, oder eine Ausbildung am 

Lehrinstitut für Dentisten in Wien oder nach dem Hochschulstudium eine 

vorgeschriebene Ausbildung für den künftigen, abgeschlossene Hochschulbildung 

erfordernden Beruf erfolgt ist; hiebei werden höchstens ein Jahr des Besuches des 

Lehrinstitutes für Dentisten in Wien, höchstens zwei Jahre des Besuches einer 

mittleren Schule, höchstens drei Jahre des Besuches einer höheren Schule (des 

Lycee Francais in Wien), Akademie oder verwandten Lehranstalt, höchstens zwölf 

Semester des Besuches einer Hochschule, einer Kunstakademie oder 

Kunsthochschule und höchstens sechs Jahre der vorgeschriebenen Ausbildung für 

den künftigen, abgeschlossene Hochschulbildung erfordernden Beruf 

berücksichtigt, und zwar jedes volle Schuljahr, angefangen von demjenigen, das 

im Kalenderjahr der Vollendung des 15. Lebensjahres begonnen hat, mit acht 

Monaten, gerechnet ab dem in das betreffende Schuljahr fallenden 1. November, 

jedes Studiensemester mit vier Monaten, gerechnet ab dem in das betreffende 

Semester fallenden 1. Oktober bzw. 1. März, und die Ausbildungszeit, 

zurückgerechnet vom letzten Ausbildungsmonat. Für die Zeit vor dem 

16. Oktober 1918 ist dem Besuch einer inländischen Schule der Besuch einer 

gleichartigen, im Gebiet der ehemaligen österreichisch-ungarischen Monarchie 

gelegenen Schule gleichzuhalten. 

(8) bis (10) unverändert. (8) bis (10) unverändert. 

Ersatzzeiten für Zeiten der Kindererziehung nach dem 31. Dezember 1955 Ersatzzeiten für Zeiten der Kindererziehung nach dem 31. Dezember 1955 

§ 116a. (1) bis (5) unverändert. § 116a. (1) bis (5) unverändert. 

(6) Waren beide Elternteile in der Pensionsversicherung pflichtversichert oder 

lag bei keinem der Elternteile eine Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung 

bzw. ein Kinderbetreuungsgeldbezug oder Karenzgeldbezug vor oder bezogen 

beide Elternteile Karenzgeld (Karenzgeld bei Teilzeitbeschäftigung) besteht die 

Vermutung, daß die weibliche Versicherte das Kind tatsächlich und überwiegend 

erzogen hat. Der männliche Versicherte kann diese Vermutung widerlegen. 

(6) Waren beide Elternteile in der Pensionsversicherung pflichtversichert 

oder lag bei keinem der Elternteile eine Pflichtversicherung in der 

Pensionsversicherung bzw. ein Kinderbetreuungsgeldbezug oder Karenzgeldbezug 

vor oder bezogen beide Elternteile Karenzgeld (Karenzgeld bei 

Teilzeitbeschäftigung) besteht die Vermutung, daß die weibliche Versicherte das 

Kind tatsächlich und überwiegend erzogen hat. Diese Vermutung kann widerlegt 

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.

97/M
E

 X
X

II. G
P - E

ntw
urf (gescanntes O

riginal)
38 von 54

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



 39 

werden. 

(7) und (8) unverändert. (7) und (8) unverändert. 

Ersatzzeiten für Zeiten der Kindererziehung vor dem 1. Jänner 1956 Ersatzzeiten für Zeiten der Kindererziehung vor dem 1. Jänner 1956 

§ 116b. (1) und (2) unverändert. § 116b. (1) und (2) unverändert. 

(3) Anspruch für ein und dasselbe Kind besteht in den jeweiligen Zeiträumen 

nur für den Elternteil, der das Kind tatsächlich und überwiegend erzogen hat. 

Dabei besteht die Vermutung, daß die weibliche Versicherte das Kind tatsächlich 

und überwiegend erzogen hat. Der männliche Versicherte kann diese Vermutung 

widerlegen. 

(3) Anspruch für ein und dasselbe Kind besteht in den jeweiligen Zeiträumen 

nur für den Elternteil, der das Kind tatsächlich und überwiegend erzogen hat. 

Dabei besteht die Vermutung, daß die weibliche Versicherte das Kind tatsächlich 

und überwiegend erzogen hat. Diese Vermutung kann widerlegt werden. 

(4) Im Falle des Abs. 3 ist die Widerlegung der Vermutung bis spätestens zu 

dem Zeitpunkt zulässig, zu dem der Pensionsantrag eines der beiden Elternteile 

bescheidmäßig erledigt ist. 

 

Feststellung von Versicherungszeiten der Pensionsversicherung Feststellung von Versicherungszeiten der Pensionsversicherung 

§ 117a. Der Versicherte ist berechtigt, frühestens zwei Jahre vor Vollendung 

eines für eine Leistung aus einem Versicherungsfall des Alters maßgebenden 

Lebensalters beim Versicherungsträger einen Antrag auf Feststellung der nach den 

österreichischen Rechtsvorschriften zu berücksichtigenden Versicherungszeiten zu 

stellen. Für die Antragstellung ist § 113 Abs. 2 entsprechend anzuwenden.   

§ 117a. Der Versicherungsträger hat die nach den österreichischen 

Rechtsvorschriften zu berücksichtigenden Versicherungszeiten festzustellen, wenn 

dies der (die) Versicherte beantragt. Für die Antragstellung ist § 113 Abs. 2 

entsprechend anzuwenden.   

Wartezeit Wartezeit 

§ 120. (1) unverändert. § 120. (1) unverändert. 

(2) Die Wartezeit entfällt für eine Leistung aus dem Versicherungsfall der 

Erwerbsunfähigkeit oder aus dem Versicherungsfall des Todes, 

(2) Die Wartezeit entfällt für eine Leistung aus dem Versicherungsfall der 

Erwerbsunfähigkeit oder aus dem Versicherungsfall des Todes, 

 a) wenn der Versicherungsfall die Folge eines Arbeitsunfalles oder einer 

Berufskrankheit (§§ 175 und 176 bzw. 177 des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes) ist, der (die) bei einem in der 

Pensionsversicherung nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz 

Pflichtversicherten bzw. bei einem nach § 19a des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes Selbstversicherten eingetreten ist, oder 

 a) wenn der Versicherungsfall die Folge eines Arbeitsunfalles oder einer 

Berufskrankheit (§§ 175 bis 177 ASVG, §§ 148c bis 148e BSVG) ist, 

der (die) bei einem in der Pensionsversicherung nach diesem oder 

einem anderen Bundesgesetz Pflichtversicherten bzw. bei einem nach 

§ 19a  des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes Selbstversicherten 

eingetreten ist, oder 

 b) und c) unverändert.  b) und c) unverändert. 

(3) bis (7) unverändert. (3) bis (7) unverändert. 

Erwerbsunfähigkeitspension Erwerbsunfähigkeitspension 

§ 132. (1) bis (4) unverändert. § 132. (1) bis (4) unverändert. 

(5) Bezieht eine Person, die Anspruch auf Erwerbsunfähigkeitspension hat, in 

einem Kalendermonat ein Erwerbseinkommen (§ 60), das den Betrag gemäß § 5 

Abs. 2 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes übersteigt, so wandelt sich 

der Anspruch auf die gemäß § 139 ermittelte Pension für diesen Kalendermonat in 

einen Anspruch auf Teilpension. 

(5) Bezieht eine Person, die Anspruch auf Erwerbsunfähigkeitspension hat, in 

einem Kalendermonat ein Erwerbseinkommen (§ 60), das den Betrag gemäß § 5 

Abs. 2 Z 2 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes übersteigt, so wandelt 

sich der Anspruch auf die gemäß § 139 ermittelte Pension für diesen 

Kalendermonat in einen Anspruch auf Teilpension. 
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(6) und (7) unverändert. (6) und (7) unverändert. 

Begriff der Erwerbsunfähigkeit Begriff der Erwerbsunfähigkeit 

§ 133. (1) bis (5) unverändert. § 133. (1) bis (5) unverändert. 

 (6) Nach Maßgabe der Abs. 1 bis 5 gilt der (die) Versicherte auch dann als 

erwerbsunfähig, wenn er (sie) bereits vor der erstmaligen Aufnahme einer die 

Pflichtversicherung begründenden Erwerbstätigkeit info lge von Krankheit oder 

anderen Gebrechen oder Schwäche seiner (ihrer) körperlichen oder geistigen 

Kräfte grundsätzlich außer Stande war, regelmäßig erwerbstätig zu sein, dennoch 

aber mindestens 120 Be itragsmonate der Pflichtversicherung nach diesem oder 

einem anderen Bundesgesetz erworben hat. 

Alters(Erwerbsunfähigkeits)pension, Ausmaß Alters(Erwerbsunfähigkeits)pension, Ausmaß 

§ 139. (1) bis (6) unverändert. § 139. (1) bis (6) unverändert. 

(7) Bei Anwendung des Abs. 4 ist, wenn zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme 

der Leistung bereits ein bescheidmäßig zuerkannter Anspruch auf eine Pension aus 

einer gesetzlichen Pensionsversicherung mit Ausnahme von Pensionen aus dem 

Versicherungsfall des Todes bestanden hat, der Stichtag dieser Pension 

heranzuziehen.   

(7) Besteht bei Eintritt eines Versicherungsfalles der Erwerbsunfähigkeit oder 

des Alters ein bescheidmäßig zuerkannter Anspruch auf eine Pension aus eigener 

Pensionsversicherung, so gilt die Verminderung nach Abs. 4 für diese Pension 

auch für die hinzutretende Leistung. 

Erhöhung der Alterspension bei Aufschub der Geltendmachung des 
Anspruches 

Erhöhung der Alterspension bei Aufschub der Geltendmachung des 
Anspruches 

§ 143a. (1) unverändert. § 143a. (1) unverändert. 

(2) Für die Berechnung der Alterspension gemäß § 139 sind auch die nach der 

Erreichung des Anfallsalters erworbenen Versicherungszeiten heranzuziehen.   

 

Soziale Maßnahmen Soziale Maßnahmen 

§ 162. (1) bis (3) unverändert. § 162. (1) bis (3) unverändert. 

(4) Als Maßnahme im Sinne des Abs. 1 kann der Versicherungsträger 

überdies durch die Gewährung von Zuschüssen an die in Betracht kommenden 

Einrichtungen einer Gemeinde, einer Gebietskörperschaft, einer 

Landesgeschäftsstelle des Arbeitsmarktservice, eines Bundesamtes für Soziales 

und Behindertenwesen, eines Sozialversicherungsträgers sowie einer gesetzlichen 

beruflichen Vertretung der Dienstgeber und Dienstnehmer die Beschäftigung des 

Behinderten in einer geschützten Werkstätte bzw. in einer Einrichtung der 

Beschäftigungstherapie fördern. 

(4) Als Maßnahme im Sinne des Abs. 1 kann der Versicherungsträger 

überdies durch die Gewährung von Zuschüssen an die in Betracht kommenden 

Einrichtungen einer Gemeinde, einer Gebietskörperschaft, einer 

Landesgeschäftsstelle des Arbeitsmarktservice, des Bundesamtes für Soziales und 

Behindertenwesen, eines Sozialversicherungsträgers sowie einer gesetzlichen 

beruflichen Vertretung der Dienstgeber und Dienstnehmer die Beschäftigung des 

Behinderten in einer geschützten Werkstätte bzw. in einer Einrichtung der 

Beschäftigungstherapie fördern. 

(5) unverändert. (5) unverändert. 

Überweisungsbetrag und Beitragserstattung Überweisungsbetrag und Beitragserstattung 

§ 172. (1) bis (4) unverändert. § 172. (1) bis (4) unverändert. 

(5) Zuständig für die Feststellung und Leistung des Überweisungsbetrages 

gemäß Abs. 1 und für die Erstattung der Beiträge nach Abs. 3 ist der 

(5) Zuständig für die Feststellung und Leistung des Überweisungsbetrages 

gemäß Abs. 1 und für die Erstattung der Beiträge nach Abs. 3 ist der 
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Versicherungsträger nach diesem Bundesgesetz, nach dem Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetz oder nach dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz, in 

dessen Versicherung in den letzten 15 Jahren vor dem Stichtag gemäß Abs. 7 

ausschließlich, mehr oder die meisten Versicherungsmonate erworben wurden. 

Liegen Versicherungsmonate im gleichen Ausmaß vor, so ist der letzte 

Versicherungsmonat entscheidend; das gleiche gilt, wenn in den letzten 15 Jahren 

vor dem Stichtag keine Versicherungsmonate vorliegen. Wurde überhaupt kein 

Versicherungsmonat erworben, hat jener Versicherungsträger zu entscheiden, bei 

dem der Antrag eingebracht wurde. § 232a Abs. 3 des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes ist sinngemäß anzuwenden. 

Versicherungsträger nach diesem Bundesgesetz, nach dem Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetz oder nach dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz, in 

dessen Versicherung in den letzten 15 Jahren vor dem Stichtag gemäß Abs. 7 

ausschließlich, mehr oder die meisten Versicherungsmonate erworben wurden. 

Liegen Versicherungsmonate im gleichen Ausmaß vor, so ist der letzte 

Versicherungsmonat entscheidend; das gleiche gilt, wenn in den letzten 15 Jahren 

vor dem Stichtag keine Ve rsicherungsmonate vorliegen. Wurde überhaupt kein 

Versicherungsmonat erworben, hat jener Versicherungsträger zu entscheiden, bei 

dem der Antrag eingebracht wurde. 

(6) bis (8) unverändert. (6) bis (8) unverändert. 

Fälligkeit der Rückzahlung des Überweisungsbetrages Fälligkeit der Rückzahlung des Überweisungsbetrages 

§ 176. Der Überweisungsbetrag ist binnen 18 Monaten nach dem Ausscheiden 

aus dem pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis zu leisten bzw. 

zurückzuzahlen; wird jedoch ein Antrag auf eine Pension aus der gesetzlichen 

Pensionsversicherung gestellt, so ist der Überweisungsbetrag unverzüglich zu 

leisten bzw. zurückzuzahlen. § 173 letzter Satz gilt entsprechend. 

§ 176. Der Überweisungsbetrag ist binnen 18 Monaten nach dem 

Ausscheiden aus dem pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis 

zurückzuzahlen; wird jedoch ein Antrag auf eine Pension aus der gesetzlichen 

Pensionsversicherung gestellt, so ist der Überweis ungsbetrag unverzüglich 

zurückzuzahlen. § 173 letzter Satz gilt entsprechend. 

Jahresvoranschlag und Gebarungsvorschaurechnung Jahresvoranschlag und Gebarungsvorschaurechnung 

§ 215. (1) Der Versicherungsträger hat für jedes Geschäftsjahr einen 

Voranschlag und im Zusammenhang damit vierteljährlich für den Bereich der 

Krankenversicherung eine rollierende Gebarungsvorschaurechnung zu erstellen. 

§ 215. (1) Der Versicherungsträger hat für jedes Geschäftsjahr einen 

Voranschlag und im Zusammenhang damit vierteljährlich für den Bereich der 

Kranken- und Pensionsversicherung eine rollierende Gebarungsvorschaurechnung 

zu erstellen. 

(2) unverändert. (2) unverändert. 

Schlussbestimmung zu Art. VIII des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 169/2002 Schlussbestimmung zu Art. VIII des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 169/2002 

§ 297. unverändert. § 296a. unverändert. 

Schlussbestimmungen zu Art. 74 Teil 2 des Budgetbegleitgesetzes 2003, 
BGBl. I Nr. 71 

Schlussbestimmungen zu Art. 74 Teil 2 des Budgetbegleitgesetzes 2003, 
BGBl. I Nr. 71 

§ 298. (1) Es treten in Kraft: § 298. (1) Es treten in Kraft: 

 1. mit 1. Jänner 2004 die §§ 25 Abs. 6a, 33a samt Überschrift, 43a letzter 

Satz, 50 Abs. 1, 60 Abs. 1 und 2, 71 Abs. 2, 116 Abs. 7, 118 Abs. 2 lit. h  

und i, 120 Abs. 6 und 7, 122 Abs. 1 und 2, 123 Abs. 1, 139 Abs. 2 bis 5, 

141 Abs. 1, 143 samt Überschrift, 143a Abs. 1, 149 Abs. 1 und 7, 150 

Abs. 1 lit. a sublit. aa sowie 219 Abs. 1a, 2a und 3 in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003; 

 1. mit 1. Jänner 2004 die §§ 25 Abs. 6a, 33a samt  Überschrift, 43a letzter 

Satz, 50 Abs. 1, 60 Abs. 1 und 2, 71 Abs. 2, 116 Abs. 7, 118 Abs. 2 lit. h  

und i, 120 Abs. 7, 122 Abs. 1 und 2, 123 Abs. 1, 139 Abs. 2 bis 5, 141 

Abs. 1, 143 samt Überschrift, 143a Abs. 1, 149 Abs. 1 und 7, 150 Abs. 1 

lit. a sublit. aa sowie 219 Abs. 1a, 2a und 3 in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003; 

 2. mit 1. Juli 2004 die §§ 112 Abs. 1 Z 1, 119a Abs. 2, 132 Abs. 1 Z 3 sowie 

145 Abs. 1 Z 1 und 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 71/2003; 

 2. mit 1. Juli 2004 die §§ 112 Abs. 1  Z 1, 119a Abs. 2, 120 Abs. 6, 132 

Abs. 1 Z 3 sowie 145 Abs. 1 Z 1 und 2 in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 71/2003; 

(2) Es treten außer Kraft: (2) Es treten außer Kraft: 

 1. unverändert.  1. unverändert. 
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 2. mit Ablauf des 30.  Juni 2004 die §§ 120 Abs. 3 Z 2 lit. c, 130 Abs. 3 und 

131. 

 2. mit Ablauf des 30. Juni 2004 die §§ 120 Abs. 3 Z 2 lit. c und Abs. 6, 130 

Abs. 3 und 131. 

(3) bis (6) unverändert. (3) bis (6) unverändert. 

(7) Auf Personen, die die Anspruchsvoraussetzungen für die Alterspension 

spätestens am 31. Dezember 2003 erfüllen, ist weiterhin die am 31. Dezember 

2003 geltende Rechtslage anzuwenden. 

(7) Auf Personen, die die Anspruchsvoraussetzungen für die Alterspension 

spätestens am 31. Dezember 2003 erfüllen, ist weiterhin die am 31. Dezember 

2003 geltende Rechtslage anzuwenden, sofern dies für diese Personen günstiger 

ist. 

(8) unverändert. (8) unverändert. 

 (8a) Auf Personen, die Anspruch auf vorzeitige Alterspension bei langer 

Versicherungsdauer mit einem Stichtag nach dem 31. Dezember 2003 und vor 

dem 2. Juni 2004 haben, sind, sofern nicht Abs. 9 anzuwenden ist, die §§ 130 

Abs. 3 sowie 131 Abs. 2 und 3 in der am 30. Juni 2004 geltenden Fassung ab 

1. Juli 2004 weiterhin anzuwenden. Abs. 11 gilt entsprechend. 

(9) Auf Personen, die die Anspruchsvoraussetzungen für die vorzeitige 

Alterspension bei langer Versicherungsdauer – mit Ausnahme der Voraussetzung 

des Fehlens einer die Pflichtversicherung begründenden Erwerbstätigkeit am 

Stichtag (§ 131 Abs. 1 Z 4) – spätestens am 31. Dezember 2003 erfüllen, ist 

weiterhin die am 31. Dezember 2003 geltende Rechtslage anzuwenden. 

(9) Auf Personen, die die Anspruchsvoraussetzungen für die vorzeitige 

Alterspension bei langer Versicherungsdauer – mit Ausnahme der Voraussetzung 

des Fehlens einer die Pflichtversicherung begründenden Erwerbstätigkeit am 

Stichtag (§ 131 Abs. 1 Z 4) – spätestens am 31. Dezember 2003 erfüllen, ist 

weiterhin die am 31. Dezember 2003 geltende Rechtslage anzuwenden, sofern dies 

für diese Personen günstiger ist. 

(10) unverändert. (10) unverändert. 

(11) In Fällen des Abs. 10, in denen eine vorzeitige Alterspension nach § 131 

Abs. 2 weggefallen ist, ist die Verminderung nach § 139 Abs. 4 nach dem 

Erre ichen des Regelpensionsalters auf Antrag neu festzustellen; dabei beträgt die 

Verminderung für jeden Monat des Bezuges der vorzeitigen Alterspension 0,35 % 

der Leistung. 

(11) In Fällen des Abs. 10, in denen eine vorzeitige Alterspension nach § 131 

Abs. 2 weggefallen ist, ist die Verminderung nach § 139 Abs. 4 nach dem 

Erre ichen des Regelpensionsalters auf Antrag neu festzustellen; dabei beträgt die 

Verminderung für jeden Monat des Bezuges der vorzeitigen Alterspension 0,35 % 

der Leistung. Bei der Ermittlung der Witwen(Witwer)pension nach § 145 Abs. 1 

Z 5 ist der erste Satz so anzuwenden, dass die Verminderung von Amts wegen 

zum Zeitpunkt des Todes neu festzustellen ist. 

(12) Auf männliche Versicherte, die vor dem 1. Jänner 1947 geboren sind, 

und auf weibliche Versicherte, die vor dem 1. Jänner 1952 geboren sind, sind die 

am 31. Dezember 2003 geltenden Bestimmungen über die vorzeitige Alterspension 

bei langer Versicherungsdauer - mit Ausnahme der §§ 50 Abs. 1, 122 und 123 - so 

anzuwenden, dass abweichend von § 131 Abs. 1 

(12) Auf männliche Versicherte, die vor dem 1. Jänner 1947 geboren sind, 

und auf weibliche Versicherte, die vor dem 1. Jänner 1952 geboren sind, sind die 

am 31. Dezember 2003 geltenden Bestimmungen über die vorzeitige 

Alterspension bei langer Versicherungsdauer - mit Ausnahme der §§ 50 Abs. 1, 

122, 123, 139 und 143- so anzuwenden, dass abweichend von § 131 Abs. 1 

 1. und 2. unverändert.  1. und 2. unverändert. 

dabei sind auch zu berücksichtigen: dabei sind auch zu berücksichtigen: 

 - bis zu 60 Ersatzmonate für Zeiten der Kindererziehung (§§ 116a oder 

116b dieses Bundesgesetzes oder §§ 227a oder 228a ASVG oder 

§§ 107a oder 107b BSVG), die sich nicht mit Beitragsmonaten decken, 

 - bis zu 60 Ersatzmonate für Zeiten der Kindererziehung (§§ 116a oder 

116b dieses Bundesgesetzes oder §§ 227a oder 228a ASVG oder 

§§ 107a oder 107b BSVG), die sich nicht mit Beitragsmonaten decken, 

 - Ersatzmonate wegen eines Anspruchs auf Wochengeld (§ 227 Abs. 1 

Z 3 ASVG), die sich nicht mit Ersatzmonaten nach § 227a ASVG oder 

 - Ersatzmonate wegen eines Anspruchs auf Wochengeld (§ 227 Abs. 1 

Z 3 ASVG), die sich nicht mit Ersatzmonaten nach § 227a ASVG oder 
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nach § 228a ASVG decken, nach § 228a ASVG decken, 

 - bis zu 30 Ersatzmonate für Zeiten eines Präsenz- oder Zivildienstes 

(§ 116 Abs. 1 Z 3 dieses Bundesgesetzes oder § 227 Abs. 1 Z 7 und 8 

ASVG oder § 107 Abs. 1 Z 3 BSVG). 

 - bis zu 30 Ersatzmonate für Zeiten eines Präsenz- oder Zivildienstes 

(§ 116 Abs. 1 Z 3 dieses Bundesgesetzes oder § 227 Abs. 1 Z 7 und 8 

ASVG oder § 107 Abs. 1 Z 3 BSVG). 

§ 139 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 ist so 

anzuwenden, dass das Ausmaß von 1,78 Steigerungspunkten durch zwei 

Steigerungspunkte ersetzt wird; Abs. 14 zweiter und dritter Satz sind anzuwenden. 

§ 139 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 ist so 

anzuwenden, dass an die Stelle des Regelpensionsalters das jeweils geltende 

Anfallsalter für die vorzeitige Alterspension bei langer Versicherungsdauer tritt. 

§ 139 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 ist so 

anzuwenden, dass das Ausmaß von 1,78 Steigerungspunkten durch zwei 

Steigerungspunkte ersetzt wird; Abs. 14 zweiter und dritter Satz sind anzuwenden. 

§ 139 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 ist so 

anzuwenden, dass an die Stelle des Regelpensionsalters das jeweils geltende 

Anfallsalter für die vorzeitige Alterspension bei langer Versicherungsdauer tritt; 

Abs. 11 ist entsprechend anzuwenden. 

(13) Auf männliche Versicherte, die nach dem 31. Dezember 1946 und vor 

dem 1. Juli 1948 geboren sind, und auf weibliche Versicherte, die nach dem 

31. Dezember 1951 und vor dem 1. Juli 1953 geboren sind, ist Abs. 10 so 

anzuwenden, dass 

(13) Auf männliche Versicherte, die nach dem 31. Dezember 1946 und vor 

dem 1. Juli 1948 geboren sind, und auf weibliche Versicherte, die nach dem 

31. Dezember 1951 und vor dem 1. Juli 1953 geboren sind, ist Abs. 10 so 

anzuwenden, dass 

 1. und 2. unverändert.  1. und 2. unverändert. 

dabei sind auch zu berücksichtigen: dabei sind auch zu berücksichtigen: 

 - bis zu 60 Ersatzmonate für Zeiten der Kindererziehung (§§ 116a oder 

116b dieses Bundesgesetzes oder §§ 227a oder 228a ASVG oder 

§§ 107a oder 107b BSVG), die sich nicht mit Beitragsmonaten decken, 

 - bis zu 60 Ersatzmonate für Zeiten der Kindererziehung (§§ 116a oder 

116b dieses Bundesgesetzes oder §§ 227a oder 228a ASVG oder 

§§ 107a oder 107b BSVG), die sich nicht mit Beitragsmonaten decken, 

 - Ersatzmonate wegen eines Anspruchs auf Wochengeld (§ 227 Abs. 1 

Z 3 ASVG), die sich nicht mit Ersatzmonaten nach § 227a ASVG oder 

nach § 228a ASVG decken, 

 - Ersatzmonate wegen eines Anspruchs auf Wochengeld (§ 227 Abs. 1 

Z 3 ASVG), die sich nicht mit Ersatzmonaten nach § 227a ASVG oder 

nach § 228a ASVG decken, 

 - bis zu 30 Ersatzmonate für Zeiten eines Präsenz- oder Zivildienstes 

(§ 116 Abs. 1 Z 3 dieses Bundesgesetzes oder § 227 Abs. 1 Z 7 und 8 

ASVG oder § 107 Abs. 1 Z 3 BSVG). 

 - bis zu 30 Ersatzmonate für Zeiten eines Präsenz- oder Zivildienstes 

(§ 116 Abs. 1 Z 3 dieses Bundesgesetzes oder § 227 Abs. 1 Z 7 und 8 

ASVG oder § 107 Abs. 1 Z 3 BSVG). 

§ 139 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 ist – 

abweichend von Abs. 14 erster Satz – so anzuwenden, dass das Ausmaß von 1,78 

Steigerungspunkten bis zum Ablauf des Jahres 2007 durch zwei 

Steigerungspunkte, im Jahr 2008 durch 1,95 Steigerungspunkte, im Jahr 2009 

durch 1,90 Steigerungspunkte und im Jahr 2010 durch 1,85 Steigerungspunkte 

ersetzt wird; Abs. 14 zweiter und dritter Satz sind anzuwenden. § 139 Abs. 4 in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 ist so anzuwenden, dass an die 

Stelle des Regelpensionsalters das jeweils geltende Anfallsalter für die vorzeitige 

Alterspension bei langer Versicherungsdauer tritt. 

§ 139 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 ist – 

abweichend von Abs. 14 erster Satz – so anzuwenden, dass das Ausmaß von 1,78 

Steigerungspunkten bis zum Ablauf des Jahres 2007 durch zwei 

Steigerungspunkte, im Jahr 2008 durch 1,95 Steigerungspunkte, im Jahr 2009 

durch 1,90 Steigerungspunkte und im Jahr 2010 durch 1,85 Steigerungspunkte 

ersetzt wird; Abs. 14 zweiter und dritter Satz sind anzuwenden. § 139 Abs. 4 in 

der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 ist so anzuwenden, dass an 

die Stelle des Regelpensionsalters das jeweils geltende Anfallsalter für die 

vorzeitige Alterspension bei langer Versicherungsdauer tritt; Abs. 11 ist 

entsprechend anzuwenden. 

(13a) unverändert. (13a) unverändert. 

 (13b) Auf Personen, die die Anspruchsvoraussetzungen für eine 

Pensionsleistung nach Abs. 13 - mit Ausnahme der Voraussetzung des Fehlens 

einer die Pflichtversicherung begründenden Erwerbstätigkeit am Stichtag (§ 131 

Abs. 1  Z 4) - in einem der in Abs. 13 vorletzter Satz genannten Kalenderjahre 
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erfüllen, sind die dem jeweiligen Kalenderjahr zugeordneten Steigerungspunkte 

abweichend von § 139 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 71/2003 anzuwenden. 

(14) bis (15) unverändert. (14) bis (15) unverändert. 

(16) § 149 Abs. 7 dritter Satz in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 71/2003 gilt für die Ermittlung der Ausgleichszulage als monatliches 

Einko mmen 

(16) Abweichend von § 149 Abs. 7 dritter Satz in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 gilt für die Ermittlung der Ausgleichszulage 

als monatliches Einkommen 

 a) bis e) unverändert.  a) bis e) unverändert. 

des jeweiligen Richtsatzes. des jeweiligen Richtsatzes. 

(17) unverändert. (17) unverändert. 

(18) Bei Pensionen mit Stichtag nach dem 31. Dezember 2003 

(Neupensionen) ist eine Vergleichsberechnung vorzunehmen. Zu diesem Zweck ist 

eine Vergleichspension zu ermitteln, das ist jene Pension, die sich aus der 

Anwendung der am 31. Dezember 2003 geltenden Rechtslage ergibt; dabei ist 

§ 273 Abs. 18 so anzuwenden, dass sich die Zahl der monatlichen 

Gesamtbeitragsgrundlagen nach dem Stichtag der Neupension richtet. Die 

Vergleichspension ist der Neupension gegenüberzustellen. Ist die Neupension um 

mehr als 10 % niedriger als die Ve rgleichspension, so gelten 90 % der 

Vergleichspension als die gebührende Pension. 

(18) Bei Pensionen mit Stichtag nach dem 31. Dezember 2003 

(Neupensionen) ist eine Vergleichsberechnung vorzunehmen. Zu diesem Zweck 

ist zum Stichtag (§ 113 Abs. 2) eine Vergleichspension unter Anwendung der am 

31. Dezember 2003 in Geltung gestandenen Rechtslage zu ermitteln; dabei ist 

§ 273 Abs. 18a viertletzter bis letzter Satz nicht anzuwenden. Die 

Vergleichspension ist der Neupension gegenüberzustellen. Ist die Neupension um 

mehr als 10 % niedriger als die Vergleichspension, so gelten 90 % der 

Vergleichspension als die gebührende Pension. 

 Schlussbestimmungen zu Art. 2 des 2. Sozialversicherungs-
Änderungsgesetzes  2003, BGBl. I Nr. xx 

 § 300. (1) Es treten in Kraft: 

  1. mit 1. Jänner 2004 die §§ 33a Abs. 1 und 2, 60 Abs. 1, 71 Abs. 2, 116 

Abs. 7, 117a, 120 Abs. 2 lit. a, 132 Abs. 5, 133 Abs. 6, 139 Abs. 7, 162 

Abs. 4, 172 Abs. 5, 176, 215 Abs. 1, 297 sowie 298 Abs. 1, 2, 7, 8a, 9, 11 

bis 13, 13b, 16 und 18 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. xx/200x;  

  2. rückwirkend mit 1. November 2003 die §§ 116a Abs. 6 und 116b Abs. 3 

in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/200x. 

 (2) Es treten außer Kraft: 

  1. mit Ablauf des 31. Dezember 2003 § 143a Abs. 2; 

  2. mit Ablauf des 31. Oktober 2003 § 116b Abs. 4. 

Artikel 3 
Änderung des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes 

Erstattung von Beiträgen, die nach § 107 Abs. 9 und 10 entrichtet wurden Erstattung von Beiträgen, die nach § 107 Abs. 9 und 10 entrichtet wurden 

§ 33c. (1) Beiträge, die nach § 107 Abs. 9 und 10 entrichtet wurden, damit 

Ersatzzeiten für den Besuch von Schulen oder Hochschulen (§ 107 Abs. 7) 

§ 33d. (1) Beiträge, die nach § 107 Abs. 9 und 10 entrichtet wurden, damit 

Ersatzzeiten für den Besuch von Schulen oder Hochschulen oder für eine 
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anspruchs- oder leistungswirksam werden, sind dem (der) Versicherten oder den 

anspruchsberechtigten Hinterbliebenen in dem Umfang vom leistungspflichtigen 

Versicherungsträger zu erstatten, als die Anspruchs- oder Leistungswirksamkeit 

dieser Ersatzzeiten nicht eintritt. Die Erstattung hat von Amts wegen innerhalb 

eines Jahres nach Eintritt der Rechtskraft der Entscheidung über die Zuerkennung 

der Leistung zu erfolgen. 

vorgeschriebene Ausbildung im Anschluss an ein Hochschulstudium (§ 107 

Abs. 7) anspruchs- oder leistungswirksam werden, sind dem (der) Versicherten 

oder den anspruchsberechtigten Hinterbliebenen in dem Umfang vom 

leistungspflichtigen Versicherungsträger zu erstatten, als die Anspruchs- oder 

Leistungswirksamkeit dieser Ersatzzeiten nicht eintritt. Die Erstattung hat von 

Amts wegen innerhalb eines Jahres nach Eintritt der Rechtskraft der Entscheidung 

über die Zuerkennung der Leistung zu erfolgen. 

(2) Bei der Erstattung gehen Beiträge, die Ersatzmonate für den 

Hochschulbesuch (§ 107 Abs. 9 Z 2) betreffen, den anderen Beiträgen nach § 107 

Abs. 9 vor. 

(2) Bei der Erstattung gehen Beiträge, die Ersatzmonate für den 

Hochschulbesuch und für eine vorgeschriebene Ausbildung im Anschluss an ein 

Hochschulstudium (§ 107 Abs. 9 Z 2) betreffen, den anderen Beiträgen nach § 107 

Abs. 9 vor. 

(3) unverändert. (3) unverändert. 

Anfall der Leistungen Anfall der Leistungen 

§ 51. (1) bis (3) unverändert. § 51. (1) bis (3) unverändert. 

(4) Leistungen aus der Unfallversicherung fallen, wenn innerhalb von zwei 

Jahren nach Eintritt des Versicherungsfalles weder der Anspruch von Amts wegen 

festgestellt noch ein Antrag auf Feststellung des Anspruches gestellt wurde, mit 

dem Tag der späteren Antragstellung bzw. mit dem Tag der Einleitung des 

Verfahrens an, das zur Feststellung des Anspruches führt. Wird eine 

Unfallsanzeige innerhalb von zwei Jahren nach Eintritt des Versicherungsfalles 

erstattet, so gilt der Zeitpunkt des Einlangens der Unfallsanzeige beim 

Versicherungsträger als Tag der Einleitung des Verfahrens, wenn dem 

Versicherten zum Zeitpunkt der späteren Antragstellung oder Einleitung des 

Verfahrens noch ein Anspruch auf Rentenleistungen zusteht. Wird für ein doppelt 

verwaistes Kind ein Antrag auf Waisenrente nach einem Elternteil gestellt, so ist 

dieser Antrag rechtswirksam für den Anspruch auf Waisenrente bzw. 

Waisenpension nach beiden Elternteilen und gilt für alle Unfallversicherungsträger 

bzw. Pensionsversicherungsträger nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz.  

(4) Leistungen aus der Unfallversicherung fallen, wenn innerhalb von zwei 

Jahren nach Eintritt des Versicherungsfalles weder der Anspruch von Amts wegen 

festgestellt noch ein Antrag auf Feststellung des Anspruches gestellt wurde, mit 

dem Tag der späteren Antragstellung bzw. mit dem Tag der Einleitung des 

Verfahrens an, das zur Feststellung des Anspruches führt. Wird eine 

Unfallmeldung innerhalb von zwei Jahren nach Eintritt des Versicherungsfalles 

erstattet, so gilt der Zeitpunkt des Einlangens der Unfallmeldung beim 

Versicherungsträger als Tag der Einleitung des Verfahrens, wenn dem 

Versicherten zum Zeitpunkt der späteren Antragstellung oder Einleitung des 

Verfahrens noch ein Anspruch auf Rentenleistungen zusteht. Wird für ein doppelt 

verwaistes Kind ein Antrag auf Waisenrente nach einem Elternteil gestellt, so ist 

dieser Antrag rechtswirksam für den Anspruch auf Waisenrente bzw. 

Waisenpension nach beiden Elternteilen und gilt für alle Unfallversicherungsträger 

bzw. Pensionsversicherungsträger nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz.  

(5) unverändert. (5) unverändert. 

Berücksichtigung von Erwerbseinkommen bei Leistungen Berücksichtigung von Erwerbseinkommen bei Leistungen 

§ 56. (1) Als Erwerbseinkommen gilt, sofern in diesem Bundesgesetz nicht 

anderes bestimmt wird, bei einer 

§ 56. (1) Als Erwerbseinkommen gilt, sofern in diesem Bundesgesetz nicht 

anderes bestimmt wird, bei einer 

 1. und 2. unverändert.  1. und 2. unverändert. 

Die im § 1 Z 4 lit. c des Teilpensionsgesetzes, BGBl. I Nr. 138/1997, genannten 

Bezüge sowie Bezüge nach § 10 Abs. 2 des Bezügebegrenzungsgesetzes sind dem 

Erwerbseinkommen aus einer die Pflichtversicherung begründenden 

Erwerbstätigkeit gleichzuhalten. 

Die im § 1 Z 4 lit. c  des Teilpensionsgesetzes, BGBl. I Nr. 138/1997, genannten 

Bezüge sowie Bezüge nach § 10 Abs. 2 des Bundesverfassungsges etzes über die 

Begrenzung von Bezügen öffentlicher Funktionäre, BGBl. I Nr. 64/1997, sind dem 

Erwerbseinkommen aus einer die Pflichtversicherung begründenden 

Erwerbstätigkeit gleichzuhalten. 

(2) unverändert. (2) unverändert. 
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Aufrechnung Aufrechnung 

§ 67. (1) unverändert. § 67. (1) unverändert. 

(2) Die Aufrechnung gemäß Abs. 1 Z 1, 2 und 4 ist in der Unfall- und in der 

Pensionsversicherung nur bis zur Hälfte der zu erbringenden Geldleistung zulässig. 

(2) Die Aufrechnung nach Abs. 1 Z 1, 2 und 4 ist nur bis zur Hälfte der zu 

erbringenden Geldleistung zulässig, wobei jedoch der anspruchsberechtigten 

Person ein Gesamteinkommen in der Höhe von 90 % des jeweils in Betracht 

kommenden Richtsatzes nach § 141 verbleiben muss. Gesamteinkommen ist die 

zu erbringende Geldleistung zuzüglich eines aus übrigen Einkünften der 

leistungsberechtigten Person erwachsenden Nettoeinkommens (§ 140) und der 

nach § 142 zu berücksichtigenden Beträge. 

(3) unverändert. (3) unverändert. 

Ersatzzeiten Ersatzzeiten 

§ 107. (1) bis (6) unverändert. § 107. (1) bis (6) unverändert. 

(7) Als Ersatzzeiten gelten ferner die Zeiten, in denen nach Vollendung des 

15. Lebensjahres eine inländische öffentliche oder mit dem Öffentlichkeitsrecht 

ausgestattete mittlere Schule mit mindestens zweijährigem Bildungsgang, eine 

höhere Schule (das Lycee Francais in Wien), Akademie oder verwandte 

Lehranstalt oder eine inländische Hochschule bzw. Kunstakademie oder 

Kunsthochschule in dem für die betreffende Schul(Studien)art vorgeschriebenen 

normalen Ausbildungs(Studien)gang besucht wurde, oder eine Ausbildung am 

Lehrinstitut für Dentisten in Wien oder nach dem Hochschulstudium eine 

vorgeschriebene Ausbildung für den künftigen, abgeschlossene Hochschulbildung 

erfordernden Beruf erfolgt ist; hiebei werden höchstens ein Jahr des Besuches des 

Lehrinstitutes für Dentisten in Wien, höchstens zwei Jahre des Besuches einer 

mittleren Schule, höchstens drei Jahre des Besuches einer höheren Schule (des 

Lycee Francais in Wien), Akademie oder verwandten Lehranstalt, höchstens zwölf 

Semester des Besuches einer Hochschule, einer Kunstakademie oder 

Kunsthochschule und höchstens sechs Jahre der vorgeschriebenen Ausbildung für 

den künftigen, abgeschlossene Hochschulbildung erfordernden Beruf 

berücksichtigt, und zwar jedes volle Schuljahr, angefangen von demjenigen, das im 

Kalenderjahr der Vollendung des 15.Lebensjahres begonnen hat, mit acht 

Monaten, gerechnet ab dem in das betreffende Schuljahr fallenden 1. November, 

jedes Studiensemester mit vier Monaten, gerechnet ab dem in das betreffende 

Semester fallenden 1. Oktober bzw. 1. März, und die Ausbildungszeit mit zwei 

Drittel ihrer Dauer, zurückgerechnet vom letzten Ausbildungsmonat. Für die Zeit 

vor dem 16. Oktober 1918 ist dem Besuch einer inländischen Schule der Besuch 

einer gleichartigen, im Gebiet der ehemaligen österreichisch-ungarischen 

Monarchie gelegenen Schule gleichzuhalten. 

(7) Als Ersatzzeiten gelten ferner die Zeiten, in denen nach Vollendung des 

15. Lebensjahres eine inländische öffentliche oder mit dem Öffentlichkeitsrecht 

ausgestattete mittlere Schule mit mindestens zweijährigem Bildungsgang, eine 

höhere Schule (das Lycee Francais in Wien), Akademie oder verwandte 

Lehranstalt oder eine inländische Hochschule bzw. Kunstakademie oder 

Kunsthochschule in dem für die betreffende Schul(Studien)art vorgeschriebenen 

normalen Ausbildungs(Studien)gang besucht wurde, oder eine Ausbildung am 

Lehrinstitut für Dentisten in Wien oder nach dem Hochschulstudium eine 

vorgeschriebene Ausbildung für den künftigen, abgeschlossene Hochschulbildung 

erfordernden Beruf erfolgt ist; hiebei werden höchstens ein Jahr des Besuches des 

Lehrinstitutes für Dentisten in Wien, höchstens zwei Jahre des Besuches einer 

mittleren Schule, höchstens drei Jahre des Besuches einer höheren Schule (des 

Lycee Francais in Wien), Akademie oder verwandten Lehranstalt, höchstens zwölf 

Semester des Besuches einer Hochschule, einer Kunstakademie oder 

Kunsthochschule und höchstens sechs Jahre der vorgeschriebenen Ausbildung für 

den künftigen, abgeschlossene Hochschulbildung erfordernden Beruf 

berücksichtigt, und zwar jedes volle Schuljahr, angefangen von demjenigen, das 

im Kalenderjahr der Vollendung des 15.Lebensjahres begonnen hat, mit acht 

Monaten, gerechnet ab dem in das betreffende Schuljahr fallenden 1. November, 

jedes Studiensemester mit vier Monaten, gerechnet ab dem in das betreffende 

Semester fallenden 1. Oktober bzw. 1. März, und die Ausbildungszeit, 

zurückgerechnet vom letzten Ausbildungsmonat. Für die Zeit vor dem 

16. Oktober 1918 ist dem Besuch einer inländischen Schule der Besuch einer 

gleichartigen, im Gebiet der ehemaligen österreichisch-ungarischen Monarchie 

gelegenen Schule gleichzuhalten. 

(8) bis (10) unverändert. (8) bis (10) unverändert. 

Ersatzzeiten für Zeiten der Kindererziehung nach dem 31. Dezember 1955 Ersatzzeiten für Zeiten der Kindererziehung nach dem 31. Dezember 1955 

§ 107a. (1) bis (5) unverändert. § 107a. (1) bis (5) unverändert. 
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(6) Waren beide Elternteile in der Pensionsversicherung pflichtversichert oder 

lag bei keinem der Elternteile eine Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung 

bzw. ein Kinderbetreuungsgeldbezug oder Karenzgeldbezug vor oder bezogen 

beide Elternteile Karenzgeld (Karenzgeld bei Teilzeitbeschäftigung) besteht die 

Vermutung, daß die weibliche Versicherte das Kind tatsächlich und überwiegend 

erzogen hat. Der männliche Versicherte kann diese Vermutung widerlegen. 

(6) Waren beide Elternteile in der Pensionsversicherung pflichtversichert 

oder lag bei keinem der Elternteile eine Pflichtversicherung in der 

Pensionsversicherung bzw. ein Kinderbetreuungsgeldbezug oder Karenzgeldbezug 

vor oder bezogen beide Elternteile Karenzgeld (Karenzgeld bei 

Teilzeitbeschäftigung) besteht die Vermutung, daß die weibliche Versicherte das 

Kind tatsächlich und überwiegend erzogen hat. Diese Vermutung kann widerlegt 

werden. 

(7) Im Falle der Abs. 5 und 6 ist die Widerlegung der Vermutung bis 

spätestens zu dem Zeitpunkt zulässig, zu dem der Pensionsantrag eines der beiden 

Elternteile bescheidmäßig erledigt ist.   

 

(8) unverändert. (8) unverändert. 

Ersatzzeiten für Zeiten der Kindererziehung vor dem 1. Jänner 1956 Ersatzzeiten für Zeiten der Kindererziehung vor dem 1. Jänner 1956 

§ 107b. (1) und (2) unverändert. § 107b. (1) und (2) unverändert. 

(3) Anspruch für ein und dasselbe Kind besteht in den jeweiligen Zeiträumen 

nur für den Elternteil, der das Kind tatsächlich und überwiegend erzogen hat. 

Dabei besteht die Vermutung, daß die weibliche Versicherte das Kind tatsächlich 

und überwiegend erzogen hat. Der männliche Versicherte kann diese Vermutung 

widerlegen. 

(3) Anspruch für ein und dasselbe Kind besteht in den jeweiligen Zeiträumen 

nur für den Elternteil, der das Kind tatsächlich und überwiegend erzogen hat. 

Dabei besteht die Vermutung, daß die weibliche Versicherte das Kind tatsächlich 

und überwiegend erzogen hat. Diese Vermutung kann widerlegt werden. 

(4) Im Falle des Abs. 3 ist die Widerlegung der Vermutung bis spätestens zu 

dem Zeitpunkt zulässig, zu dem der Pensionsantrag eines der beiden Elternteile 

bescheidmäßig erledigt ist.   

 

Feststellung von Versicherungszeiten der Pensionsversicherung Feststellung von Versicherungszeiten der Pensionsversicherung 

§ 108a. Der Versicherte ist berechtigt, frühestens zwei Jahre vor Vollendung 

eines für eine Leistung aus einem Versicherungsfall des Alters maßgebenden 

Lebensalters beim Versicherungsträger einen Antrag auf Feststellung der nach den 

österreichischen Rechtsvorschriften zu berücksichtigenden Versicherungszeiten zu 

stellen. Für die Antragstellung ist § 104 Abs. 2 entsprechend anzuwenden.   

§ 108a. Der Versicherungsträger hat die nach den österreichischen 

Rechtsvorschriften zu berücksichtigenden Versicherungszeiten festzustellen, wenn 

dies der (die) Versicherte beantragt. Für die Antragstellung ist § 104 Abs. 2 

entsprechend anzuwenden.   

Wartezeit Wartezeit 

§ 111. (1) unverändert. § 111. (1) unverändert. 

(2) Die Wartezeit entfällt für eine Leistung aus dem Versicherungsfall der 

Erwerbsunfähigkeit oder aus dem Versicherungsfall des Todes, 

(2) Die Wartezeit entfällt für eine Leistung aus dem Versicherungsfall der 

Erwerbsunfähigkeit oder aus dem Versicherungsfall des Todes, 

 a) wenn der Versicherungsfall die Folge eines Arbeitsunfalles oder einer 

Berufskrankheit (§§ 175 und 176 bzw. 177 des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes) ist, der (die) bei einem in der 

Pensionsversicherung nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz 

Pflichtversicherten bzw. bei einem nach § 19a des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes Selbstversicherten eingetreten ist, oder 

 a) wenn der Versicherungsfall die Folge eines Arbeitsunfalles oder einer 

Berufskrankheit (§§ 175 bis 177 ASVG, §§ 148c bis 148e dieses 

Bundesgesetzes) ist, der (die) bei einem in der Pensionsversicherung 

nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz Pflichtversicherten 

bzw. bei einem nach § 19a des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes Selbstversicherten eingetreten ist, oder 

 b) und c) unverändert.  b) und c) unverändert. 
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(3) bis (7) unverändert. (3) bis (7) unverändert. 

Erwerbsunfähigkeitspension Erwerbsunfähigkeitspension 

§ 123. (1) bis (4) unverändert. § 123. (1) bis (4) unverändert. 

(5) Bezieht eine Person, die Anspruch auf Erwerbsunfähigkeitspension hat, in 

einem Kalendermonat ein Erwerbseinkommen (§ 56), das den Betrag gemäß § 5 

Abs. 2 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes übersteigt, so wandelt sich 

der Anspruch auf die gemäß § 130 ermittelte Pension für diesen Kalendermonat in 

einen Anspruch auf Teilpension. 

(5) Bezieht eine Person, die Anspruch auf Erwerbsunfähigkeitspension hat, in 

einem Kalendermonat ein Erwerbseinkommen (§ 56), das den Betrag gemäß § 5 

Abs. 2 Z 2 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes übersteigt, so wandelt 

sich der Anspruch auf die gemäß § 130 ermittelte Pension für diesen 

Kalendermonat in einen Anspruch auf Teilpension. 

(6) und (7) unverändert. (6) und (7) unverändert. 

Begriff der Erwerbsunfähigkeit Begriff der Erwerbsunfähigkeit 

§ 124. (1) bis (3) unverändert. § 124. (1) bis (3) unverändert. 

 (4) Nach Maßgabe der Abs. 1 bis 3 gilt der (die) Versicherte auch dann als 

erwerbsunfähig, wenn er (sie) bereits vor der erstmaligen Aufnahme einer die 

Pflichtversicherung begründenden Erwerbstätigkeit infolge von Krankheit oder 

anderen Gebrechen oder Schwäche seiner (ihrer) körperlichen oder geistigen 

Kräfte grundsätzlich außer Stande war, regelmäßig erwerbstätig zu sein, dennoch 

aber mindestens 120 Be itragsmonate der Pflichtversicherung nach diesem oder 

einem anderen Bundesgesetz erworben hat. 

Alters(Erwerbsunfähigkeits)pension, Ausmaß Alters(Erwerbsunfähigkeits)pension, Ausmaß 

§ 130. (1) bis (6) unverändert. § 130. (1) bis (6) unverändert. 

(7) Bei Anwendung des Abs. 4 ist, wenn zum Zeitpunkt der Inanspruchnahme 

der Leistung bereits ein bescheidmäßig zuerkannter Anspruch auf eine Pension aus 

einer gesetzlichen Pensionsversicherung mit Ausnahme von Pensionen aus dem 

Versicherungsfall des Todes bestanden hat, der Stichtag dieser Pension 

heranzuziehen.   

(7) Besteht bei Eintritt eines Versicherungsfalles der Erwerbsunfähigkeit oder 

des Alters ein bescheidmäßig zuerkannter Anspruch auf eine Pension aus eigener 

Pensionsversicherung, so gilt die Verminderung nach Abs. 4 für diese Pension 

auch für die hinzutretende Leistung.   

Erhöhung der Alterspension bei Aufschub der Geltendmachung des 
Anspruches 

Erhöhung der Alterspension bei Aufschub der Geltendmachung des 
Anspruches 

§ 134a. (1) unverändert. § 134a. (1) unverändert. 

(2) Für die Berechnung der Alterspension gemäß § 130 sind auch die nach der 

Erreichung des Anfallsalters erworbenen Versicherungszeiten heranzuziehen. 

 

Soziale Maßnahmen der Rehabilitation Soziale Maßnahmen der Rehabilitation 

§ 149a. (1) bis (3) unverändert. § 149a. (1) bis (3) unverändert. 

(4) Als Maßnahme im Sinne des Abs. 1 kann der Versicherungsträger 

überdies durch die Gewährung von Zuschüssen an die in Betracht kommenden 

Einrichtungen einer Gemeinde, einer Gebietskörperschaft, des 

Arbeitsmarktservice, eines Bundessozialamtes sowie eines 

Sozialversicherungsträgers die Beschäftigung des Versehrten in einer geschützten 

(4) Als Maßnahme im Sinne des Abs. 1 kann der Versicherungsträger 

überdies durch die Gewährung von Zuschüssen an die in Betracht kommenden 

Einrichtungen einer Gemeinde, einer Gebietskörperschaft, des 

Arbeitsmarktservice, des Bundesamtes für Soziales und Behindertenwesen sowie 

eines Sozialversicherungsträgers die Beschäftigung des Versehrten in einer 
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Werkstätte bzw. in einer Einrichtung der Beschäftigungstherapie fördern. geschützten Werkstätte bzw. in einer Einrichtung der Beschäftigungstherapie 

fördern. 

(5) unverändert. (5) unverändert. 

Soziale Maßnahmen Soziale Maßnahmen 

§ 154. (1) bis (3) unverändert. § 154. (1) bis (3) unverändert. 

(4) Als Maßnahme im Sinne des Abs. 1 kann der Versicherungsträger 

überdies durch die Gewährung von Zuschüssen an die in Betracht kommenden 

Einrichtungen einer Gemeinde, einer Gebietskörperschaft, einer 

Landesgeschäftsstelle des Arbeitsmarktservice, eines Bundesamtes für Soziales 

und Behindertenwesen, eines Sozialversicherungsträgers sowie einer gesetzlichen 

beruflichen Vertretung der Dienstgeber und Dienstnehmer die Beschäftigung des 

Behinderten in einer geschützten Werkstätte bzw. in einer Einrichtung der 

Beschäftigungstherapie fördern. 

(4) Als Maßnahme im Sinne des Abs. 1 kann der Versicherungsträger 

überdies durch die Gewährung von Zuschüssen an die in Betracht kommenden 

Einrichtungen einer Gemeinde, einer Gebietskörperschaft, einer 

Landesgeschäftsstelle des Arbeitsmarktservice, des Bundesamtes für Soziales und 

Behindertenwesen, eines Sozialversicherungsträgers sowie einer gesetzlichen 

beruflichen Vertretung der Dienstgeber und Dienstnehmer die Beschäftigung des 

Behinderten in einer geschützten Werkstätte bzw. in einer Einrichtung der 

Beschäftigungstherapie fördern. 

(5) unverändert. (5) unverändert. 

Überweisungsbetrag und Beitragserstattung Überweisungsbetrag und Beitragserstattung 

§ 164. (1) bis (4) unverändert. § 164. (1) bis (4) unverändert. 

(5) Zuständig für die Feststellung und Leistung des Überweisungsbetrages 

gemäß Abs. 1 und für die Erstattung der Beiträge nach Abs. 3 ist der 

Versicherungsträger nach diesem Bundesgesetz, nach dem Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetz oder nach dem Gewerblichen 

Sozialversicherungsgesetz, in dessen Versicherung in den letzten 15 Jahren vor 

dem Stichtag gemäß Abs. 7 ausschließlich mehr oder die meisten 

Versicherungsmonate erworben wurden. Liegen Versicherungsmonate im gleichen 

Ausmaß vor, so ist der letzte Versicherungsmonat entscheidend; das gleiche gilt, 

wenn in den letzten 15 Jahren vor dem Stichtag keine Versicherungsmonate 

vorliegen. Wurde überhaupt kein Versicherungsmonat erworben, hat jener 

Versicherungsträger zu entscheiden, bei dem der Antrag eingebracht wurde. 

§ 232 a Abs. 3 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes ist sinngemäß 

anzuwenden. 

(5) Zuständig für die Feststellung und Leistung des Überweisungsbetrages 

gemäß Abs. 1 und für die Erstattung der Beiträge nach Abs. 3 ist der 

Versicherungsträger nach diesem Bundesgesetz, nach dem Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetz oder nach dem Gewerblichen 

Sozialversicherungsgesetz, in dessen Versicherung in den letzten 15 Jahren vor 

dem Stichtag gemäß Abs. 7 ausschließlich mehr oder die meisten 

Versicherungsmonate erworben wurden. Liegen Versicherungsmonate im gleichen 

Ausmaß vor, so ist der letzte Versicherungsmonat entscheidend; das gleiche gilt, 

wenn in den letzten 15 Jahren vor dem Stichtag keine Versicherungsmonate 

vorliegen. Wurde überhaupt kein Versicherungsmonat erworben, hat jener 

Versicherungsträger zu entscheiden, bei dem der Antrag eingebracht wurde.  

(6) bis (8) unverändert. (6) bis (8) unverändert. 

Fälligkeit der Rückzahlung des Überweisungsbetrages Fälligkeit der Rückzahlung des Überweisungsbetrages 

§ 168. Der Überweisungsbetrag ist binnen 18 Monaten nach dem Ausscheiden 

aus dem pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis zu leisten bzw. 

zurückzuzahlen; wird jedoch ein Antrag auf eine Pension aus der gesetzlichen 

Pensionsversicherung gestellt, so ist der Überweisungsbetrag unverzüglich zu 

leisten bzw. zurückzuzahlen. § 165 letzter Satz gilt entsprechend. 

§ 168. Der Überweisungsbetrag ist binnen 18 Monaten nach dem 

Ausscheiden aus dem pensionsversicherungsfreien Dienstverhältnis 

zurückzuzahlen; wird jedoch ein Antrag auf eine Pension aus der gesetzlichen 

Pensionsversicherung gestellt, so ist der Überweisungsbetrag unverzüglich 

zurückzuzahlen. § 165 letzter Satz gilt entsprechend. 

Jahresvoranschlag und Gebarungsvorschaurechnung Jahresvoranschlag und Gebarungsvorschaurechnung 

§ 203. (1) Der Versicherungsträger hat für jedes Geschäftsjahr einen 

Voranschlag und im Zusammenhang damit vierteljährlich für den Bereich der 

§ 203. (1) Der Versicherungsträger hat für jedes Geschäftsjahr einen 

Voranschlag und im Zusammenhang damit vierteljährlich für den Bereich der 
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Kranken- und Unfallversicherung eine rollierende Gebarungsvorschaurechnung zu 

erstellen. 

Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung eine rollierende 

Gebarungsvorschaurechnung zu erstellen. 

(2) unverändert. (2) unverändert. 

Schlussbestimmung zu Art. IX des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 169/2002 Schlussbestimmung zu Art. IX des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 169/2002 

§ 286. unverändert. § 285a. unverändert. 

Schlussbestimmungen zu Art. 75 des Budgetbegleitgesetzes 2003, BGBl. I 
Nr. 71 

Schlussbestimmungen zu Art. 75 Teil 1 des Budgetbegleitgesetzes 2003, 
BGBl. I Nr. 71 

§ 286. (1) und (2) unverändert. § 286. (1) und (2) unverändert. 

Schlussbestimmungen zu Art. 75 Teil 2 des Budgetbegleitgesetzes 2003, 
BGBl. I Nr. 71 

Schlussbestimmungen zu Art. 75 Teil 2 des Budgetbegleitgesetzes 2003, 
BGBl. I Nr. 71 

§ 287. (1) Es treten in Kraft: § 287. (1) Es treten in Kraft: 

 1. mit 1. Jänner 2004 die §§ 33c samt Überschrift, 41a letzter Satz, 46 

Abs. 1, 56 Abs. 1 und 2, 67 Abs. 2, 107 Abs. 7, 111 Abs. 7, 113 Abs. 1 

und 2, 114 Abs. 1, 130 Abs. 2 bis 5, 132 Abs. 1, 134 samt Überschrift, 

134a Abs. 1, 140 Abs. 1 und 7, 141 Abs. 1 lit. a sublit. aa sowie 207 

Abs. 1a, 2a und 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003; 

 1. mit 1. Jänner 2004 die §§ 33d samt Überschrift, 41a letzter Satz, 46 

Abs. 1, 56 Abs. 1 und 2, 67 Abs. 2, 107 Abs. 7, 111 Abs. 7, 113 Abs. 1 

und 2, 114 Abs. 1, 130 Abs. 2 bis 5, 132 Abs. 1, 134 samt Überschrift, 

134a Abs. 1, 140 Abs. 1 und 7, 141 Abs. 1 lit. a sublit. aa sowie 207 

Abs. 1a, 2a und 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 71/2003; 

 2. unverändert.  2. unverändert. 

(2) unverändert. (2) unverändert. 

(3) § 33c in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 ist auf 

Versicherungsfälle anzuwenden, in denen der Stichtag nach dem 31. Dezember 

2003 liegt. Auf Versicherungsfälle, in denen der Stichtag vor dem 1. Jänner 2004 

liegt, ist die zitierte Bestimmung nur dann anzuwenden, wenn der (die) Versicherte 

bzw. der (die) Leistungsbezieher(in) die Beitragserstattung beantragt, und zwar so, 

dass eine allfällige Erstattung innerhalb eines Jahres nach der Antragstellung zu 

erfolgen hat und die Beiträge mit den für das Kalenderjahr 2004 geltenden 

Aufwertungsfaktoren aufzuwerten sind. Die Rechtskraft bereits ergangener 

Entscheidungen steht dem nicht entgegen. 

(3) § 33d in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 ist auf 

Versicherungsfälle anzuwenden, in denen der Stichtag nach dem 31. Dezember 

2003 liegt. Auf Versicherungsfälle, in denen der Stichtag vor dem 1. Jänner 2004 

liegt, ist die zitierte Bestimmung nur dann anzuwenden, wenn der (die) 

Versicherte bzw. der (die) Leistungsbezieher(in) die Beitragserstattung beantragt, 

und zwar so, dass eine allfällige Erstattung innerhalb eines Jahres nach der 

Antragstellung zu erfolgen hat und die Beiträge mit den für das Kalenderjahr 2004 

geltenden Aufwertungsfaktoren aufzuwerten sind. Die Rechtskraft bereits 

ergangener Entscheidungen steht dem nicht entgegen. 

(4) bis (6) unverändert. (4) bis (6) unverändert. 

(7) Auf Personen, die die Anspruchsvoraussetzungen für die Alterspension 

spätestens am 31. Dezember 2003 erfüllen, ist weiterhin die am 31. Dezember 

2003 geltende Rechtslage anzuwenden. 

(7) Auf Personen, die die Anspruchsvoraussetzungen für die Alterspension 

spätestens am 31. Dezember 2003 erfüllen, ist weiterhin die am 31. Dezember 

2003 geltende Rechtslage anzuwenden, sofern dies für diese Personen günstiger 

ist. 

(8) unverändert. (8) unverändert. 

 (8a) Auf Personen, die Anspruch auf vorzeitige Alterspension bei langer 

Versicherungsdauer mit einem Stichtag nach dem 31. Dezember 2003 und vor 

dem 2. Juni 2004 haben, sind, sofern nicht Abs. 9 anzuwenden ist, die §§ 121 

Abs. 3 sowie 122 Abs. 2 und 3 in der am 30. Juni 2004 geltenden Fassung ab 
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1. Juli 2004 weiterhin anzuwenden. Abs. 11 gilt entsprechend. 

(9) Auf Personen, die die Anspruchsvoraussetzungen für die vorzeitige 

Alterspension bei langer Versicherungsdauer – mit Ausnahme der Voraussetzung 

des Fehlens einer die Pflichtversicherung begründenden Erwerbstätigkeit am 

Stichtag (§ 122 Abs. 1 Z 4) – spätestens am 31. Dezember 2003 erfüllen, ist 

weiterhin die am 31. Dezember 2003 geltende Rechtslage anzuwenden. 

(9) Auf Personen, die die Anspruchsvoraussetzungen für die vorzeitige 

Alterspension bei langer Versicherungsdauer – mit Ausnahme der Voraussetzung 

des Fehlens einer die Pflichtversicherung begründenden Erwerbstätigkeit am 

Stichtag (§ 122 Abs. 1 Z 4) – spätestens am 31. Dezember 2003 erfüllen, ist 

weiterhin die am 31. Dezember 2003 geltende Rechtslage anzuwenden, sofern dies 

für diese Personen günstiger ist. 

(10) unverändert. (10) unverändert. 

(11) In Fällen des Abs. 10, in denen eine vorzeitige Alterspension nach § 122 

Abs. 2 weggefallen ist, ist die Verminderung nach § 130 Abs. 4 nach dem 

Erreichen des Regelpensionsalters auf Antrag neu festzustellen; dabei beträgt die 

Verminderung für jeden Monat des Bezuges der vorzeitigen Alterspension 0,35 % 

der Leistung. 

(11) In Fällen des Abs. 10, in denen eine vorzeitige Alterspension nach § 122 

Abs. 2 weggefallen ist, ist die Verminderung nach § 130 Abs. 4 nach dem 

Erreichen des Regelpensionsalters auf Antrag neu festzustellen; dabei beträgt die 

Verminderung für jeden Monat des Bezuges der vorzeitigen Alterspension 0,35 % 

der Leistung. Bei der Ermittlung der Witwen(Witwer)pension nach § 136 Abs. 1 

Z 5 ist der erste Satz so anzuwenden, dass die Verminderung von Amts wegen 

zum Zeitpunkt des Todes neu festzustellen ist. 

(12) Auf männliche Versicherte, die vor dem 1. Jänner 1947 geboren sind, 

und auf weibliche Versicherte, die vor dem 1. Jänner 1952 geboren sind, sind die 

am 31. Dezember 2003 geltenden Bestimmungen über die vorzeitige Alterspension 

bei langer Versicherungsdauer - mit Ausnahme der §§ 46 Abs. 1, 113 und 114 - so 

anzuwenden, dass abweichend von § 122 Abs. 1 

(12) Auf männliche Versicherte, die vor dem 1. Jänner 1947 geboren sind, 

und auf weibliche Versicherte, die vor dem 1. Jänner 1952 geboren sind, sind die 

am 31. Dezember 2003 geltenden Bestimmungen über die vorzeitige 

Alterspension bei langer Versicherungsdauer - mit Ausnahme der §§ 46 Abs. 1, 

113, 114, 130 und 134 - so anzuwenden, dass abweichend von § 122 Abs. 1 

 1. und 2. unverändert.  1. und 2. unverändert. 

dabei sind auch zu berücksichtigen: dabei sind auch zu berücksichtigen: 

 - bis zu 60 Ersatzmonate für Zeiten der Kindererziehung (§§ 107a oder 

107b dieses Bundesgesetzes oder §§ 227a oder 228a ASVG oder §§ 116a 

oder 116b GSVG), die sich nicht mit Beitragsmonaten decken, 

 - bis zu 60 Ersatzmonate für Zeiten der Kindererziehung (§§ 107a oder 

107b dieses Bundesgesetzes oder §§ 227a oder 228a ASVG oder §§ 116a 

oder 116b GSVG), die sich nicht mit Beitragsmonaten decken, 

 - Ersatzmonate wegen eines Anspruchs auf Wochengeld (§ 227 Abs. 1 Z 3 

ASVG), die sich nicht mit Ersatzmonaten nach § 227a ASVG oder nach 

§ 228a ASVG decken, 

 - Ersatzmonate wegen eines Anspruchs auf Wochengeld (§ 227 Abs. 1 Z 3 

ASVG), die sich nicht mit Ersatzmonaten nach § 227a ASVG oder nach 

§ 228a ASVG decken, 

 - bis zu 30 Ersatzmonate für Zeiten eines Präsenz- oder Zivildienstes (§ 107 

Abs. 1 Z 3 dieses Bundesgesetzes oder § 227 Abs. 1 Z 7 und 8 ASVG oder 

§ 116 Abs. 1 Z 3 GSVG). 

 - bis zu 30 Ersatzmonate für Zeiten eines Präsenz- oder Zivildienstes (§ 107 

Abs. 1  Z 3 dieses Bundesgesetzes oder § 227 Abs. 1  Z 7 und 8 ASVG 

oder § 116 Abs. 1 Z 3 GSVG). 

§ 130 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 ist so 

anzuwenden, dass das Ausmaß von 1,78 Steigerungspunkten durch zwei 

Steigerungspunkte ersetzt wird; Abs. 14 zweiter und dritter Satz sind anzuwenden. 

§ 130 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 ist so 

anzuwenden, dass an die Stelle des Regelpensionsalters das jeweils geltende 

Anfallsalter für die vorzeitige Alterspension bei langer Versicherungsdauer tritt. 

§ 130 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 ist so 

anzuwenden, dass das Ausmaß von 1,78 Steigerungspunkten durch zwei 

Steigerungspunkte ersetzt wird; Abs. 14 zweiter und dritter Satz sind anzuwenden. 

§ 130 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 ist so 

anzuwenden, dass an die Stelle des Regelpensionsalters das jeweils geltende 

Anfallsalter für die vorzeitige Alterspension bei langer Versicherungsdauer tritt; 

Abs. 11 ist entsprechend anzuwenden. 

(13) Auf männliche Versicherte, die nach dem 31. Dezember 1946 und vor 

dem 1. Juli 1948 geboren sind, und auf weibliche Versicherte, die nach dem 

(13) Auf männliche Versicherte, die nach dem 31. Dezember 1946 und vor 

dem 1. Juli 1948 geboren sind, und auf weibliche Versicherte, die nach dem 
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31. Dezember 1951 und vor dem 1. Juli 1953 geboren sind, ist Abs. 10 so 

anzuwenden, dass 

31. Dezember 1951 und vor dem 1. Juli 1953 geboren sind, ist Abs. 10 so 

anzuwenden, dass 

 1. und 2. unverändert.  1. und 2. unverändert. 

dabei sind auch zu berücksichtigen: dabei sind auch zu berücksichtigen: 

 - bis zu 60 Ersatzmonate für Zeiten der Kindererziehung (§§ 107a oder 

107b dieses Bundesgesetzes oder §§ 227a oder 228a ASVG oder §§ 116a 

oder 116b GSVG), die sich nicht mit Beitragsmonaten decken, 

 - bis zu 60 Ersatzmonate für Zeiten der Kindererziehung (§§ 107a oder 

107b dieses Bundesgesetzes oder §§ 227a oder 228a ASVG oder §§ 116a 

oder 116b GSVG), die sich nicht mit Beitragsmonaten decken, 

 - Ersatzmonate wegen eines Anspruchs auf Wochengeld (§ 227 Abs. 1 Z 3 

ASVG), die sich nicht mit Ersatzmonaten nach § 227a ASVG oder nach 

§ 228a ASVG decken, 

 - Ersatzmonate wegen eines Anspruchs auf Wochengeld (§ 227 Abs. 1 Z 3 

ASVG), die sich nicht mit Ersatzmonaten nach § 227a ASVG oder nach 

§ 228a ASVG decken, 

 - bis zu 30 Ersatzmonate für Zeiten eines Präsenz- oder Zivildienstes (§ 107 

Abs. 1 Z 3 dieses Bundesgesetzes oder § 227 Abs. 1 Z 7 und 8 ASVG oder 

§ 116 Abs. 1 Z 3 GSVG). 

 - bis zu 30 Ersatzmonate für Zeiten eines Präsenz- oder Zivildienstes (§ 107 

Abs. 1  Z 3 dieses Bundesgesetzes oder § 227 Abs. 1  Z 7 und 8 ASVG 

oder § 116 Abs. 1 Z 3 GSVG). 

§ 130 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 ist – 

abweichend von Abs. 14 erster Satz – so anzuwenden, dass das Ausmaß von 1,78 

Steigerungspunkten bis zum Ablauf des Jahres 2007 durch zwei 

Steigerungspunkte, im Jahr 2008 durch 1,95 Steigerungspunkte, im Jahr 2009 

durch 1,90 Steigerungspunkte und im Jahr 2010 durch 1,85 Steigerungspunkte 

ersetzt wird; Abs. 14 zweiter und dritter Satz sind anzuwenden. § 130 Abs. 4 in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 ist so anzuwenden, dass an die 

Stelle des Regelpensionsalters das jeweils geltende Anfallsalter für die vorzeitige 

Alterspension bei langer Versicherungsdauer tritt. 

§ 130 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 ist – 

abweichend von Abs. 14 erster Satz – so anzuwenden, dass das Ausmaß von 1,78 

Steigerungspunkten bis zum Ablauf des Jahres 2007 durch zwei 

Steigerungspunkte, im Jahr 2008 durch 1,95 Steigerungspunkte, im Jahr 2009 

durch 1,90 Steigerungspunkte und im Jahr 2010 durch 1,85 Steigerungspunkte 

ersetzt wird; Abs. 14 zweiter und dritter Satz sind anzuwenden. § 130 Abs. 4 in 

der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 ist so anzuwenden, dass an 

die Stelle des Regelpensionsalters das jeweils geltende Anfallsalter für die 

vorzeitige Alterspension bei langer Versicherungsdauer tritt; Abs. 11 ist 

entsprechend anzuwenden. 

(13a) unverändert. (13a) unverändert. 

 (13b) Auf Personen, die die Anspruchsvoraussetzungen für eine 

Pensionsleistung nach Abs. 13 - mit Ausnahme der Voraussetzung des Fehlens 

einer die Pflichtversicherung begründenden Erwerbstätigkeit am Stichtag (§ 122 

Abs. 1  Z 4) - in einem der in Abs. 13 vorletzter Satz genannten Kalenderjahre 

erfüllen, sind die dem jeweiligen Kalenderjahr zugeordneten Steigerungspunkte 

abweichend von § 130 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 71/2003 anzuwenden. 

(14) bis (15) unverändert. (14) bis (15) unverändert. 

(16) § 140 Abs. 7 dritter Satz in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 71/2003 gilt für die Ermittlung der Ausgleichszulage als monatliches 

Einkommen 

(16) Abweichend von § 140 Abs. 7 dritter Satz in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 71/2003 gilt für die Ermittlung der Ausgleichszulage 

als monatliches Einkommen 

 a) bis e) unverändert.  a) bis e) unverändert. 

des jeweiligen Richtsatzes. des jeweiligen Richtsatzes. 

(17) unverändert. (17) unverändert. 

(18) Bei Pensionen mit Stichtag nach dem 31. Dezember 2003 

(Neupensionen) ist eine Vergleichsberechnung vorzunehmen. Zu diesem Zweck ist 

(18) Bei Pensionen mit Stichtag nach dem 31. Dezember 2003 

(Neupensionen) ist eine Vergleichsberechnung vorzunehmen. Zu diesem Zweck 
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eine Vergleichspension zu ermitteln, das ist jene Pension, die sich aus der 

Anwendung der am 31. Dezember 2003 geltenden Rechtslage ergibt; dabei ist 

§ 262 Abs. 9 so anzuwenden, dass sich die Zahl der monatlichen 

Gesamtbeitragsgrundlagen nach dem Stichtag der Neupension richtet. Die 

Vergleichspension ist der Neupension gegenüberzustellen. Ist die Neupension um 

mehr als 10 % niedriger als die Ve rgleichspension, so gelten 90 % der 

Vergleichspension als die gebührende Pension. 

ist zum Stichtag (§ 104 Abs. 2) eine Vergleichspension unter Anwendung der am 

31. Dezember 2003 in Geltung gestandenen Rechtslage zu ermitteln; dabei ist 

§ 262 Abs. 9a viertletzter bis letzter Satz nicht anzuwenden. Die 

Vergleichspension ist der Neupension gegenüberzustellen. Ist die Neupension um 

mehr als 10 % niedriger als die Vergleichspension, so gelten 90 % der 

Vergleichspension als die gebührende Pension. 

 Schlussbestimmungen zu Art. 3 des des 2. Sozialversicherungs-
Änderungsgesetzes  2003, BGBl. I Nr. xx 

 § 289. (1) Es treten in Kraft: 

  1. mit 1. Jänner 2004 die §§ 33c, 33d Abs. 1 und 2, 51 Abs. 4, 56 Abs. 1, 67 

Abs. 2, 107 Abs. 7, 108a, 111 Abs. 2 lit. a, 123 Abs. 5, 124 Abs. 4, 130 

Abs. 7, 149a  Abs. 4, 154 Abs. 4, 164 Abs. 5, 168, 203 Abs. 1, 286 sowie 

287 Abs. 1, 3, 7, 8a, 9, 11 bis 13, 13b, 16 und 18 in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/200x; 

  2. rückwirkend mit 1. November 2003 die §§ 107a Abs. 6 und 107b Abs. 3 

in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/200x. 

 (2) Es treten außer Kraft: 

  1. mit Ablauf des 31. Dezember 2003 § 134a Abs. 2; 

  2. mit Ablauf des 31. Oktober 2003 die §§ 107a Abs. 7 und 107b Abs. 4. 

Artikel 4 
Änderung des Beamten-Kranken- und Unfallversiche rung 

Anfall der Leistungen Anfall der Leistungen 

§ 32. (1) und (2) unverändert. § 32. (1) und (2) unverändert. 

(3) Leistungen aus der Unfallversicherung fallen, wenn innerhalb von zwei 

Jahren nach Eintritt des Versicherungsfalles weder der Anspruch von Amts wegen 

festgestellt, noch ein Antrag auf Feststellung des Anspruches gestellt wurde, mit 

dem Tag der späteren Antragstellung bzw. mit dem Tag der Einleitung des 

Verfahrens an, das zur Feststellung des Anspruches führt. Wird eine 

Unfallsanzeige innerhalb von zwei Jahren nach Eintritt des Versicherungsfalles 

erstattet, so gilt der Zeitpunkt des Einlangens der Unfallsanzeige bei der 

Versicherungsanstalt als Tag der Einleitung des Verfahrens, wenn dem 

Versicherten zum Zeitpunkt der späteren Antragstellung oder Einleitung des 

Verfahrens noch ein Anspruch auf Rentenleistungen zusteht. Wird für ein doppelt 

verwaistes Kind ein Antrag auf Waisenrente nach einem Elternteil gestellt, so ist 

dieser Antrag rechtswirksam für den Anspruch auf Waisenrente bzw. 

Waisenpension nach beiden Elternteilen und gilt für alle Unfallversicherungsträger 

bzw. Pensionsversicherungsträger. 

(3) Leistungen aus der Unfallversicherung fallen, wenn innerhalb von zwei 

Jahren nach Eintritt des Versicherungsfalles weder der Anspruch von Amts wegen 

festgestellt, noch ein Antrag auf Feststellung des Anspruches gestellt wurde, mit 

dem Tag der späteren Antragstellung bzw. mit dem Tag der Einleitung des 

Verfahrens an, das zur Feststellung des Anspruches führt. Wird eine 

Unfallmeldung innerhalb von zwei Jahren nach Eintritt des Versicherungsfalles 

erstattet, so gilt der Zeitpunkt des Einlangens der Unfallmeldung bei der 

Versicherungsanstalt als Tag der Einle itung des Verfahrens, wenn dem 

Versicherten zum Zeitpunkt der späteren Antragstellung oder Einleitung des 

Verfahrens noch ein Anspruch auf Rentenleistungen zusteht. Wird für ein doppelt 

verwaistes Kind ein Antrag auf Waisenrente nach einem Elternteil gestellt, so ist 

dieser Antrag rechtswirksam für den Anspruch auf Waisenrente bzw. 

Waisenpension nach beiden Elternteilen und gilt für alle Unfallversicherungsträger 

bzw. Pensionsversicherungsträger. 
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Aufrechnung Aufrechnung 

§ 44. (1) unverändert. § 44. (1) unverändert. 

(2) Die Aufrechnung nach Abs.1 Z 1 ist nur bis zur Hälfte der zu erbringenden 

Geldleistung zulässig. 

(2) Die Aufrechnung nach Abs. 1 Z 1 ist nur bis zur Hälfte der zu 

erbringenden Geldleistung zulässig, wobei jedoch der anspruchsberechtigten 

Person ein Gesamteinkommen in der Höhe von 90 % des jeweils in Betracht 

kommenden Richtsatzes nach § 293 ASVG verbleiben muss. Gesamteinkommen 

ist die zu erbringende Geldleistung zuzüglich eines aus übrigen Einkünften der 

leistungsberechtigten Person erwachsenden Nettoeinkommens (§ 292 ASVG) und 

der nach § 294 ASVG zu berücksichtigenden Beträge. 

(3) unverändert. (3) unverändert. 

 Schlussbestimmung zu Art. 4 des 2. Sozialversicherungs-
Änderungsgesetzes  2003, BGBl. I Nr. xx 

 § 208. Die §§ 32 Abs. 3 und 44 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. xx/200x treten mit 1. Jänner 2004 in Kraft. 
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